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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1622/2000 DER KOMMISSION

vom 24. Juli 2000

mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 über die gemeinsame
Marktorganisation für Wein und zur Einführung eines Gemeinschaftskodex der önologischen

Verfahren und Behandlungen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Nr. 2240/89 (10), (EWG) Nr. 3220/90 (11), zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 1477/99 (12), (EG)
Nr. 586/93 (13), zuletzt geändert durch die Verordnunggestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
(EG) Nr. 693/96 (14), (EG) Nr. 3111/93 (15), zuletzt geän-Gemeinschaft,
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 693/98 (16), und (EG)
Nr. 1128/96 (17).gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates

vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation
für Wein (1), insbesondere auf die Artikel 42, 44, 45, 46

(3) Der auf diese Weise festgelegte Gemeinschaftskodex mußund 80,
die bestehende Regelung enthalten und sie an die neuen
Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 an-in Erwägung nachstehender Gründe:
passen. Jedoch sind solche Änderungen vorzunehmen,
die diese Regelung kohärenter machen, vereinfachen und

(1) In Titel V Kapitel I der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 gewisse noch vorhandene Lücken schließen, um ein um-
sowie in mehreren Anhängen derselben Verordnung fassendes gemeinschaftliches Regelwerk in diesem Be-
wurden die Grundregeln für die önologischen Verfahren reich zu schaffen. Auch sind einige Vorschriften im Hin-
und Behandlungen festgelegt und wurde bestimmt, daß blick auf größere Rechtssicherheit bei ihrer Anwendung
die Kommission Durchführungsbestimmungen hierzu zu präzisieren.
erläßt.

(2) Bis zum Erlaß der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 waren (4) In dem Bemühen um eine Vereinfachung der diesbezügli-
diese Grundregeln über zahlreiche Gemeinschaftsverord- chen Rechtsvorschriften sind nur die vom Rat ausdrück-
nungen verteilt. Im Interesse der Wirtschaftsbeteiligten lich in der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vorgesehe-
der Gemeinschaft wie auch der Verwaltungen, die mit der nen Durchführungsbestimmungen zu erlassen. An-
Anwendung der Gemeinschaftsregelung beauftragt sind, sonsten dürften die sich aus den Artikeln 28 und folgende
empfiehlt es sich, diese Vorschriften in einem Gemein- des Vertrags ergebenden Vorschriften ausreichen, um den
schaftskodex der önologischen Verfahren und Behand- freien Warenverkehr mit Erzeugnissen des Weinbausek-
lungen zusammenzufassen und die Verordnungen aufzu- tors im önologischen Bereich zu ermöglichen.
heben, in denen diese Frage behandelt wurde; dabei han-
delt es sich um die Verordnungen der Kommission (EWG)
Nr. 1618/70 (2), (EWG) Nr. 1972/78 (3), zuletzt geändert (5) Außerdem ist festzulegen, daß dieser Kodex unbeschadet

besonderer Bestimmungen in anderen Bereichen gilt. Sol-durch die Verordnung (EWG) Nr. 45/80 (4), (EWG)
Nr. 2394/84 (5), zuletzt geändert durch die Verordnung che besonderen Bestimmungen können insbesondere im

Rahmen der Vorschriften über Lebensmittel bestehen(EWG) Nr. 2751/86 (6), (EWG) Nr. 305/86 (7), (EWG)
Nr. 1888/86 (8), (EWG) Nr. 2202/89 (9), (EWG) oder künftig geschaffen werden.

(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1.
(2) ABl. L 175 vom 8.8.1970, S. 17. (10) ABl. L 215 vom 26.7.1989, S. 16.

(11) ABl. L 308 vom 8.11.1990, S. 22.(3) ABl. L 226 vom 17.8.1978, S. 11.
(4) ABl. L 7 vom 11.1.1980, S. 12. (12) ABl. L 171 vom 7.7.1999, S. 6.

(13) ABl. L 61 vom 13.3.1993, S. 39.(5) ABl. L 224 vom 21.8.1984, S. 8.
(6) ABl. L 253 vom 5.9.1986, S. 11. (14) ABl. L 97 vom 18.4.1996, S. 17.

(15) ABl. L 278 vom 11.11.1993, S. 48.(7) ABl. L 38 vom 13.2.1986, S. 13.
(8) ABl. L 163 vom 13.6.1986, S. 19. (16) ABl. L 96 vom 28.3.1998, S. 17.

(17) ABl. L 150 vom 25.6.1996, S. 13.(9) ABl. L 209 vom 21.7.1989, S. 31.
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(6) Gemäß Artikel 42 Absatz 5 der Verordnung (EG) (11) Die Artikel 12 und 16 der Verordnung (EWG)
Nr. 358/79 (3) sahen mit Wirkung vom 1. SeptemberNr. 493/1999 dürfen auch Trauben von Sorten, die nicht

in der Klassifizierung nach Artikel 19 derselben Verord- 1986 eine Verringerung der Höchstwerte für den Ge-
samtschwefeldioxidgehalt der Schaumweine, der Qua-nung als Keltertraubensorten aufgeführt sind, sowie die

daraus gewonnenen Erzeugnisse in der Gemeinschaft zur litätsschaumweine und der Qualitätsschaumweine be-
stimmter Anbaugebiete um 15 Milligramm je Liter vor.Herstellung der in demselben Absatz genannten Erzeug-

nisse verwendet werden. Es ist die Liste der Sorten aufzu- Für Schaumweine aus der Gemeinschaft, ausgenommen
Portugal, sah Artikel 22 Absatz 1 der Verordnung (EWG)stellen, für die diese Ausnahmen vorgesehen sind.
Nr. 358/79 die Möglichkeit vor, diese Erzeugnisse bis zur
Ausschöpfung der Bestände zu vermarkten, wenn sie
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 358/79 in ihrer vor(7) Nach Anhang V der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
dem 1. September 1986 geltenden Fassung bereitet wor-ist das Verzeichnis der Qualitätslikörweine bestimmter
den waren. Ferner sind für eingeführte Schaumweine so-Anbaugebiete (Qualitätslikörweine b.A.) zu erstellen, für
wie aus Spanien und Portugal stammende und vor demdie besondere Herstellungsregeln zugelassen sind. Damit
1. September 1986 hergestellte Schaumweine Über-sich die Erzeugnisse leichter identifizieren lassen und der
gangsmaßnahmen vorzusehen, um Schwierigkeiten beiminnergemeinschaftliche Handel reibungsloser abwickeln
Absatz dieser Erzeugnisse zu vermeiden. Es ist zuzulassen,läßt, sollte auf die in den gemeinschaftlichen Rechts- und
daß diese Erzeugnisse während einer Übergangszeit nachVerwaltungsvorschriften und gegebenenfalls im Landes-
diesem Zeitpunkt zum Verkauf angeboten werdenrecht vorgesehenen Bezeichnungen zurückgegriffen wer-
dürfen, wenn ihr Gesamtschwefeldioxidgehalt den vorden.
dem 1. September 1986 geltenden Gemeinschafts-
bestimmungen entspricht.

(8) Nach Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 493/1999 sind
auch die Grenzwerte und die Bedingungen für die Ver-
wendung bestimmter Stoffe festzulegen.

(12) In Anhang V Abschnitt B Nummer 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 ist der Höchstgehalt der Weine an
flüchtiger Säure festgelegt. Ausnahmen können für be-

(9) In Anbetracht der derzeit verfügbaren technischen und stimmte Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete (b.A.)
wissenschaftlichen Angaben über den Zusatz von Lyso- und bestimmte mit einer geographischen Angabe be-
zym, insbesondere hinsichtlich der qualitativen und ge- zeichneten Tafelweine sowie für Weine mit einem Gesam-
sundheitlichen Merkmale der so behandelten Weine, ist es talkoholgehalt von mindestens 13 % vol vorgesehen wer-
nicht möglich, die Grenzwerte für diese neue Behandlung den. Einige aus Deutschland, Spanien, Frankreich, Italien,
endgültig festzusetzen, und empfiehlt es sich, die Verwen- Österreich und dem Vereinigten Königreich stammende
dung von Lysozym noch nicht zuzulassen und im Weine dieser Art weisen aufgrund besonderer Bereitungs-
nächsten Wirtschaftsjahr ergänzende Versuche durchzu- verfahren und ihres höheren Alkoholgehalts üblicherwei-
führen. se einen höheren Gehalt an flüchtiger Säure auf als in

vorgenanntem Anhang V vorgesehen. Damit diese Weine
weiterhin nach den üblichen, spezifische Merkmale verlei-

(10) Artikel 44 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 (1) in der henden Methoden hergestellt werden können, sollte von
Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 3307/85 (2) sah mit vorgenanntem Anhang V Abschnitt B Nummer 1 abge-
Wirkung vom 1. September 1986 eine Verringerung der wichen werden.
Höchstwerte für den Gesamtschwefeldioxidgehalt der
Weine außer Schaumweinen, Likörweinen und einigen
Qualitätsweinen um 15 Milligramm je Liter vor. Um
Schwierigkeiten beim Absatz der Weine aufgrund dieser (13) Nach Anhang V Abschnitt D Nummer 3 der Verordnung
Änderung der Produktionsregeln zu vermeiden, wurde (EG) Nr. 1493/1999 sind die Weinanbaugebiete anzuge-
zugelassen, daß nach diesem Zeitpunkt Weine mit Ur- ben, in denen Saccharose herkömmlicherweise gemäß
sprung in der Gemeinschaft außer Portugal, die vor die- der am 8. Mai 1970 geltenden Regelung zugesetzt wurde.
sem Zeitpunkt erzeugt wurden, und während einer Über-
gangszeit von einem Jahr ab dem genannten Zeitpunkt
Weine mit Ursprung in Drittländern und in Portugal
zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch angeboten

(14) Im Großherzogtum Luxemburg ist es dank des geringenwerden durften, falls ihr Gesamtschwefeldioxidgehalt den
Umfangs des Weinbaus möglich, daß die zuständigenGemeinschaftsbestimmungen oder gegebenenfalls den
Behörden alle Erzeugnispartien, aus denen Wein bereitetspanischen Vorschriften entsprach, die vor dem 1. Sep-
wird, systematisch überprüfen. Solange diese Verhältnissetember 1986 Gültigkeit hatten, Diese Maßnahme ist zu
gegeben sind, ist keine Anreicherungsmeldung erforder-verlängern, da es noch Lagerbestände dieser Weine geben
lich.kann.

(1) ABl. L 54 vom 5.3.1979, S. 1.
(2) ABl. L 367 vom 31.12.1985, S. 39. (3) ABl. L 54 vom 5.3.1979, S. 130.
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(15) Nach Anhang V Abschnitt G Nummer 5 der Verordnung (21) Für eine wirksame Kontrolle müssen die vor der Süßung
im Besitz des Betroffenen befindlichen Mengen an Trau-(EG) Nr. 1493/1999 muß jede Anreicherung, Säuerung

und Entsäuerung den zuständigen Behörden gemeldet benmost oder konzentriertem Traubenmost angegeben
werden. Diese Meldung hat aber nur dann Zweck, wennwerden. Das gleiche gilt für die Mengen an Saccharose,

konzentriertem Traubenmost oder rektifiziertem Trau- sie gleichzeitig mit der Auflage verbunden ist, über den
Zugang und Abgang der für die Süßung verwendetenbenmostkonzentrat, die natürliche oder juristische Perso-

nen zur Anwendung dieser Verfahren besitzen. Zweck Erzeugnisse Buch zu führen.
dieser Meldungen ist es, die betreffenden Maßnahmen
kontrollieren zu können. Sie müssen deshalb an die

(22) Um die Verwendung von Saccharose bei der Süßung vonzuständige Behörde des Mitgliedstaats gerichtet werden,
Likörweinen zu vermeiden, empfiehlt es sich, zusätzlichin dem diese Maßnahmen durchgeführt werden sollen.
zur Verwendung von konzentriertem Traubenmost dieje-Die Meldungen müssen deshalb möglichst genau sein und
nige von rektifiziertem Traubenmostkonzentrat zu ge-der zuständigen Behörde innerhalb von Fristen zugehen,
statten.die für eine wirksame Kontrolle durch diese Behörde

angemessen sind, wenn es sich um eine Erhöhung des
Alkoholgehalts handelt. Im Falle einer Säuerung oder (23) Der Verschnitt ist ein allgemein übliches önologisches
Entsäuerung reicht eine Nachkontrolle aus. Zur Erleichte- Verfahren. In Anbetracht seiner etwaigen Auswirkungen
rung der Verwaltungsarbeit sollten deshalb diese Meldun- ist eine Regelung vor allem zur Vermeidung seiner
gen, mit Ausnahme der ersten Meldung im Wirtschafts- mißbräuchlichen Anwendung erforderlich.
jahr, durch die laufende Ergänzung der regelmäßig von
der zuständigen Behörde überwachten Bücher ersetzt
werden. (24) Der Verschnitt ist ein Vermischen von Weinen oder

Mosten verschiedener Herkunft oder verschiedener Kate-
gorien.

(16) In Anhang V Abschnitt F Nummer 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 sind bestimmte Regeln für die

(25) Bei Weinen und Mosten aus der gleichen WeinbauzoneSüßung der Weine festgelegt. Diese Vorschrift gilt in erster
der Gemeinschaft oder aus dem gleichen Erzeugungsge-Linie für Tafelweine. Sie gilt gemäß Anhang VI Ab-
biet eines Drittlands ist die Angabe der geographischenschnitt G Nummer 2 derselben Verordnung auch für
Herkunft oder der Rebsorte von großer Bedeutung fürQualitätsweine b.A.
ihren Handelswert. Es erweist sich daher als zweckmäßig,
auch das Vermischen von Weinen oder Traubenmosten
mit Herkunft aus der gleichen Zone, jedoch innerhalb(17) Die Süßung darf nicht zu einer Anreicherung führen, die
derselben aus verschiedenen geographischen Einheiten,über die in Anhang V Abschnitt C der Verordnung (EG)
sowie das Vermischen von Weinen oder Traubenmosten,Nr. 1493/1999 festgesetzten Grenzwerte hinausgeht. Zu
die aus verschiedenen Rebsorten oder Jahrgängen gewon-diesem Zweck wurden in Anhang V Abschnitt F Num-
nen worden sind, als Verschnitt anzusehen, wenn Anga-mer 1 derselben Verordnung besondere Vorschriften auf-
ben hierüber bei der Bezeichnung des so gewonnenengenommen. Außerdem erweisen sich Kontrollmaßnah-
Erzeugnisses gemacht werden.men als unerläßlich, insbesondere um die Einhaltung der

betreffenden Vorschriften sicherzustellen.

(26) Nach Artikel 42 Absatz 6 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 ist der Verschnitt von weißem mit rotem(18) Um die Wirksamkeit der Kontrollen zu erhöhen, ist es
Tafelwein grundsätzlich untersagt. Für Regionen, in de-zweckmäßig, daß die Süßung nur auf der Stufe der Erzeu-
nen dies ein traditionelles Verfahren war, gilt jedoch einegung oder einer der Erzeugung möglichst nahestehenden
Ausnahme.Stufe erfolgt. Die Süßung muß daher auf die Stufe der

Erzeugung und des Großhandels beschränkt werden.

(27) Gestützt auf diese Ausnahmeregelung sollten besondere
Durchführungsbestimmungen für Spanien erlassen wer-(19) Die Kontrollstelle muß über die beabsichtigte Süßung den, die die dortige Weinbaustruktur und die sich langsamunterrichtet werden. Zu diesem Zweck ist vorzusehen, ändernden Verbrauchsgewohnheiten berücksichtigen.daß jeder, der eine Süßung vornehmen will, dies der

Kontrollstelle schriftlich meldet. Eine Vereinfachung des
Verfahrens kann jedoch vorgesehen werden, wenn die (28) Damit von der Möglichkeit, weißen mit rotem Tafelwein
Süßung häufig oder ständig in einem Unternehmen zu verschneiden, nur dort Gebrauch gemacht wird, wo
durchgeführt wird. dies notwendig ist, muß sichergestellt werden, daß der so

gewonnene Wein nicht außerhalb Spaniens verbraucht
wird.

(20) Zweck der Meldung ist, eine Kontrolle der Süßung zu
ermöglichen. Die Meldungen müssen deshalb an die
zuständige Behörde des Mitgliedstaats gerichtet werden, (29) Den Mitgliedstaaten ist zu erlauben, während eines be-

grenzten Zeitraums zu Versuchszwecken die Anwendungin dessen Hoheitsgebiet diese Maßnahme durchgeführt
werden soll. Die Meldungen müssen möglichst genau bestimmter önologischer Verfahren oder Behandlungen

zuzulassen, die nicht in der Verordnung (EG)sein und der zuständigen Behörde vor Durchführung der
Maßnahme zugehen. Nr. 1493/1999 vorgesehen sind.
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(30) Gemäß Artikel 46 Absatz 3 der Verordnung (EG) Dieser Kodex betrifft die Durchführungsbestimmungen zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1493/1999, insbesondere für die Erzeugnisse,Nr. 1493/1999 müssen die Analysemethoden, nach de-

nen die Bestandteile der unter Artikel 1 derselben Verord- die zur Weinbereitung verwendet werden (Titel I) sowie, die in
der Gemeinschaft zugelassenen önologischen Behandlungennung fallenden Erzeugnisse festgestellt werden können,

sowie die Regeln, nach denen festgestellt werden kann, und Verfahren (Titel II und III).
ob diese Erzeugnisse nicht zugelassenen önologischen
Verfahren unterzogen worden sind, festgelegt werden.

TITEL I
(31) Anhang VI Abschnitt J Nummer 1 der Verordnung (EG)

Nr. 1493/1999 sieht eine analytische Prüfung vor, die
VORSCHRIFTEN FÜR TRAUBEN UND TRAUBENMOSTsich mindestens auf die Werte der charakteristischen Fak-

toren des betreffenden Qualitätsweins b.A. erstreckt, die
in Nummer 3 des genannten Abschnitts aufgeführt sind.

Artikel 2

(32) Die Überwachung der Angaben in den Dokumenten über
Verwendung von Trauben bestimmter nicht zugelassenerdie betreffenden Erzeugnisse macht die Einführung ein-

Sortenheitlicher Analysemethoden notwendig, um präzise und
vergleichbare Daten zu erhalten. Diese Methoden müssen
demnach für alle Handelsgeschäfte und Kontrollmaßnah-

(1) Die Weinbereitung aus Trauben von Sorten, die nur alsmen verbindlich sein. In Anbetracht der Erfordernisse der
Tafeltrauben eingestuft sind, ist untersagt.Kontrolle und der begrenzten Möglichkeiten des Handels

ist es jedoch angebracht, während eines begrenzten Zeit-
raums noch eine bestimmte Anzahl gebräuchlicher Ver- (2) Abweichend von Artikel 42 Absatz 5 der Verordnung
fahren zuzulassen, die eine schnelle und ausreichend si- (EG) Nr. 1493/1999 dürfen zur Herstellung der in vorstehender
chere Bestimmung der gesuchten Faktoren ermöglichen. Bestimmung genannten Erzeugnisse in der Gemeinschaft Trau-

ben verwendet werden, die von Sorten stammen, die in Anhan-
g I dieser Verordnung aufgeführt sind.(33) Die gemeinsamen Analysemethoden für den Weinsektor

sind mit der Verordnung (EWG) Nr. 2676/90 der Kom-
mission (1) festgelegt worden. Aufgrund der Gültigkeit der

Artikel 3darin beschriebenen Methoden sollte diese Verordnung
weiterhin in Kraft bleiben, abgesehen von den gebräuchli-
chen Verfahren, die in absehbarer Zeit daraus gestrichen Verwendung bestimmter Erzeugnisse, die nicht den natür-werden. lichen Alkoholgehalt für die Erzeugung von Schaumwein,

Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure oder Perlwein
(34) Artikel 80 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 sieht die mit zugesetzter Kohlensäure aufweisen

Möglichkeit vor, Übergangsmaßnahmen zur Erleichte-
rung der Umstellung auf die Regelung gemäß der genann- Die Jahre, in denen aufgrund ungünstiger Witterungsverhältnis-ten Verordnung zu erlassen. Es ist angebracht, von dieser se Erzeugnisse aus den Weinbauzonen A und B, die nicht denMöglichkeit Gebrauch zu machen, um bedeutende Verlu- für die betreffende Weinbauzone festgesetzten natürlichen Min-ste für solche Unternehmen zu vermeiden, die über um- destalkoholgehalt aufweisen, unter den Bedingungen von Arti-fangreiche Vorräte an einigen unter diese Verordnung kel 44 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 zur Her-fallenden Erzeugnissen verfügen. stellung von Schaumwein, Schaumwein mit zugesetzter Koh-

lensäure oder Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure verwendet
(35) Die in dieser Verordnung genannten Maßnahmen ent- werden dürfen, sind in Anhang II dieser Verordnung aufgeführt.

sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Wein —

Artikel 4
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Verwendung von Traubenmost bestimmter Rebsorten zur
Gewinnung von aromatischem Qualitätsschaumwein undArtikel 1
aromatischem Qualitätsschaumwein b.A. und Ausnahmen

von dieser VerwendungGegenstand dieser Verordnung

Unbeschadet der allgemeinen Bestimmungen für alle Lebens- (1) Das Verzeichnis der Rebsorten, aus denen Traubenmost
oder teilweise gegorener Traubenmost hergestellt wird, der ge-mittel besteht die Gemeinschaftsregelung für die önologischen

Behandlungen und Verfahren in Titel V Kapitel I der Verord- mäß Anhang V Abschnitt I Nummer 3 Buchstabe a) und An-
hang VI Abschnitt K Nummer 10 Buchstabe a) der Verordnungnung (EG) Nr. 1493/1999 und den Anhängen der vorgenannten

Verordnung sowie in diesem Kodex. (EG) Nr. 1493/1999 zur Zusammensetzung der Cuvée zur Ge-
winnung von aromatischem Qualitätsschaumwein und aroma-
tischem Qualitätsschaumwein b.A. verwendet werden muß, ist
in Anhang III Abschnitt A dieser Verordnung aufgeführt.(1) ABl. L 272 vom 3.10.1990, S. 1.
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(2) Die Ausnahmen gemäß Anhang V Abschnitt I Num- — aus Trauben gewonnen wurden, die in folgenden Weinan-
baugebieten des nördlichen Teils der Weinbauzone A ge-mer 3 Buchstabe a) und Anhang VI Abschnitt K Nummer 10

Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 hinsichtlich erntet wurden:
der Rebsorten und der zur Zusammensetzung der Cuvée ver-
wendeten Erzeugnisse sind in Anhang III Abschnitt B dieser — Ahr,
Verordnung festgelegt.

— Rheingau,

TITEL II — Mittelrhein,

ÖNOLOGISCHE VERFAHREN UND BEHANDLUNGEN — Mosel-Saar-Ruwer,

— Nahe,
KAPITEL I

— Rheinhessen,
GRENZWERTE UND BEDINGUNGEN FÜR DIE VERWENDUNG

— Rheinpfalz,BESTIMMTER ZU ÖNOLOGISCHEN ZWECKEN ZUGELASSE-
NER STOFFE

— Moselle luxembourgeoise.

Artikel 5

Artikel 9
Grenzwerte für die Verwendung bestimmter Stoffe

AleppokiefernharzDie in Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 aufge-
führten, zu önologischen Zwecken zugelassenen Stoffe dürfen
nur bis zu den in Anhang IV dieser Verordnung festgesetzten Aleppokiefernharz, das gemäß Anhang IV Nummer 1 Buchsta-
Grenzwerten verwendet werden. be n) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 zulässig ist, darf nur

verwendet werden, um einen Tafelwein „Retsina“ zu gewinnen.
Dieses önologische Verfahren darf nur durchgeführt werden:Artikel 6

— im geographischen Gebiet Griechenlands,
Polyvinylpolypirrolidon

— bei einem Traubenmost aus Trauben, für die Sorten, An-
Polyvinylpolypirrolidon, das gemäß Anhang IV Nummer 1 baugebiet und Weinbereitungsgebiet in den vor dem
Buchstabe p) sowie Nummer 3 Buchstabe y) der Verordnung 31. Dezember 1980 geltenden griechischen Rechtsvor-
(EG) Nr. 1493/1999 zulässig ist, darf nur verwendet werden, schriften festgelegt wurden,
wenn es den Anforderungen gemäß Anhang V dieser Verord-
nung genügt. — durch Zusatz einer Harzmenge von höchstens 1 000 g

je Hektoliter des zu behandelnden Erzeugnisses vor der
Gärung oder — sofern der vorhandene Alkoholgehalt einArtikel 7
Drittel des Gesamtalkoholgehaltes nicht übersteigt —
während der Gärung.

Kalziumtartrat

Beabsichtigt Griechenland, die im zweiten Gedankenstrich ge-Kalziumtartrat, das gemäß Anhang IV Nummer 3 Buchstabe v)
nannten Rechtsvorschriften zu ändern, so teilt sie dies der Kom-der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 zur Förderung der Aus-
mission vorher mit. Reagiert die Kommission nicht innerhalbfällung des Weinsteins zulässig ist, darf nur verwendet werden,
von zwei Monaten nach dieser Mitteilung, so kann Griechenlandwenn es den Anforderungen gemäß Anhang VI dieser Verord-
die vorgenannten Änderungen einführen.nung genügt.

Artikel 8 Artikel 10

Weinsäure Betaglucanase

Die Verwendung von Weinsäure zur Entsäuerung gemäß An-
Betaglucanase, die gemäß Anhang IV Nummer 1 Buchstabe j)hang IV Absatz 1 Buchstabe m) und Absatz 3 Buchstabe l) der
sowie Nummer 3 Buchstabe m) der Verordnung (EG)Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ist nur zugelassen für Erzeug-
Nr. 1493/1999 zulässig ist, darf nur verwendet werden, wennnisse, die
sie den Anforderungen gemäß Anhang VII dieser Verordnung
genügt.— aus den Rebsorten Elbling und Riesling stammen und
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Artikel 11 Artikel 14

Milchsäurebakterien Kalziumphytat

Milchsäurebakterien, die gemäß Anhang IV Nummer 1 Die Verwendung von Kalziumphytat gemäß Anhang IV Num-
Buchstabe q) sowie Nummer 3 Buchstabe z) der Verordnung mer 3 Buchstabe p) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ist nur
(EG) Nr. 1493/1999 zulässig sind, dürfen nur verwendet wer- zugelassen, wenn jede Behandlung unter Überwachung eines
den, wenn sie den Anforderungen gemäß Anhang VI dieser Önologen oder Technikers durchgeführt wird, der von den
Verordnung genügen. Behörden des Mitgliedstaats, auf dessen Hoheitsgebiet eine die-

ser Behandlungen durchgeführt wird, zugelassen ist, und die
Bedingungen, unter denen die Verantwortung ausgeübt wird,

Artikel 12 gegebenenfalls von dem betreffenden Mitgliedstaat festgelegt
werden.

Ionenaustauschharze
Nach der Behandlung muß der Wein Spuren von Eisen aufwei-
sen.Die gemäß Anhang IV Absatz 2 Buchstabe h) der Verordnung

(EG) Nr. 1493/1999 zur Verwendung zugelassenen Ionen-
Für die Kontrolle der Verwendung der in Unterabsatz 1 genann-austauschharze sind sulfonierte oder ammonisierte Styrol- oder
ten Erzeugnisse gelten die von den Mitgliedstaaten diesbezüglichBenzoldivinil-Copolymere. Sie müssen den Bestimmungen der
erlassenen Vorschriften.Richtlinie 89/109/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Le-

Artikel 15bensmitteln in Berührung zu kommen (1) sowie den zu deren
Durchführung erlassenen gemeinschaftlichen und nationalen
Vorschriften entsprechen. Sie dürfen bei der Kontrolle nach der DL-Weinsäure
in Anhang X dieser Verordnung festgelegten Analysemethode
in keinem der erwähnten Lösungsmittel mehr als 1 Milligramm/

Die Verwendung von DL-Weinsäure gemäß Anhang IV Num-Liter organische Stoffe hinterlassen. Ihre Regeneration darf nur
mer 3 Buchstabe s) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ist nurunter Verwendung von Stoffen erfolgen, die für die Herstellung
zugelassen, wenn diese Behandlung unter Überwachung einesvon Lebensmitteln zugelassen sind.
Önologen oder Technikers durchgeführt wird, der von den
Behörden des Mitgliedstaats, auf dessen Hoheitsgebiet diese

Ihre Verwendung darf nur unter der Aufsicht eines Önologen Behandlung durchgeführt wird, zugelassen ist, und die Bedin-
oder Technikers in Anlagen erfolgen, die von den Behörden gungen, unter denen die Verantwortung ausgeübt wird, gegebe-
des Mitgliedstaats zugelassen sind, in dessen Hoheitsgebiet die nenfalls von dem betreffenden Mitgliedstaat festgelegt werden.
Harze verwendet werden. Diese Behörden bestimmen die den
zugelassenen Önologen und Technikern obliegenden Aufgaben

Für die Kontrolle der Verwendung des in diesem Artikel genann-und Verantwortlichkeiten.
ten Erzeugnisses gelten die von den Mitgliedstaaten diesbezüg-
lich erlassenen Vorschriften.

Artikel 13

Artikel 16
Kaliumhexacyanoferrat

Behandlung durch ElektrodialyseDie Verwendung von Kaliumhexacyanoferrat gemäß An-
hang IV Nummer 3 Buchstabe p) der Verordnung (EG)

Die Behandlung durch Elektrodialyse, die gemäß Anhang IVNr. 1493/1999 ist nur zugelassen, wenn diese Behandlung un-
Nummer 4 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999ter Überwachung eines Önologen oder Technikers durchgeführt
zur Verhinderung der Weinsteinausfällung zulässig ist, darfwird, der von den Behörden des Mitgliedstaats, auf dessen Ho-
nur eingesetzt werden, wenn sie den Anforderungen gemäßheitsgebiet diese Behandlung durchgeführt wird, zugelassen ist,
Anhang X dieser Verordnung genügt. Sie ist bis zum 31. Juliund die Bedingungen, unter denen die Verantwortung ausgeübt
2001 nur für Tafelweine vorbehalten.wird, gegebenenfalls von dem betreffenden Mitgliedstaat festge-

legt werden.

Artikel 17
Nach der Behandlung mit Kaliumhexacyanoferrat muß der
Wein Spuren von Eisen aufweisen.

Urease
Für die Kontrolle der Verwendung des in diesem Artikel genann-
ten Erzeugnisses gelten die von den Mitgliedstaaten diesbezüg- Urease, die gemäß Anhang IV Nummer 4 Buchstabe c) der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1493/1999 zur Verringerung des Harnstoff-lich erlassenen Vorschriften.
gehalts in Wein zulässig ist, darf nur verwendet werden, wenn
sie den Anforderungen und den Reinheitskriterien gemäß An-
hang XI dieser Verordnung genügt.(1) ABl. L 40 vom 11.2.1989, S. 38.
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Artikel 18 (3) Bis zur Erschöpfung der Bestände darf Schaumwein mit
Ursprung in Drittländern und Portugal zum unmittelbaren
menschlichen Verbrauch angeboten werden, der vor dem

Zuführung von Sauerstoff 1. September 1987 in die Gemeinschaft eingeführt wurde und
dessen Gesamtschwefeldioxidgehalt jeweils folgende Werte

Bei der Zuführung von Sauerstoff gemäß Anhang IV Nummer 4 nicht überschreitet:
Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 muß reiner
gasförmiger Sauerstoff zugeführt werden.

— 250 mg/l bei Schaumwein,

— 200 mg/l bei Qualitätsschaumwein.KAPITEL II

BESONDERE GRENZWERTE UND BEDINGUNGEN Ferner dürfen folgende Weine bis zur Ausschöpfung der Bestän-
de in ihrem Erzeugungsland und zur Ausfuhr nach Drittländern
zum direkten Nahrungsverbrauch angeboten werden:

Artikel 19

— vor dem 1. September 1986 erzeugte Weine mit Ursprung
Schwefeldioxidgehalt in Spanien, deren Gesamtschwefeldioxidgehalt die vor die-

sem Termin nach den spanischen Bestimmungen gelten-
den Werte nicht überschreitet,(1) Die Änderungen der Liste der in Anhang V Abschnitt A

Nummer 2 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten
Weine sind in Anhang XII dieser Verordnung aufgeführt. — vor dem 1. Januar 1991 erzeugte Weine mit Ursprung in

Portugal, deren Gesamtschwefeldioxidgehalt die vor die-
sem Termin nach den portugiesischen Bestimmungen gel-(2) Bis zur Erschöpfung der Bestände dürfen zum unmittel-
tenden Werte nicht überschreitet.baren menschlichen Verbrauch angeboten werden:

— Weine mit Ursprung in der Gemeinschaft, ausgenommen
Portugal, die vor dem 1. September 1986 erzeugt worden

Artikel 20sind, mit Ausnahme von Schaumwein und Likörwein, und

— Weine mit Ursprung in Drittländern und Portugal, die vor
dem 1. September 1987 in die Gemeinschaft eingeführt Gehalt an flüchtiger Säure
worden sind, mit Ausnahme von Schaumwein und Likör-
wein,

Die Weine, für die gemäß Anhang V Abschnitt B Nummer 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 Abweichungen vomderen Gesamtschwefeldioxidgehalt zum Zeitpunkt des Inver-
Höchstgehalt an flüchtiger Säure vorgesehen sind, sind in An-kehrbringens zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch fol-
hang XIII dieser Verordnung aufgeführt.gende Werte nicht überschreitet:

a) 175 mg/l bei Rotwein,

Artikel 21b) 225 mg/l bei Weißwein und Roséwein,

c) abweichend von den Buchstaben a) und b) bei Weinen, die
einen in Invertzucker berechneten Restzuckergehalt von Verwendung von Kalziumsulfat bei bestimmten Likörwei-
5 g/l oder mehr haben, 225 mg/l bei Rotwein und nen
275 mg/l bei Weißwein und Roséwein.

Die Ausnahmen betreffend die Verwendung von KalziumsulfatFerner dürfen folgende Weine bis zur Ausschöpfung der Bestän-
gemäß Anhang V Abschnitt J Nummer 4 Buchstabe b) der Ver-de in ihrem Erzeugungsland und zur Ausfuhr nach Drittländern
ordnung (EG) Nr. 1493/1999 dürfen nur folgende spanischezum direkten Nahrungsverbrauch angeboten werden:
Weine betreffen:

— vor dem 1. September 1986 erzeugte Weine mit Ursprung
in Spanien, deren Gesamtschwefeldioxidgehalt die vor die- a) „vino generoso“ gemäß der Begriffsbestimmung von An-
sem Termin nach den spanischen Bestimmungen gelten- hang VI Abschnitt L Nummer 8 der Verordnung (EG)
den Werte nicht überschreitet, Nr. 1493/1999;

— vor dem 1. Januar 1991 erzeugte Weine mit Ursprung in
Portugal, deren Gesamtschwefeldioxidgehalt die vor die- b) „vino generoso de licor“ gemäß der Begriffsbestimmung

von Anhang VI Abschnitt L Nummer 11 der Verordnungsem Termin nach den portugiesischen Bestimmungen gel-
tenden Werte nicht überschreitet. (EG) Nr. 1493/1999.
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TITEL II Artikel 24

ÖNOLOGISCHE VERFAHREN
Anreicherung der Cuvée bei Schaumwein

Gemäß Anhang V Abschnitt H Nummer 4 und Abschnitt IKAPITEL I
Nummer 5 sowie Anhang VI Abschnitt K Nummer 11 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1493/1999 kann jeder Mitgliedstaat die An-

ANREICHERUNG reicherung der Cuvée am Herstellungsort der Schaumweine
gestatten, sofern

Artikel 22
a) keiner der Bestandteile der Cuvée bereits angereichert

wurde;
Zulassung der Verwendung von Saccharose

b) diese Bestandteile ausschließlich aus Trauben bestehen, die
Die Weinbaugebiete, in denen die Verwendung von Saccharose in seinem Hoheitsgebiet geerntet wurden;
gemäß Anhang V Abschnitt D Nummer 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 zulässig ist, sind folgende: c) die Anreicherung in einem Arbeitsgang erfolgt;

a) Weinbauzone A, d) die nachstehenden Grenzwerte nicht überschritten wer-
den:b) Weinbauzone B,

— 3,5 % vol bei einer Cuvée aus Bestandteilen aus derc) Weinbauzone C, ausgenommen die in Italien, Griechen-
Weinbauzone A, sofern der natürliche Alkoholgehaltland, Spanien und Portugal sowie die in den französischen
der einzelnen Bestandteile mindestens 5 % volDepartements liegenden Weinberge, für die folgende Ap-
beträgt;pellationsgerichte zuständig sind:

— 2,5 % vol bei einer Cuvée aus Bestandteilen aus der— Aix-en-Provence,
Weinbauzone B, sofern der natürliche Alkoholgehalt
der einzelnen Bestandteile mindestens 6 % vol— Nîmes,
beträgt;

— Montpellier,
— 2 % vol bei einer Cuvée aus Bestandteilen aus den

— Toulouse, Weinbauzonen C I a), C I b), C II, C III, sofern der
natürliche Alkoholgehalt der einzelnen Bestandteile

— Agen, mindestens 7,5 % vol, 8 % vol, 8,5 % vol bzw.
9 % vol beträgt.

— Pau,

Die vorstehenden Grenzwerte beeinträchtigen nicht die— Bordeaux,
Anwendung von Artikel 44 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 auf Cuvées, die zur Herstellung von— Bastia.
Schaumweinen im Sinne von Anhang I Nummer 15 der
vorgenannten Verordnung bestimmt sind;

Die Anreicherung durch Trockenzuckerung kann jedoch in den
im vorstehenden Absatz genannten französischen Departe-

e) als Methode der Zusatz von Saccharose, von konzentrier-ments ausnahmsweise durch die nationalen Behörden zugelas-
tem Traubenmost oder von rektifiziertem Traubenmost-sen werden. Frankreich unterrichtet die Kommission und die
konzentrat verwendet wird.anderen Mitgliedstaaten unverzüglich über diese Zulassungen.

Artikel 25Artikel 23

Anreicherung im Falle außergewöhnlich ungünstiger Wit- Verwaltungsvorschriften für die Anreicherung
terungsverhältnisse

Die Jahre, in denen die Erhöhung des Alkoholgehalts gemäß (1) Die in Anhang V Abschnitt G Nummer 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 genannte Meldung einer ErhöhungAnhang V Abschnitt C Nummer 3 der Verordnung (EG)

Nr. 1493/1999 nach dem Verfahren des Artikels 75 derselben des Alkoholgehalts ist von den natürlichen oder juristischen
Personen, die diese Maßnahme durchzuführen beabsichtigen,Verordnung aufgrund außergewöhnlich ungünstiger Witte-

rungsverhältnisse gemäß Nummer 4 desselben Abschnitts innerhalb der Fristen und gemäß den angemessenen Kontrollbe-
dingungen vorzunehmen, die von den zuständigen Behördenzulässig ist, sind mit Angabe der Weinbauzonen, der geographi-

schen Gebiete und gegebenenfalls der betroffenen Sorten in des Mitgliedstaats festgelegt werden, in dessen Hoheitsgebiet die
Maßnahme durchgeführt wird.Anhang XIV dieser Verordnung aufgeführt.
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(2) Die in Absatz 1 genannte Meldung erfolgt schriftlich und (2) Die in Absatz 1 genannte Meldung erfolgt schriftlich und
enthält die nachstehenden Angaben:enthält die nachstehenden Angaben:

— Name und Anschrift der die Meldung einreichenden Per- — Name und Anschrift der die Meldung einreichenden Per-
son, son,

— Ort der Maßnahmendurchführung, — Art der Maßnahme,

— Tag und Stunde der Maßnahmendurchführung, — Ort der Maßnahmendurchführung.

— Bezeichnung des der betreffenden Maßnahme zu unterzie-
henden Erzeugnisses, (3) Über die Angaben betreffend die zur Säuerung oder Ent-

säuerung durchzuführenden Maßnahmen wird gemäß den in
— das anzuwendende Verfahren unter Angabe der Art des Anwendung von Artikel 70 der Verordnung (EG)

dazu zu verwendenden Erzeugnisses. Nr. 1493/1999 erlassenen Bestimmungen Buch geführt.

(3) Die Mitgliedstaaten können jedoch zulassen, daß eine
vorherige Meldung an die zuständigen Behörden gerichtet wird, KAPITEL III
die für mehrere Maßnahmen oder für einen bestimmten Zeit-
raum gilt. Eine solche Meldung ist nur zulässig, wenn die die

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN FÜR DIE ANREICHERUNG,Meldung einreichende Person über die einzelnen Anreiche-
DIE SÄUERUNG UND DIE ENTSÄUERUNGrungsmaßnahmen sowie über die in den Meldungen nach Arti-

kel 2 enthaltenen Angaben gemäß Absatz 6 Buch führt.

Artikel 27
(4) Die Mitgliedstaaten regeln, nach welchen Modalitäten
eine meldende Person, die die in ihrer Meldung genannte Maß-

Säuerung und Anreicherung ein und desselben Erzeugnis-nahme im Falle höherer Gewalt nicht zu dem darin angegebenen
sesZeitpunkt durchführen konnte, der zuständigen Behörde eine

zweite, die erforderliche Kontrolle ermöglichende Meldung ein-
Die Fälle, in denen die Säuerung und Anreicherung ein undreichen kann.
desselben Erzeugnisses im Sinne von Anhang I der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 gemäß Anhang V Abschnitt E Nummer 7Sie teilen der Kommission diese Modalitäten schriftlich mit.
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 zugelassen sind, werden
nach dem Verfahren des Artikels 75 der Verordnung (EG)(5) Die in Absatz 1 genannte Meldung ist in Luxemburg Nr. 1493/1999 beschlossen und in Anhang XV dieser Verord-nicht erforderlich. nung aufgeführt.

(6) Über die Angaben betreffend die zur Erhöhung des Alko-
holgehalts durchzuführenden Maßnahmen wird sofort nach Artikel 28
deren Ende gemäß den in Anwendung von Artikel 70 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1493/1999 erlassenen Bestimmungen Buch Allgemeine Bedingungen für die Anreicherung sowie diegeführt. Säuerung und Entsäuerung anderer Erzeugnisse als Wein

Enthält eine für mehrere Maßnahmen geltende Meldung nicht
Die in Anhang V Abschnitt G Nummer 1 der Verordnung (EG)Datum und Uhrzeit des Beginns der Maßnahmen, so muß außer-
Nr. 1493/1999 vorgesehenen Maßnahmen müssen in einemdem vor Beginn jeder Maßnahme eine Eintragung in die Bücher
Arbeitsgang erfolgen. Die Mitgliedstaaten können jedoch vor-erfolgen.
sehen, daß bestimmte dieser Maßnahmen in mehreren Ar-
beitsgängen erfolgen, wenn dadurch eine bessere Weinberei-
tung bei den betreffenden Erzeugnissen gewährleistet ist. InKAPITEL II
diesem Fall gelten die in Anhang V der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 vorgesehenen Grenzwerte für die gesamte Maß-SÄUERUNG UND ENTSÄUERUNG
nahme.

Artikel 26
Artikel 29

Verwaltungsvorschriften über die Säuerung und die Ent-
säuerung Abweichung von den für die Anreicherung, die Säuerung

und die Entsäuerung festgesetzten Zeitpunkten
(1) Die in Anhang V Abschnitt G Nummer 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 genannte Meldung einer Säuerung Abweichend von den in Anhang V Abschnitt G Nummer 7

der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 festgesetzten Zeitpunktenoder Entsäuerung ist spätestens am zweiten Tag nach Durchfüh-
rung der in einem Wirtschaftsjahr durchgeführten ersten Maß- dürfen die Anreicherung, die Säuerung und die Entsäuerung vor

dem in Anhang XVI dieser Verordnung festgesetzten Zeitpunk-nahme einzureichen. Sie betrifft alle auf das betreffende Wirt-
schaftsjahr entfallenden Maßnahmen. ten durchgeführt werden.
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KAPITEL IV ii) Menge, Gesamtalkoholgehalt und vorhandener Alko-
holgehalt des Traubenmostes, bzw. Menge und Dich-
te des zuzusetzenden konzentrierten Traubenmostes,SÜSSUNG

iii) Gesamtalkoholgehalt und vorhandener Alkoholge-
halt des Tafelweins oder des Qualitätsweins b.A. nachArtikel 30
der Süßung.

Technische Vorschriften für die Süßung
(4) Die in Absatz 1 bezeichneten Personen führen Buch über
die Zugänge und Abgänge an Traubenmost oder konzentrier-

Die Süßung von Tafelweinen und von Qualitätsweinen b.A. ist tem Traubenmost, die sich zum Zwecke der Süßung in ihrem
nur auf der Stufe der Erzeugung und des Großhandels zulässig. Besitz befinden.

Artikel 31 Artikel 32

Verwaltungsvorschriften für die Süßung Süßung bestimmter eingeführter Weine

(1) Die natürlichen oder juristischen Personen, die die Bei der Süßung eingeführter Weine gemäß Anhang V Ab-
Süßung vornehmen, senden der zuständigen Behörde des Mit- schnitt F Nummer 3 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 müs-
gliedstaats, auf dessen Hoheitsgebiet das Verfahren durchge- sen die Bedingungen der Artikel 30 und 31 dieser Verordnung
führt wird, eine entsprechende Meldung. eingehalten werden.

(2) Diese Meldungen erfolgen schriftlich. Sie müssen bei der Artikel 33
zuständigen Behörde mindestens 48 Stunden vor dem Tag der
Vornahme der Arbeiten zur Süßung eingegangen sein.

Sondervorschriften für die Süßung von Likörwein
Wird die Süßung häufig oder ständig von einem Unternehmen
vorgenommen, so können die Mitgliedstaaten jedoch zulassen, (1) Die Süßung unter den Bedingungen von Anhang V Ab-daß eine Meldung für mehrere Süßungsvorgänge oder für einen schnitt J Nummer 6 Buchstabe a) zweiter Gedankenstrich derbestimmten Zeitraum an die zuständige Behörde gerichtet wird. Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ist zulässig bei „Vino generosoEine solche Meldung ist nur zulässig, wenn das Unternehmen de licor“ gemäß der Begriffsbestimmung von Anhang VI Ab-über die einzelnen Süßungsvorgänge sowie über die in Absatz 3 schnitt L Nummer 11 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999.genannten Angaben Buch führt.

(2) Die Süßung unter den Bedingungen von Anhang V Ab-(3) Die Meldung enthält folgende Angaben: schnitt J Nummer 6 Buchstabe a) dritter Gedankenstrich der
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ist zulässig bei Qualitätslikör-a) bei Süßung gemäß den Bedingungen von Anhang V Ab- wein b.A. „Madeira“.schnitt F Nummer 1 Buchstabe a) und Anhang VI

Abschnitt G Nummer 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999:

KAPITEL V
i) Menge und Gesamtalkoholgehalt sowie vorhandener

Alkoholgehalt des betreffenden Tafelweins oder Qua-
VERSCHNITTlitätsweins b.A.,

ii) Menge und Gesamtalkoholgehalt sowie vorhandener
Artikel 34Alkoholgehalt des zuzusetzenden Traubenmostes,

iii) Gesamtalkoholgehalt und vorhandener Alkoholge- Begriffsbestimmung
halt des Tafelweins oder des Qualitätsweins b.A. nach
der Süßung,

(1) Verschnitt im Sinne von Artikel 46 Absatz 2 Buchsta-
be b) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ist das Vermischenb) bei Süßung gemäß den Bedingungen von Anhang V Ab-
von Weinen und Mosten mit Herkunft ausschnitt F Nummer 1 Buchstabe b) und Anhang VI

Abschnitt G Nummer 2 der Verordnung (EG)
a) verschiedenen Staaten,Nr. 1493/1999:

i) Menge und Gesamtalkoholgehalt sowie vorhandener b) verschiedenen Weinbauzonen der Gemeinschaft im Sinne
von Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 oderAlkoholgehalt des betreffenden Tafelweins oder Qua-

litätsweins b.A., aus verschiedenen Erzeugungsgebieten eines Drittlands,
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c) derselben Weinbauzone der Gemeinschaft oder demselben (2) Das Vermischen von frischen Weintrauben, Trauben-
most, teilweise gegorenem Traubenmost oder Jungwein —Erzeugungsgebiet in einem Drittland, jedoch
wenn eines dieser Erzeugnisse nicht die vorgeschriebenen Eigen-

— verschiedener geographischer Herkunft, schaften für die Verarbeitung zu für die Gewinnung von Tafel-
wein geeignetem Wein oder zu Tafelwein aufweist — mit Er-

— verschiedener Rebsorte, zeugnissen, aus denen diese Weine hergestellt werden können,
oder mit Tafelwein kann weder einen zur Gewinnung von

— verschiedener Jahrgänge, Tafelwein geeigneten Wein noch einen Tafelwein ergeben.

sofern in der Bezeichnung des durch diese Maßnahme
gewonnenen Erzeugnisses über die in den vorstehenden (3) Beim Verschnitt sind vorbehaltlich nachstehender Ab-
Gedankenstrichen genannten Einzelheiten Angaben ge- sätze nur solche Erzeugnisse Tafelweine, die aus dem Verschnitt
macht werden oder gemacht werden müssen, oder von Tafelweinen untereinander und von Tafelweinen mit zur

Gewinnung von Tafelweinen geeigneten Weinen gewonnend) verschiedenen Kategorien von Weinen oder Mosten. werden, sofern die betreffenden geeigneten Weine einen natürli-
chen Gesamtalkoholgehalt von höchstens 17 % vol haben.

(2) Als verschiedene Kategorien von Wein oder Most gelten:

(4) Unbeschadet von Artikel 44 Absatz 7 der Verordnung— Rotwein, Weißwein sowie die zur Gewinnung dieser Kate-
(EG) Nr. 1493/1999 und Artikel 36 dieser Verordnung kanngorien von Wein geeigneten Moste oder Weine,
der Verschnitt eines zur Gewinnung von Tafelwein geeigneten
Weines— Tafelwein, Qualitätswein b.A. sowie die zur Gewinnung

dieser Kategorien von Wein geeigneten Moste oder Weine.
a) mit einem Tafelwein nur dann einen Tafelwein ergeben,

wenn die Maßnahme in der Weinbauzone erfolgt, in derFür die Anwendung dieses Absatzes ist der Roséwein dem Rot-
der zur Gewinnung von Tafelwein geeignete Wein erzeugtwein gleichgestellt.
wurde;

(3) Nicht als Verschnitt gilt: b) mit einem anderen zur Gewinnung von Tafelwein geeigne-
ten Wein nur dann einen Tafelwein ergeben, wenn

a) die Zugabe von konzentriertem Traubenmost oder rektifi-
ziertem Traubenmostkonzentrat zum Zweck der Er- — der zweite zur Gewinnung von Tafelwein geeignetehöhung des natürlichen Alkoholgehalts des betreffenden Wein aus derselben Weinbauzone stammt undErzeugnisses,

— der Verschnitt in derselben Weinbauzone erfolgt.b) die Süßung,

— eines Tafelweins,
(5) Der Verschnitt eines Traubenmostes oder eines Tafel-
weins, auf den das in Anhang IV Nummer 1 Buchstabe n) der— eines Qualitätsweins b.A., wenn das zur Süßung ver-
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannte önologische Verfah-wendete Erzeugnis aus dem bestimmten Anbaugebiet
ren angewandt wurde, mit einem Traubenmost oder Wein, aufstammt, dessen Namen der Wein trägt, und aus rekti-
den dieses önologische Verfahren nicht angewandt wurde, istfiziertem Traubenmostkonzentrat besteht;
untersagt.

c) die Erzeugung eines Qualitätsweins b.A. nach herkömmli-
chen Verfahren gemäß Anhang VI Abschnitt D Nummer 2

Artikel 36der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999.

Sondervorschriften für den Verschnitt von Weißwein undArtikel 35
Rotwein in Spanien

Allgemeine Vorschriften für den Verschnitt
(1) Gemäß Artikel 42 Absatz 6 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 darf bis zum 31. Juli 2005 im Hoheitsgebiet(1) Es ist untersagt,
Spaniens ein zur Gewinnung von weißem Tafelwein geeigneter
Wein oder ein weißer Tafelwein mit einem zur Gewinnung von— Tafelweine untereinander oder
rotem Tafelwein geeignetem Wein oder einem rotem Tafelwein
verschnitten werden, sofern das gewonnene Erzeugnis die Merk-— zur Gewinnung von Tafelwein geeignete Weine unterein-
male eines roten Tafelweins aufweist.ander oder mit Tafelwein oder

— Qualitätsweine b.A. untereinander
(2) Spanische rote und Rosé-Tafelweine dürfen nur mit ande-
ren Mitgliedstaaten gehandelt oder nach Drittländern ausge-zu vermischen oder zu verschneiden, wenn einer der Bestandtei-

le nicht den Bestimmungen der Verordnung (EG) führt werden, wenn sie nicht durch den in Absatz 1 genannten
Verschnitt gewonnen sind.Nr. 1493/1999 oder dieser Verordnung entspricht.
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(3) Zur Einhaltung von Absatz 2 wird der Ursprung der KAPITEL VII
spanischen roten und Rosé-Tafelweine gewährleistet, indem die
von Spanien beauftragte zuständige Stelle das Feld abstempelt, BEDINGUNGEN FÜR DIE REIFUNG
das in dem gemäß Artikel 70 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 vorgesehenen Begleitdokument amtlichen Ein-
tragungen vorbehalten ist, und vor ihrem Stempel die Angabe Artikel 40
„nicht durch Verschnitt (rot/weiß) gewonnener Wein“ vermerkt.

Reifung bestimmter Likörweine

KAPITEL VI Die Reifung unter den Bedingungen von Anhang V Abschnitt J
Nummer 6 Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
ist für den Qualitätswein b.A. „Madeira“ zugelassen.ZUSATZ ANDERER ERZEUGNISSE

TITEL IIIArtikel 37

EINSATZ NEUER ÖNOLOGISCHER VERFAHREN ZU
Zusatz von Destillat zu Likörweinen und bestimmten Qua- VERSUCHSZWECKEN

litätslikörweinen b.A.

Artikel 41Die Merkmale der Destillate aus Wein oder getrockneten
Weintrauben, die Likörweinen und bestimmten Qualitätslikör-
weinen b.A. gemäß Anhang V Abschnitt J Nummer 2 Buchsta- Allgemeine Vorschriften
be a) Ziffer i) zweiter Gedankenstrich zugesetzt werden können,
werden in Anhang XVII dieser Verordnung festgesetzt.

(1) Zu Versuchszwecken gemäß Artikel 46 Absatz 2
Buchstabe f) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 kann jeder
Mitgliedstaat den Einsatz bestimmter, in der vorgenannten Ver-Artikel 38
ordnung nicht vorgesehener önologischer Verfahren oder Be-
handlungen für einen Zeitraum von höchstens drei Jahren zulas-
sen, sofernZusatz anderer Erzeugnisse zu bestimmten Qualitätslikör-

weinen b.A. und Verwendung von Traubenmost bei der
— die betreffenden Verfahren oder Behandlungen den Bedin-Herstellung solcher Weine

gungen von Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 entsprechen;

(1) Das Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.A., deren Her-
— diese Verfahren oder Behandlungen nicht ein Volumenstellung die Verwendung von Traubenmost oder eine Mischung

von mehr als 500 000 hl je Jahr oder Versuch betreffen;von Traubenmost mit Wein gemäß Anhang V Abschnitt J Num-
mer 1 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 umfaßt, ist in An-

— die gewonnenen Erzeugnisse nicht in Gebiete außerhalbhang XV Abschnitt A dieser Verordnung aufgeführt.
des Mitgliedstaats versandt werden, in dessen Hoheitsge-
biet der Versuch stattgefunden hat;

(2) Das Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.A., denen die
— der betreffende Mitgliedstaat der Kommission und denErzeugnisse gemäß Anhang V Abschnitt J Nummer 2 Buchsta-

anderen Mitgliedstaaten die Bedingungen für jede Zulas-be b) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 zugesetzt werden
sung vor Beginn der Versuche mitgeteilt hat.können, ist in Anhang XV Abschnitt B dieser Verordnung auf-

geführt.
Ein Versuch besteht in einer Maßnahme oder Maßnahmen,
die im Rahmen eines genau definierten Forschungsvorhabens
durchgeführt werden und für die ein einheitliches Versuchspro-Artikel 39
tokoll erstellt wird.

Zusatz von Alkohol zu Perlwein (2) Vor Ablauf des in Absatz 1 genannten Zeitraums richtet
der betreffende Mitgliedstaat eine Mitteilung über den zugelasse-
nen Versuch an die Kommission. Die Kommission unterrichtetGemäß Artikel 42 Absatz 3 der Verordnung (EG)

Nr. 1493/1999 darf der Zusatz von Alkohol zu Perlwein den die anderen Mitgliedstaaten über das Ergebnis des Versuchs.
Der betreffende Mitgliedstaat kann gegebenenfalls entsprechendgesamten Alkoholgehalt des Perlweins um höchstens 0,5 % vol

erhöhen. Der Alkohol darf nur in Form einer Versanddosage diesem Ergebnis einen Antrag auf Fortsetzung dieses Versuchs
für eine weitere Dauer von höchstens drei Jahren an die Kommis-und unter der Bedingung zugesetzt werden, daß dieses Verfah-

ren und nach den geltenden Vorschriften des Erzeuger- sion richten, und zwar möglicherweise für eine größere Menge
als beim ersten Versuch. Der Mitgliedstaat fügt seinem Antragmitgliedstaats zulässig ist und diese Vorschriften der Kommis-

sion und den anderen Mitgliedstaaten mitgeteilt worden sind. entsprechende Unterlagen bei.
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(3) Die Kommission entscheidet nach dem Verfahren des (2) Diese Erzeugnisse dürfen von einem Erzeuger oder
Händler nicht ohne triftigen Grund aufbewahrt werden undArtikels 75 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 über den in

Absatz 2 genannten Antrag; sie kann gleichzeitig beschließen, dürfen nur transportiert werden, um in eine Brennerei, eine
Essigfabrik oder einen Betrieb, in dem sie industriellen Zweckendaß der Versuch unter den gleichen Bedingungen in anderen

Mitgliedstaaten fortgesetzt werden kann. zugeführt oder zu industriellen Erzeugnissen verarbeitet wer-
den, oder in eine Vernichtungsanlage verbracht zu werden.

(4) Nachdem die Kommission alle Auskünfte über den be-
treffenden Versuch eingeholt hat, unterbreitet sie dem Rat nach (3) Die Mitgliedstaaten sind befugt, dem im vorstehenden
Ablauf des in Absatz 1 oder gegebenenfalls des in Absatz 2 Absatz genannten Wein zur besseren Identifizierung Denaturie-
genannten Zeitraums einen Vorschlag zur endgültigen Zulas- rungsmittel oder Indikatoren zusetzen zu lassen. Sie können die
sung des önologischen Verfahrens oder der önologischen Be- in Absatz 1 vorgesehenen Verwendungen auch aus berechtigten
handlung, das bzw. die bei dem betreffenden Versuch angewen- Gründen verbieten und die Erzeugnisse beseitigen lassen.
det wurden.

Artikel 44
TITEL IV

AufhebungSCHLUSSBESTIMMUNGEN

(1) Die Verordnungen (EWG) Nr. 1618/70, (EWG)Artikel 42
Nr. 1972/78, (EWG) Nr. 2394/84, (EWG) Nr. 305/86, (EWG)
Nr. 1888/86, (EWG) Nr. 2094/86, (EWG) Nr. 2202/89, (EWG)

Vor dem 1. August 2000 erzeugte Weine Nr. 2240/89, (EWG) Nr. 3220/90, (EWG) Nr. 586/93, (EG)
Nr. 3111/93 und (EG) Nr. 1128/96 werden aufgehoben.

Vor dem 1. August 2000 erzeugte Weine dürfen nach diesem
Zeitpunkt zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch ange-

(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 2676/90 findet auf die unterboten oder geliefert werden, sofern sie den vor diesem Zeitpunkt
die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 fallenden Erzeugnisse An-geltenden gemeinschaftlichen oder einzelstaatlichen Regeln ent-
wendung. Die Bestimmungen von Kapitel 1 Nummer 5, Kapi-sprechen.
tel 3 Nummer 5, Kapitel 5 Nummer 3.2, Kapitel 12 Nummer 3,
Kapitel 16 Nummer 3, Kapitel 18 Nummer 3, Kapitel 23 Num-

Artikel 43 mer 3, Kapitel 25 Nummer 2.3, Kapitel 26 Nummer 3, Kapi-
tel 27 Nummer 3, Kapitel 30 Nummer 3, Kapitel 37 Num-
mer 3 und Kapitel 40 Nummer 1.4 des Anhangs der Verord-Bedingungen für die Destillation, den Verkehr und die
nung (EWG) Nr. 2676/90 werden ab 1. August 2001 aufgeho-Bestimmung von Erzeugnissen, die weder der Verordnung
ben.(EG) Nr. 1493/1999 noch dieser Verordnung entsprechen

(1) Erzeugnisse, der gemäß Artikel 45 Absatz 1 der Verord- Artikel 45
nung (EWG) Nr. 1493/1999 nicht zum unmittelbaren mensch-
lichen Verbrauch angeboten oder abgegeben werden dürfen,

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-werden vernichtet. Die Mitgliedstaaten dürfen jedoch zulassen,
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.daß bestimmte Erzeugnisse, deren Merkmale sie festlegen, in

einer Brennerei, einer Essigfabrik oder zu industriellen Zwecken
verwendet werden. Sie gilt ab 1. August 2000.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Brüssel, den 24. Juli 2000.

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Verzeichnis der Rebsorten, deren Trauben abweichend von Artikel 42 Absatz 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 zur Herstellung der in demselben Absatz genannten Erzeugnisse verwendet werden dürfen

(Artikel 2 dieser Verordnung)

(z.E.)

ANHANG II

Jahre, in denen Erzeugnisse aus den Weinbauzonen A und B, die nicht den in der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 festgesetzten natürlichen Mindestalkoholgehalt aufweisen, für die Erzeugung von Schaum-
wein, Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure oder Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure verwendet

werden dürfen

(Artikel 3 dieser Verordnung)

(z.E.)
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ANHANG III

A. Verzeichnis der Rebsorten, deren Trauben zur Zusammensetzung der Cuvée von aromatischem
Qualitätsschaumwein und aromatischem Qualitätsschaumwein b.A. verwendet werden dürfen

(Artikel 4 dieser Verordnung)

Aleatico N

Ασύρτικο (Assyrtiko)

Bourboulenc B

Brachetto N

Clairette B

Colombard B

Freisa N

Gamay N

Gewuerztraminer Rs

Girò N

Γλυκερύθρα (Glykerythra)

Huxelrebe

Macabeu B

Alle Malvasia-Sorten

Mauzac blanc und rosé

Monica N

Μοσχοφίλερο (Moschofilero)

Mueller-Thurgau B

Alle Muskat-Sorten

Parellada B

Perle B

Picpoul B

Poulsard

Prosecco

Ροδίτης (Roditis)
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Scheurebe

Torbato

B. Ausnahmen gemäß Anhang V Abschnitt I Nummer 3 Buchstabe a) und Anhang VI Abschnitt K Num-
mer 10 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 hinsichtlich der Zusammensetzung der Cuvée von

aromatischem Qualitätsschaumwein und aromatischem Qualitätsschaumwein b.A.

Abweichend von Anhang VI Abschnitt K Nummer 10 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 kann ein
aromatischer Qualitätsschaumwein b.A. gewonnen werden, indem für die Zusammensetzung der Cuvée Weine aus
Trauben der Rebsorte „Prosecco“ verwendet werden, die in den bestimmten Anbaugebieten mit der Ursprungsbezeich-
nung „Conegliano-Valdobbiadene“ und „Montello e Colli Asolani“ geerntet wurden.



31.7.2000 DE L 194/17Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

ANHANG IV

Grenzwerte für die Verwendung bestimmter Stoffe

(Artikel 5 dieser Verordnung)

Die Grenzwerte für die Verwendung der in Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 aufgeführten Stoffe
unter den Bedingungen desselben Anhangs sind folgende:

Verwendung bei teilweise gegorenem, in
unverarbeiteter Form zum unmittelbarenVerwendung bei frischen Weintrau- menschlichen Verbrauch bestimmtemben, Traubenmost, teilweise gegore- Traubenmost, bei zur Gewinnung von Ta-nem Traubenmost, teilweise gegore-Stoff felwein geeignetem Wein, bei Tafelwein,nem Traubenmost aus eingetrockne- Schaumwein, Schaumwein mit zugesetzterten Weintrauben, konzentriertem Kohlensäure, Perlwein, Perlwein mit zuge-Traubenmost und Jungwein setzter Kohlensäure, Likörwein und Qua-

litätswein b. A.

Heferindenzubereitungen 40 g/hl 40 g/hl

Kohlendioxid (1) Höchstgehalt des so behandelten Wei-
nes: 2 g/l

L-Askorbinsäure (1) 150 mg/l

Zitronensäure (1) Endgehalt des so behandelten Weines:
1 g/l

Metaweinsäure 100 mg/l

Kupfersulfat 1 g/hl, sofern der Kupfergehalt des so
behandelten Erzeugnisses 1 mg/l nicht
übersteigt

önologische Holzkohle (Aktivkohle) 100 g trockene Kohle je hl 100 g trockene Kohle je hl

Nährsalze: Diammoniumphosphat 0,3 g/l (in Salz ausgedrückt) (2) 0,3 g/l (in Salz ausgedrückt), für die
oder Ammoniumsulfat Herstellung von Schaumwein

Ammoniumsulfit oder Ammoni- 0,2 g/l (in Salz ausgedrückt) (2)
umbisulfit

Wachstumsförderer: Thiamin in 0,6 mg/l (in Thiamin ausge- 0,6 mg/l (in Thiamin ausgedrückt), für
Form von Thiamin-Hydrochlorid drückt) (2) die Herstellung von Schaumwein

Polyvinylpolypirrolidon 80 g/hl 80 g/hl

Kalziumtartrat 200 g/hl

Kalziumphytat 8 g/hl

(1) Die Reinheitskriterien für dieses Erzeugnis sind diejenigen der Richtlinie 96/77/EG der Kommission vom 2. Dezember 1986 zur
Festlegung spezifischer Reinheitskriterien für andere Lebensmittelzusatzstoffe als Farbstoffe und Süßungsmittel (ABl. L 339 vom
30.12.1996, S. 1), geändert durch die Richtlinie 98/86/EG (ABl. L 334 vom 9.12.1998, S. 1).

(2) Unbeschadet des vorstehend genannten Grenzwertes von 0,2 g/l können diese Erzeugnisse auch zusammen bis zu einem
Gesamtgrenzwert von 0,3 g/l verwendet werden.
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ANHANG V

Vorschriften und Reinheitskriterien für Polyvinylpolypirrolidon

(Artikel 6 dieser Verordnung)

Polyvinylpolypirrolidon (PVPP), dessen Verwendung in Anhang IV [Nummer 1 Buchstabe p) sowie Nummer 3
Buchstabe y)] der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vorgesehen ist, ist ein Polymer, [1.(2 oxo — 1 Pyrolidinylethylen)],
statistisch vernetzt.

PVPP wird hergestellt durch Polymerisierung von N-vinyl-2-Pirrolidon in Anwesenheit eines Katalysators, namentlich
Natronlauge oder N,N’-Divinylimidazolidon.

MERKMALE

Feines weißes bis hellbeiges Pulver.

Unlöslich in Wasser und organischen Lösungsmitteln.

Unlöslich in starken Mineralsäuren und Alkali.

VERSUCHE

1. TROCKNUNGSVERLUST

Unter 5 % bei folgenden Voraussetzungen:

2 g PVPP in eine Kieselerde-Schale von 70 mm Durchmesser geben; im Trockenofen bei 100 bis 105 °C in
sechs Stunden trocknen. Im Exsiccator abkühlen lassen und wiegen.

Anmerkung

Alle vorgenannten Grenzwerte beziehen sich auf das Trockenprodukt.

2. ASCHE

Gewicht der Asche unter 0,5 % bei folgenden Voraussetzungen:

Den Rückstand aus Versuch 1 nach und nach veraschen, ohne 500 bis 550 °C zu überschreiten, und wiegen.

3. ARSEN

Unter 2 Teile je Million bei folgenden Voraussetzungen:

Vorbereitung des Testprodukts:

0,5 g PVPP in einen Rundkolben aus Borosilikatglas geben, der auf einer gelochten Platte sitzt und dessen Hals
geneigt ist. 5 ml reine Schwefelsäure (RAs) und 10 ml reine Salpetersäure (RAs) zugeben und allmählich
erhitzen. Beginnt die Mischung zu bräunen, eine kleine Menge Salpetersäure zugeben, weiter erhitzen und
diesen Vorgang wiederholen, bis die Flüssigkeit farblos bleibt und sich die Kolbenatmosphäre mit weißen SO3-
Dämpfen füllt. Abkühlen lassen, den Prozeß mit 10 ml Wasser fortsetzen und erneut erhitzen, um die nitrosen
Gase zu vertreiben, bis weiße Dämpfe bleiben. Vorgang ein zweites Mal wiederholen. Nach dem dritten Mal
kurz aufkochen, abkühlen lassen und die Flüssigkeit mit Wasser auf 40 ml auffüllen.
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Reagenzien (RAs)

1) Konzentrierte Arsenlösung (100 mg Arsen/l)

0,132 g zuvor bei bei 100 °C getrocknetes Arsenigsäureanhydrid genau abwiegen und in einen 500 ml-
Erlenmeyerkolben geben. 3 ml Natriumhydroxidlauge sowie 20 ml Wasser zugeben. Durch Schütteln
auflösen. Diese Arsenlösung mit 15 ml 10 %ig (p/p) verdünnter Schwefelsäure neutralisieren und
bromgesättigtes Wasser (R) zugeben, bis die Gelbfärbung des freien Broms anhält (theoretisch 7 ml). Die
Bromüberschüsse durch Aufkochen austreiben, Lösung in einen 1 000 ml-Meßkolben umgießen und mit
destilliertem Wasser bis zum entsprechenden Teilstrich auffüllen.

2) Verdünnte Arsenlösung (1 mg Arsen/l)

Mischen:

auf 100 mg Arsen/l konzentrierte Arsenlösung: 10 ml

destilliertes Wasser q.s.p.: 1 000 ml

1 ml dieser Lösung enthält 1/1 000 mg Arsen.

3) Bleiacetatwatte

Saugwatte in einer 5 %igen (p/v) Bleiacetatlösung mit 1 %igem Essigsäurezusatz tränken. Watte abtropfen
und an der Luft trocknen lassen. In festschließendem Gefäß aufbewahren.

4) Im Trockenofen bei 100 °C getrocknete Saugwatte

In festschließendem Gefäß aufbewahren.

5) Quecksilberbromid-getränktes Filterpapier

Eine 5 %ige Quecksilberbromid-Alkohollösung in eine rechteckige Schale geben. Weißes Filterpapier
(80 g/m2) in 15 × 22 cm große Teile geschnitten und einmal gefaltet in diese Lösung tauchen. Papier
abtropfen und im Dunkeln auf einem nichtmetallischen Faden rittlings trocknen lassen. Falte um 1 cm,
untere Streifen um 1 cm kürzen. Papier in 15 × 15 mm Quadrate schneiden und in einem festschließenden,
mit schwarzem Lichtschutzpapier umgebenen Gefäß aufbewahren.

6) Zinn-II-chloridlösung

20 g reines granuliertes Zinn durch 100 ml reine Salzsäure (d = 1,19) ätzen. In Anwesenheit von
metallischem Zinn unter Luftausschluß in einem Gefäß mit Ventilpfropfen aufbewahren.

7) Kaliumjodidlösung

Kaliumjodid: 10 g

Wasser, q.s.p.: 100 ml

8) Salpeter(Säure) zur Arsenermittlung (RAs)

Säure einer Dichte von 1,38 bei 20 °C mit 61,5 bis 65,5 %iger Salpetersäure HNO3: Die Säure darf keinen
Glührückstand von über 0,0001 % hinterlassen und darf weder durch Dizithon bestimmbares Blei
noch über 1 Millionstel Chlorion, 2 Millionstel Schwefelion, 2 Millionstel Orthophosphorion und
1 Hundertmillionstel Arsen enthalten.
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9) Schwefelsäure zur Arsenermittlung (RAs)

Säure einer Dichte von 1,831 bis 1,835 bei 20 C mit mindestens 95 %iger Schwefelsäure H2SO4: Die
Säure darf keinen Glührückstand von über 0,0005 % hinterlassen und darf nicht über 2 Millionstel
Schwermetalle, 1 Millionstel Eisen, 1 Millionstel Chlorion, 1 Millionstel Stickstoffion, 5 Millionstel
Ammoniumion und 2 Hundertmillionstel Arsen enthalten.

10) Mit Schwefelsäure auf 20 % (v/v) verdünnte Lösung (36 Gramm H2SO4 je 100 ml)

Mischen:

Reine Schwefelsäure (RAs) 200 ml

Distilliertes Wasser, q.s.p. 1 000 ml

11) Platinzink Reines Zink ohne Arsen, als Granulat oder Zylinder

Das Zink platinieren: In ein zylindrisches Gefäß geben und mit einer 1/20 000 Platinchloridlösung
bedecken. 2 Stunden wirken lassen, Zink mit destilliertem Wasser waschen, Platinzink auf verschieden
dicken Löschblättern abtropfen lassen, trocknen und in ein trockenes Gefäß geben.

Sicherstellen, daß 5 g dieses Zinks, das mit 4,5 ml reiner, mit Wasser auf 40 ml aufgefüllter Schwefelsäure unter
Zugabe von zwei Tropfen Zinn-II-chlorid und 5 ml 10 %iger Kaliumchloridlösung in das nachstehend
beschriebene Gerät gegeben wurde, nach mindestens zwei Stunden keinen Flecken auf dem quecksilberbromid-
getränkten Papier hinterlassen. Ferner sicherstellen, daß 1 g Arsen, wie nachstehend angegeben verwendet,
einen deutlichen Flecken ergibt.

Gerätebeschreibung

Eine 90-100 ml-Phiole verwenden, die mit einem Glasstöpsel verschlossen wird und mit einer Glasröhre von
6 mm Innendurchmesser und 90 mm Länge versehen ist. Der untere Teil dieser Röhre ist effiliert und mit einer
Längsbohrung versehen (Abscheider). Der obere Röhrenteil endet mit einer ebenen, geläppten Fläche, die der
Röhrenachse entspricht. Eine zweite Glasröhre mit gleichem Innendurchmesser und von 30 mm Länge, welches
ebenfalls mit einer ebenen, geläppten Fläche endet, kann an der ersten Röhre mittels zwei Schraubenfedern
oder zwei Kautschukmuffen befestigt werden.

Verfahrensweise

In Teil A der Entbindungsröhre zunächst einen trockenen Saugwattebausch, dann einen bleiacetat-getränkten
Wattebausch einführen.

Ein quecksilberbromidgetränktes Papier zwischen die beiden Teile der Entbindungsröhre in Teil B einführen
und die beiden Röhrenteile verbinden.

Die 40 ml Schwefelflüssigkeit, zwei Tropfen Zinn-II-chloridlösung sowie 5 ml Kaliumjodidlösung in die Phiole
geben. 15 Minuten warten. 5 g Platinzink zugeben und die Phiole mittels der zuvor bestückten Röhre sofort
verschließen.

Das Ende der Entbindung (mindestens zwei Stunden) abwarten. Gerät demontieren, das quecksilberbromid-
getränkte Papierkarree eine halbe Stunde lang in 10 ml Kaliumjodidlösung tauchen; dabei mehrmals schütteln.
Gründlich abspülen und trocknen lassen.

Der braune bzw. gelbe Fleck muß quasi unsichtbar oder blasser sein als das Resultat aus einem Paralellversuch,
der mit 1 ml Arsenlösung (1 g/ml) zusätzlich 4,5 ml reine Schwefelsäure und mit Wasser auf 40 ml aufgefüllt
sowie unter Zugabe von zwei Tropfen Zinn-II-chlorid und 5 ml 10 %iger Kaliumjodidlösung durchzuführen
ist.



31.7.2000 DE L 194/21Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

4. SCHWERMETALLE

Ausgedrückt in Blei, unter 20 Teile je Million, bei folgenden Voraussetzungen:

Die Aschen nach dem Wiegen in 1 ml reiner Salzsäure und 10 ml destilliertem Wasser auflösen. Dabei die
Auflösung durch Erhitzen aktivieren. Mit destilliertem Wasser auf 20 ml auffüllen. 1 ml dieser Lösung enthält
die Mineralstoffe von 0,10 g PVPP.

10 ml Aschenlösung mit 2 ml 4 %iger reiner Natriumfluoridlösung, 0,5 ml reinem Ammoniak, 3 ml Wasser,
0,5 ml reiner Essigsäure sowie 2 ml schwefelwasserstoffgesättigter wäßriger Lösung in ein 160 × 16 mm
Reagenzglas geben.

Es darf nicht zur Fällung kommen. Tritt eine Braunfärbung auf, so muß diese schwächer sein als die
entsprechende Färbung im Rahmen folgender Kontrollzubereitung:

In ein 160 × 16 mm Reagenzglas 2 ml einer Lösung aus 0,01 g Blei in 1 l (10 mg Blei/l), 15 ml 4 %iges
Natriumfluorid (m/v), 0,5 ml reine Essigsäure sowie 2 ml schwefelwasserstoffgesättigter wäßriger Lösung geben.
Dieses Reagenzglas enthält 20 g Blei.

Anmerkung

In dieser Konzentration fällt Bleisulfid nur in essigsaurem Medium aus. Eine Fällungsreaktion könnte in
Anwesenheit von nur 0,05 ml Salzsäure je 15 ml erreicht werden, doch ist diese Konzentration in der Praxis
nur schwer genau zu regeln.

Durch Ersetzen der 0,5 ml Essigsäure durch 0,5 ml Salzsäure würden nur Kupfer, Quecksilber usw. ausgefällt.

Etwaig vorhandenes Eisen (generell als Eisen-III) oxidiert den Schwefelwasserstoff im Wege eines Schwefelnie-
derschlags, der den kolloidalen Bleisulfidniederschlag maskiert. Mit 0,5 ml Natriumfluorid komplexiert, wird
der Schwefelwasserstoff vom Eisen langsamer oxidiert.

Diese Menge reicht aus, um 1 mg Eisen-III zu komplexieren. Bei mehr Eisen die Natriumfluoridmenge
entsprechend erhöhen.

Bei kalziumhaltigen Produkten ist nach Zugabe von Fluorid zu filtern.

5. GESAMTSTICKSTOFF

Zwischen 11 und 12,8 % bei folgenden Voraussetzungen:

Gerätebeschreibung:

A. Das Gerät setzt sich wie folgt zusammen:

1) Ein als Dampferzeuger dienender 1 l-Kolben A aus Borosilikatglas mit Einfülltrichter (mit Hahn).
Der Kolben kann über einen Gas- oder Elektrobrenner erhitzt werden.

2) Ein Verlängerungsstück C zum Auffangen der ausgewaschenen Flüssigkeit aus Wäscher B.

3) Ein 500 ml-Wäscher B mit geneigtem Hals; die Zuleitungsröhre muß den untersten Kolbenteil
erreichen. Die Ableitungsröhre ist mit einem Abscheider (boule antiprimage) versehen, die den
oberen Teil des Wäschers bildet. Über einen Einfülltrichter E (mit Hahn) können die zu behandelnde
Flüssigkeit und die Alkalilauge eingefüllt werden.

4) Ein 30 bis 40 cm langer vertikaler Kühler, der mit einer Kugel mit dünnem Mantel abschließt.

5) Ein 250 ml-Erlenmeyerkolben zum Auffangen des Destillats.
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B. Ovoidförmiger 300 ml-Mineralisierungskolben mit langem Hals.

Erforderliche Stoffe:

Reine Schwefelsäure

Mineralisierungskatalysator

30 %ige Natriumhydroxidlauge (m/m)

40 %ige reine Borsäurelösung (m/v)

Salzsäurelösung 0,1 N

Mischindikator in bromokresol-grün und methyl-rot.

Der Dampferzeuger muß mit Wasser, welches mit 1 %iger Schwefelsäure gesäuert wurde, gefüllt sein. Vor
Arbeitsbeginn diese Flüssigkeit bei offenem Ablaßventil P zur Vertreibung von CO2-Dämpfen aufkochen.

Verfahrensweise

In den Mineralisierungskolben ungefähr 0,20 g genau gewogenes PVPP geben. 2 g Mineralisierungskatalysator
und 15 ml reine Schwefelsäure zugeben.

Den Kolben mit geneigtem Hals über offenem Feuer erhitzen, bis die Lösung farblos ist und die Kolbenwände
frei von karbonisierten Stoffen sind.

Nach dem Abkühlen mit 50 ml Wasser verdünnen und erkalten lassen. Diese Flüssigkeit über Trichter E in
Wäscher B geben. 40 bis 50 ml 30 %ige Natronlauge zugeben, um die Flüssigkeit zu alkalisieren und den
Ammoniak durch Wasserdampfdestillation auszufällen; das Destillat in 5 ml Borsäurelösung, die zuvor mit
10 ml Wasser in den Erlenmeyerkolben gegeben wurde, auffangen, wobei das Ampullenende in die Flüssigkeit
tauchen muß. 1 oder 2 Tropfen Mischindikator zugeben und 70 bis 100 ml Destillat auffangen.

Das Destillat mit 0,1 N Salzsäurelösung titrieren, bis sich der Indikator violett-rosa verfärbt.

1 ml 0,1 N Salzsäurelösung entspricht 1,4 mg Stickstoff.

Gerät zur Destillation von Ammoniak in einer Wasserdampfströmung
(nach Parnas und Wagner)

(Die Hähne P und E können durch eine Kunststoffverbindung mit Mohrschen Quetschhahn ersetzt
werden.)

6. LÖSLICHKEIT IN WÄßRIGEM MEDIUM

Unter 0,5 % bei folgenden Voraussetzungen:

10 g PVPP in einen 200 ml-Kolben mit 100 ml destilliertem Wasser geben. Schütteln und 24 Stunden wirken
lassen. Zunächst auf einer Filterplatte mit 2,5 Porosität, dann auf einer Filterplatte mit 0,8 Porosität filtrieren.
Der Rückstand des im Wasserbad bis zur Trocknung eingedampften Filtrats muß weniger als 50 mg betragen.
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7. LÖSLICHKEIT IN SAUREM UND ALKOHOLISCHEN MEDIUM

Unter 1 % bei folgenden Voraussetzungen:

1 g PVPP in einen Kolben mit 500 ml folgender Mischung geben:

Essigsäure 3 g

Ethanol 10 ml

Wasser q.s.p. 100 ml

24 Stunden wirken lassen. Zunächst auf einer Filterplatte mit 2,5 Porosität, dann auf einer Filterplatte mit
0,8 Porosität filtrieren. Das Filtrat im Wasserbad konzentrieren. Die Wasserbadverdampfung in einer zuvor
geeichten Kieselerdeschale von 70 mm Durchmesser abschließen. Der Rückstand des bis zur Trocknung
eingedampften Filtrats muß unter 10 mg liegen; dabei ist der etwaige Rückstand nach Eindampfung von 500 ml
Essigsäure-Ethanol-Mischung zu berücksichtigen.

8. WIRKSAMKEIT DES PVPP GEGENÜBER DER ABSORPITON DER PHENOLVERBINDUNGEN

Der wie folgt bestimmte Aktivitätsanteil muß 30 % oder mehr betragen.

A. Reagenzien

1) Natriumhydroxidlösung 0,1 N

2) Salicylsäurelösung 0,1 N

(13,81 g Salicylsäure werden in 500 ml Methanol aufgelöst und in 1 l Wasser verdünnt).

B. Verfahrensweise

1) 2-3 g PVPP in einem 200 ml-Erlenmeyerkolben wiegen und das Gewicht W auf 0,001 g genau
registrieren.

2) Den Trockenextrakt der Stichprobe (Festanteil) berechnen und als Wert P auf ein Zehntelprozent
genau registrieren.

3) Die Salicylsäurelösung 0,1 N nach folgender Formel zugeben:

43 × W × P = zuzugebende ml.

4) Das Gefäß verschließen und fünf Minuten schütteln.

5) Die Mischung bei 25 °C in einen Trichter mit Filter gießen, der auf einem mit einem 250 ml-Gefäß
verbundenen Büchnertrichter sitzt. Auspumpen, bis genügend Filtrat zur Verfügung steht, um 50 ml
entnehmen zu können (das Filtrat muß transparent sein).

6) 50 ml Filtrat pipetieren und in einen 250 ml-Erlenmeyerkolben geben.

7) Mittels einer 0,1 N Schwefellösung den Phenolphtalinneutralisationspunkt bestimmen und das
Volumen Vs registrieren.

8) 50 ml einer Salicylsäurelösung (Kontrolle) gleichermaßen titrieren und das Volumen Vb registrieren.

C. Berechnung

Vb − VsAktivitätsanteil (in %) = × 100
Vb

Anmerkung

Alle in den Nummern 2 bis 8 festgesetzten Grenzwerte beziehen sich auf das Trockenprodukt.
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9. FREIES N-VINYLPIRROLIDON — NICHT ÜBER 0,1 %

Verfahren

4,0 g Stichprobe in 30 ml Wasser suspendieren, 15 Minuten rühren und über eine 9 bis 15 m Filterplatte aus
Sinterglas (Typ G4) in einen 250 ml-Erlenmeyerkolben gießen. Den Rückstand mit 100 ml Wasser waschen,
500 mg Natriumacetat zu den kombinierten Filtraten geben und mit 0,1 N Jod bis zur Stabilisierung der
Jodfarbe dosieren. Weiter 3,0 ml Jod 0,1 N zugeben, 10 Minuten ruhen lassen und das überschüssige Jod mit
Natriumthiosulfat 0,1 N dosieren. Bis zur approximativen Endpunktbestimmung 3 ml Stärke SE (Teststoff)
zugeben. Eine Blinddosierung durchführen. Der Jodverbrauch geht nicht über 0,72 ml hinaus und entspricht
somit maximal 0,1 % Vinylpirrolidon.

10. FREIES N,N’-DIVINYLIMIDAZOLIDON — NICHT ÜBER 2 mg/kg

Prinzip

Dosierung durch Kapillargaschromatographie der Wanderung des freien N,N’-Divinylimidazolidins in einem
Lösungsmittel (Aceton), ausgehend von nicht löslichem PVP.

Interne Standardlösung

100 ml auf 0,1 mg genau gewogenes Heptylsäurenitril (Önanthsäurenitril) in 500 ml Aceton auflösen.

Stichprobezubereitung

2 bis 2,5 g Polymer auf 0,2 mg genau wiegen und in einen 50 ml-Erlenmeyerkolben gießen. Mit einer Pipette
zunächst 5 ml interne Standardlösung, dann 20 ml Aceton zugeben. Die Mischung während 4 Stunden
schütteln, dann mindestens 15 Stunden ruhen und stabilisieren lassen und die aufschwimmende Flüssigkeit
durch Gaschromatographie analysieren.

Bezugslösung

25 mg N,N’-Divinylimidazolidin auf 0,2 mg genau wiegen und in ein Gefäß gießen. Mit Aceton auf 100 ml
auffüllen. Mit einer Pipette 0,2 ml dieser Lösung in einen anderen 50 ml-Meßkolben umgießen und mit Aceton
auf 50 ml auffüllen. 2 ml dieser Lösung in ein anderes Gefäß umgießen, 5 ml der internen Standardlösung
(siehe oben) zugeben und mit Aceton auf 25ml auffüllen.

Gaschromatographieanforderungen:

— Säule: „DB-Wax“ (Kieselglas) Kapillar (vernetztes Carbowax - 20 M), Länge
30 m, Innendurchmesser 0,25 mm, Filmdicke 0,5 µm

— Programmierte Säulentemperatur: 140 °C — 240 °C, 4 °C je Minute

— Injektor: Injektor split, 220 °C.
Ausströmumg split 30 ml/mn

Thermionenanzeiger (nach Herstellerspezifikationen optimiert),—Anzeiger:
250 °C

— Trägergas: Helium, 1 Bar (Überdruck)

— Injektionsmenge: 1µl aufschwimmende Standardlösung oder Bezugslösung.

Verfahren

Zuverlässige Bestimmung des Eichungsfaktors unter den spezifischen Analysebedingungen durch wiederholte
Injektionen von Standardlösung. Stichprobeanalyse. Der Gehalt an N,N’-Divinylimidazolidin im nicht löslichen
PVP darf 0,1 % nicht überschreiten.
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Berechnung des Eichungsfaktors

WD · AStf =
WSt · AD

WD = Menge des verwendeten N,N’-Divinylimidazolidons (mg)

WSt = Menge der internen Standardlösung (mg)

ASt = Peak-Fläche der internen Stichprobe

AD = Peak-Fläche des N,N’-Divinylimidazolidons.

Berechnung des Gehalts an N,N’-Divinylimidazolidon

1 000 · f · AD · WStCD = (mg/kg)
ASt . Ws

CD = Konzentration ds N,N’-Divinylimidazolidons (mg/kg)

f = Eichungsfaktor

AD = Peak-Fläche des N,N’-Divinylimidazolidons

WSt = Menge der zur Stichprobe gegebenen internen Standardlösung (mg)

ASt = Peak-Fläche der internen Standardlösung

WS = Stichprobemenge (g).
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ANHANG VI

Vorschriften für Kalziumtartrat

(Artikel 7 dieser Verordnung)

ANWENDUNGSBEREICH

Kalziumtartrat wird dem Wein als technische Hilfssubstanz beigefügt und dient der Förderung der Ausfällung des
Weinsteins bzw. der Verhinderung der Ausfällung von Kaliumhydrogentartrat und Kalziumtartrat durch Verringerung
ihrer Endkonzentration.

VORSCHRIFTEN

— Die Höchstdosis wird in Anhang IV dieser Verordnung festgesetzt.

— Beim Zusatz von Kalziumtartrat wird der Wein geschüttelt und künstlich gekühlt; anschließend werden die
gebildeten Kristalle durch physikalische Verfahren getrennt.
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ANHANG VII

Vorschriften für Betaglucanase

(Artikel 10 dieser Verordnung)

1. Internationaler Code für Betaglucanasen: E.C. 3-2-1-58

2. Beta-Glucan-Hydrolasen (spalten Glucan von Botrytis cinerea)

3. Ursprung: Trichoderma harzianum

4. Anwendungsbereich: Spaltung von Betaglucanen in Wein, insbesondere in Wein edelfauler Trauben

5. Verwendungshöchstdosis: 3 g enzymatische Zubereitung mit 25 % suspendierter organischer Substanz (Gesamt-
gehalt an organischer Substanz, T.O.S.) je Hektoliter

Verlust durch Trocknung weniger als 10 %

Schwermetalle weniger als 30 ppm

Blei: weniger als 10 ppm

Arsen: weniger als 3 ppm

Koliforme insgesamt: keine

Escherichia coli keine in einer Probe von 25 g

Salmonella spp.: keine in einer Probe von 25 g

aerobe Keime insgesamt: weniger als 5 × 104 Keime/g
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ANHANG VIII

Milchsäurebakterien

(Artikel 11 dieser Verordnung)

VORSCHRIFTEN

Die Milchsäurebakterien, deren Verwendung in Anhang IV Nummer 1 Buchstabe q) sowie Nummer 3 Buchstabe z)
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vorgesehen ist, müssen den Gattungen Leuconostoc, Lactobacillus und/oder
Pediococcus angehören. Sie müssen die Apfelsäure im Most bzw. im Wein in Milchsäure umwandeln, dürfen jedoch
nicht geschmackverfälschend wirken. Sie müssen aus Trauben, Mosten, Weinen oder aus Traubenverarbeitungser-
zeugnissen isoliert worden sein. Auf dem Etikett sind Gattungs- und Artbezeichnung, Stammreferenz sowie Herkunft
des Stammes und die für die Selektion zuständige Person anzugeben.

Genmanipulationen von Milchsäurebakterien bedürfen einer vorherigen Genehmigung.

FORM

Sie werden entweder flüssig oder gefroren oder als Pulver, gewonnen durch Lyophilisation in Reinkultur oder
assoziierter Kultur, verwendet.

IMMOBILISIERTE BAKTERIEN

Der Träger einer Zubereitung immobilisierter Milchsäurebakterien muß inert und zur Verwendung für die
Weinbereitung zugelassen sein.

KONTROLLEN

Chemische Kontrolle:

Für die zu ermittelnden Stoffe gelten die gleichen Anforderungen wie für die anderen önologischen Zubereitungen,
vor allem Schwermetalle.

Mikrobiologische Kontrolle:

— Der Gehalt an lebensfähigen Milchsäurebakterien muß 108/g bzw. 107/ml oder mehr betragen;

— der Gehalt an Milchsäurebakterien einer anderen als der angegebenen Art(en) muß weniger als 0,01% der
lebensfähigen Milchsäurebakterien insgesamt betragen;

— der Gehalt an aeroben Bakterien muß weniger als 103/g Pulver oder ml betragen;

— der Gesamtgehalt an Hefen muß weniger als 103/g Pulver oder ml betragen;

— der Schimmelanteil muß weniger als 103/g Pulver oder ml betragen.

ZUSATZSTOFFE

Die für die Herstellung der Milchsäurebakterienkultur bzw. ihre Reaktivierung in Frage kommenden Zusatzstoffe
müssen für die Verwendung in Nahrungsmitteln zugelassen und auf dem Etikett angegeben sein.
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HERSTELLUNGSDATUM

Der Herstellungstermin (Ausgang Herstellungsbetrieb) ist auf dem Etikett anzugeben.

VERWENDUNG

Die Gebrauchsanweisung bzw. das Reaktivierungsverfahren ist vom Hersteller anzugeben.

HALTBARKEIT

Die Lagerbedingungen sind deutlich auf dem Etikett anzugeben.

ANALYSEMETHODEN

— Milchsäurebakterien: Medium A (1), B (2), C (3) nach dem vom Hersteller angegebenen Verfahren,

— Aerobe Bakterien: Bacto-Agar-Medium,

— Hefen: Malt-Wickerham-Medium,

— Schimmel: Malt-Wickerham-Medium oder Czapeck-Medium.

Medium A

Hefeextrakt 5 g

Fleischextrakt 10 g

Trypton 15 g

Natriumacetat 5 g

NH4-Citrat 2 g

Tween 80 1 g

MnSO4 0,050 g

MgSO4 0,200 g

Glucose 20 g

Wasser, q.s.p. 1 000 ml

pH 5,4

Medium B

Tomatensaft 250 Ml

Hefeextrakt Difco 5 g

Pepton 5 g

L-Apfelsäure 3 g

Tween 80 1 Tropfen

MnSO4 0,050 g

MgSO4 0,200 g

Wasser, q.s.p. 1 000 ml

pH 4,8
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Medium C

Glucose 5 g

Trypton Difco 2 g

Pepton Difco 5 g

Leberextrakt 1 g

Tween 80 0,05 g

4,2 Mal verdünnter Tomatensaft, filtriert auf Whatman
Nr. I 1 000 ml

pH 5,5
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ANHANG IX

Bestimmung der Lässigkeit organischer Substanz aus Ionenaustauschharzen

(Artikel 11 dieser Verordnung)

1. GEGENSTAND UND ANWENDUNGSBEREICH

Bestimmung der Lässigkeit organischer Substanz aus Ionenaustauschharzen.

2. BEGRIFFSBESTIMMUNG

Lässigkeit organischer Substanz aus Ionenaustauschharzen. Die Lässigkeit organischer Substanz wird durch die
nachstehend beschriebene Methode bestimmt.

3. PRINZIP

Perkolieren geeigneter Lösungsmittel durch zur Untersuchung vorbereitete Harze und gravimetrische Bestim-
mung der Masse der herausgelösten organischen Substanz.

4. REAGENZIEN

Alle Reagenzien müssen analysenreine Qualität besitzen.

Lösungsmittel:

4.1. Destilliertes Wasser oder entionisiertes Wasser gleichwertiger Reinheit.

4.2. Ethanollösung 15 % v/v; Herstellung der Lösung durch Mischen von 15 Volumen absolutes Ethanol mit
85 Volumen Wasser (4.1).

4.3. Essigsäure-Lösung 5 % m/m; Herstellung der Lösung durch Mischung von 5 Masseteilen Eisessigsäure mit
95 Masseteilen Wasser (4.1).

5. GERÄTE

5.1. Ionenaustausch-Chromatographiesäulen.

5.2. Meßkolben 2 l.

5.3. Verdampfungsschalen, hitzeresistent für Muffelofentemperaturen von 850 °C.

5.4. Trockenofen, thermostatisch kontrolliert auf 105 ± 2 °C.

5.5. Muffelofen, thermostatisch kontrolliert auf 850 ± 25 °C.

5.6. Analysenwaage, Genauigkeit 0,1 mg.

5.7. Verdampfer: Heizplatte oder Infrarotverdampfer.

6. VERFAHREN

6.1. In drei Ionenaustausch-Chromatographiesäulen (5.1) werden jeweils 50 ml des zu prüfenden Ionen-
austauschharzes nach Waschen und Behandeln gemäß Anweisung des Herstellers für Harze zur
Verwendung im Lebensmittelsektor eingegeben.
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6.2. Für die anionischen Austauschharze läßt man die drei Extraktionslösungen (4.1, 4.2 und 4.3) getrennt
durch die gemäß 6.1 präparierten Säulen mit einem Durchsatz von 350 bis 450 ml/h perkolieren. Der
erste Liter des Eluats aus jeder Säule wird verworfen, die nächsten 2 Liter werden in Meßkolben (5.2)
aufgefangen. Für die kationischen Austauschharze läßt man nur die zwei Lösungen 4.1 und 4.2 durch die
zu diesem Zweck präparierten Säulen perkolieren.

6.3. Die drei Eluate läßt man auf einer Heizplatte oder unter dem Infrarotverdampfer (5.7) in getrennten
Verdampfungsschalen (5.3), die vorab gewaschen und gewogen (m0) wurden, verdampfen. Die Schalen
werden in den Trockenofen (5.4) eingesetzt, bis die Rückstände bis zur konstanten Masse (m1) getrocknet
sind.

6.4. Nach Aufzeichnung der so erhaltenen konstanten Masse (6.3) werden die Trockenrückstände im
Muffelofen (5.5) bis zur konstanten Masse verascht (m2).

6.5. Berechnung der durch Stofflässigkeit abgegebenen organischen Substanz (7.1). Ist das Ergebnis größer als
1 mg/l, so ist ein Blindtest der Reagenzien durchzuführen und der Gehalt an abgegebener organischer
Substanz erneut zu berechnen.

Der Blindtest sollte durch Wiederholung der Vorschriften 6.3 und 6.4, jedoch unter Verwendung von
2 Liter Lösung durchgeführt werden, um Massen von m3 und m4 nach den Vorschriften 6.3 bzw. 6.4 zu
erhalten.

7. DARSTELLUNG DER ERGEBNISSE

7.1. Berechnungsformel und Berechnung der Ergebnisse

Die aus den Ionenaustauschharzen herausgelöste organische Substanz wird in mg/1 mittels folgender
Formel berechnet:

500 (m1 − m2)

wobei m1 und m2 die ermittelten Massenwerte sind.

Das berichtigte Gewicht der aus den Ionenaustauschharzen herausgelöste organische Substanz wird in
mg/l mittels folgender Formel berechnet:

500 (m1 − m2 − m3 + m4)

wobei m1, m2, m3 und m4 die ermittelten Massenwerte sind.

7.2. Der Unterschied der Ergebnisse zwischen zwei an derselben Probe parallel durchgeführten Bestimmungen
darf 0,2 mg/l nicht überschreiten.
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ANHANG X

Vorschriften für die Behandlung durch Elektrodialyse

(Artikel 15 dieser Verordnung)

Diese Behandlung dient der Verhinderung der Ausfällung von Kaliumhydrogentartrat und Kalziumtartrat (sowie
anderer Kalziumsalze) in Wein durch Entfernen überschüssiger Inonen aus Wein über anionenpermeable und
kationenpermeable Membranen unter Einwirkung eines elektrischen Feldes.

1. VORSCHRIFTEN FÜR MEMBRANEN

1.1. Die Membranen werden abwechselnd zu einer preßfilterartigen Zelle oder zu jeglichem anderen geeigneten
System zusammengeschaltet, die/das aus einer Dialysierzelle für Wein und einer Anreicherungszelle für
Spülflüssigkeit besteht.

1.2. Die kationenpermeablen Membranen müssen eigens für die Diffusion von Kationen und insbesondere
von K- und Ca-Kationen konzipiert sein.

1.3. Die anionenpermeablen Membranen müssen eigens für die Diffusion von Anionen und insbesondere von
Weinsteinanionen konzipiert sein.

1.4. Die Membranen dürfen keine übermäßige Veränderung der physikalisch-chemischen Zusammensetzung
und der sensorischen Weinmerkmale hervorrufen. Sie müssen folgende Bedingungen erfüllen:

— Sie müssen nach den Grundsätzen der guten Herstellungspraxis aus Materialien gefertigt worden
sein, die gemäß Anhang II der Richtlinie 90/128/EWG der Kommission vom 23. Februar 1990 (1)
zur Herstellung von Gegenständen aus Kunststoff verwendet werden dürfen, die dazu bestimmt
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen.

— Der Anwender der Elektrodialyseanlage muß nachweisen, daß die verwendeten Membranen die
vorstehenden Eigenschaften aufweisen und die Austauschtätigkeiten von spezialisiertem Personal
vorgenommen wurden.

— Sie dürfen keine Stoffe in einer Menge freisetzen, die eine Gefahr für die menschliche Gesundheit
darstellt oder bei einem Lebensmittel Fremdgeschmack oder Fremdgeruch hervorruft, und sie
müssen den Kriterien der Richtlinie 90/128/EWG entsprechen.

— Ihre Verwendung darf keine Interaktionen zwischen den Bestandteilen der Membran und Weinin-
haltsstoffen hervorrufen, die in dem behandelten Produkt neue Verbindungen entstehen lassen, die
toxikologische Auswirkungen haben könnten.

Die Stabilität neuer Elektrodialysemembranen ist mit Hilfe eines Simulators, der der physikalisch-
chemischen Zusammensetzung des Weins Rechnung trägt, festzustellen, um die etwaige Migration
bestimmter Stoffe, die aus der Elektrodialysemembran stammen, zu untersuchen.

Folgende Versuchsmethode wird empfohlen:

Als Simulator wird eine wäßrige alkoholische Lösung, die auf den pH-Wert und die Leitfähigkeit des
Weins abgepuffert ist, mit folgender Zusammensetzung verwendet:

— Ethanol, absolut: 11 l,

— Kaliumhydrogentartrat: 380 g,

— Kaliumchlorat: 60 g,

— konzentrierte Schwefelsäure: 5 ml,

— destilliertes Wasser: qsp für 100 l.

(1) ABl. L 75 vom 21.3.1990, S. 19. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 1999/91/EG (ABl. L 330 vom 4.12.1999,
S. 41).
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Diese Lösung wird für Migrationsversuche im geschlossenen Kreislauf über eine Elektrodialyse-Mehrfach-
zelle, an der eine Spannung von 1 Volt/Zelle liegt, in einer Menge von 50 l/m2 Membranfläche bis zu
einer Entmineralisierung von 50 % verwendet. Für den Spülkreislauf wird eine Kaliumchloridlösung von
5 g/l verwendet. Die Diffusionsstoffe werden sowohl im Simulator als auch im Elektrodialysestrom
bestimmt.

Die organischen Moleküle, aus denen sich die Membran zusammensetzt und die geeignet sind, in die
behandelte Lösung überzutreten, werden bestimmt. Für jeden dieser Stoffe wird eine gesonderte
Bestimmung durch ein zugelassenes Labor durchgeführt. Der im Simulator auftretende Gehalt muß für
alle vorgefundenen Verbindungen insgesamt geringer als 50 µg/l sein.

Generell gelten für diese Membranen die allgemeinen Vorschriften über die Überwachung von
Gegenständen, die mit Lebensmitteln in Berührung kommen.

2. VORSCHRIFTEN FÜR DIE ANWENDUNG DER MEMBRANEN

Das zur Weinstein-Elektrodialyse verwendete Membranpaar ist so definiert, daß folgende Bedingungen erfüllt
sind:

— Die Verringerung des pH-Werts des behandelten Weins darf nicht größer sein als 0,3 pH-Punkte.

— Der Verlust an flüchtiger Säure muß geringer sein als 0,12 g/l (2 meq, in Essigsäure ausgedrückt).

— Die Elektrodialysebehandlung wirkt sich nicht auf die nichtionischen Weininhaltsstoffe wie Phenole und
Polysaccharide aus.

— Die Diffusion kleiner Moleküle wie Ethanol ist gering und bewirkt keine Verringerung des Ethanolgehalts
um mehr als 0,1 % vol.

— Pflege und Reinigung dieser Membranen ist mit den dafür zulässigen Techniken und den zur Behandlung
von Lebensmitteln zugelassenen Stoffen durchzuführen.

— Die Membranen werden gekennzeichnet, damit die Einhaltung der Reihenfolge bei der Zusammenschal-
tung überprüft werden kann.

— Das verwendete Material wird von einer Steuereinrichtung gesteuert, die der jedem Wein eigenen
Instabilität Rechnung trägt, so daß nur der Überschuß an Kaliumhydrogentartrat und Kalziumsalzen
entfernt wird.

— Die Durchführung der Behandlung obliegt einem Önologen oder qualifizierten Techniker.

Über diese Behandlung muß gemäß Artikel 70 der Verordnung (EWG) Nr. 1493/1999 Buch geführt werden.
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ANHANG XI

Vorschriften für Urease

(Artikel 17 dieser Verordnung)

1) Internationale Codes für Urease: EC Nr. 3-5-1-5, CAS Nr. 9002-13-5.

2) Wirkstoff: Urease (wirkt in saurem Milieu), baut Harnstoff zu Ammoniak und Kohlendioxid ab. Die angegebene
Aktivität liegt bei mindestens 5 Einheiten/mg, wobei 1 Einheit definiert ist als die Enzymmenge, die bei einer
Harnstoffkonzentration von 5 g/l (pH4) und 37 °C ein Mol NH3 pro Minute freisetzt.

3) Ursprung: Lactobacillus fermentum.

4) Anwendungsbereich: Abbau von Harnstoff in Weinen, die länger gelagert werden sollen, wenn die Harnstoff-
Ausgangskonzentration über 1 mg/l liegt.

5) Höchstmenge: 75 mg der enzymatischen Zubereitung pro Liter des behandelten Weins, wobei 375 Einheiten
Urease pro Liter nicht überschritten werden dürfen. Am Ende der Behandlung muß die verbleibende
enzymatische Wirkung durch Filtern des Weins (Durchmesser der Poren kleiner als 1 m) aufgehoben werden.

6) Chemische und mikrobiologische Reinheit:

Verlust durch Trocknung weniger als 10 %

Schwermetalle weniger als 30 ppm

Blei: weniger als 10 ppm

Arsen: weniger als 2 ppm

Koliforme insgesamt: keine

Salmonella spp.: keine in einer Probe von 25 g

aerobe Keime insgesamt: weniger als 5 × 104 Keime/g

Die für die Behandlung von Wein zulässige Urease muß unter ähnlichen Bedingungen hergestellt werden wie
die Urease, zu der der Wissenschaftliche Lebensmittelausschuss am 10. Dezember 1998 eine Stellungnahme
abgegeben hat.
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ANHANG XII

Abweichungen vom Schwefeldioxidgehalt

(Artikel 19 dieser Verordnung)

Ergänzend zu Anhang V Abschnitt A der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 erhöht sich die Höchstgrenze des
Schwefeldioxidgehalts bei Weinen, die einen in Invertzucker berechneten Restzuckergehalt von 5 g/l oder mehr
haben, auf

a) 300 mg/l bei

— weißem Qualitätswein b.A., für den die kontrollierte Ursprungsbezeichnung Gaillac verwendet werden
darf;

— Qualitätswein b.A., für den die kontrollierte Ursprungsbezeichnung „Alto Adige“ oder „Trentino“
verwendet werden darf, bezeichnet mit den Angaben oder einer der Angaben „passito“ oder „vendemmia
tardiva“;

— Qualitätswein b.A. „Moscato di Pantelleria naturale“ und „Moscato di Pantelleria“;

— folgende Tafelweine mit geographischer Bezeichnung, wenn der gesamte Alkoholgehalt 15 % vol und der
Restzuckergehalt 45 g/l übersteigt:

— Vin de pays de Franche-Comté,

— Vin de pays des coteaux de l’Auxois,

— Vin de pays de Saône-et-Loire,

— Vin de pays des coteaux de l’Ardèche,

— Vin de pays des collines rhodaniennes,

— Vin de pays du comté Tolosan,

— Vin de pays des côtes de Gascogne,

— Vin de pays du Gers,

— Vin de pays du Lot,

— Vin de pays des côtes du Tarn,

— Vin de pays de la Corrèze,

— Vin de pays de l’Ile de Beauté,

— Vin de pays d’Oc,

— Vin de pays des côtes de Thau,

— Vin de pays des coteaux de Murviel;

b) 400 mg/l bei:

— weißem Qualitätswein b.A., für den die folgenden kontrollierten Ursprungsbezeichnungen verwendet
werden dürfen: Anjou-Coteaux de la Loire, Coteaux du Layon, gefolgt durch den Namen der
Ursprungsgemeinde, Coteaux du Layon, gefolgt durch die Bezeichnung „Chaume“, Coteaux de Saumur,
Pacherenc du Vic Bilh, Alsace und Alsace grand cru, gefolgt durch die Angabe „vendanges tardives“ oder
„sélection de grains nobles“;

— Süßwein aus überreifen Trauben und Süßwein aus eingetrockneten Weintrauben, mit Ursprung in
Griechenland, der einen in Invertzucker berechneten Restzuckergehalt von 45 g/l oder mehr hat und für
den die folgenden Ursprungsbezeichnungen verwendet werden dürfen: Samos (Σάµος), Rhodos (Ρόδος),
Patras (Πατρα), Rio Patron (Ρίο Πατρών), Kephalonia (Κεφαλονία), Limnos (Λήµνος), Sitia (Σητεία), Santorin
(Σαντορίνη), Nemea (Νεµέα), Dafnes (∆αφνές).



31.7.2000 DE L 194/37Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

ANHANG XIII

Gehalt an flüchtiger Säure

Abweichend von Anhang V Abschnitt B Nummer 1 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 wird der Höchstgehalt an
flüchtiger Säure auf folgende Werte festgesetzt:

a) bei deutschem Wein:

auf 30 Milliäquivalent pro Liter Qualitätswein b.A., der als „Eiswein“ oder „Beerenauslese“ bezeichnet werden
darf,

auf 35 Milliäquivalent pro Liter Qualitätswein b.A., der als „Trockenbeerenauslese“ bezeichnet werden darf;

b) bei französischem Wein:

auf 25 Milliäquivalent pro Liter
für die nachstehenden Qualitätsweine b.A.:

— Barsac,

— Cadillac,

— Cérons,

— Loupiac,

— Monbazillac,

— Sainte-Croix-du-Mont,

— Sauternes,

— Anjou-Coteaux de la Loire,

— Bonnezeaux,

— Coteaux de l’Aubance,

— Coteaux du Layon,

— Coteaux du Layon, gefolgt vom Namen der Ursprungsgemeinde,

— Coteaux du Layon, gefolgt von der Bezeichnung „Chaume“,

— Quarts de Chaume,

— Coteaux de Saumur,

— Jurançon,

— Pacherenc du Vic Bilh,

— Alsace und Alsace grand cru, durch die Angabe „vendanges tardives“ oder „sélection de grains nobles“
bezeichnet und aufgemacht,

— Arbois, gefolgt von der Bezeichnung „vin de paille“,

— Côtes du Jura, gefolgt von der Bezeichnung „vin de paille“,

— L’Etoile, gefolgt von der Bezeichnung „vin de paille“,

— Hermitage, gefolgt von der Bezeichnung „vin de paille“;

i folgenden Tafelweinen mit geographischer Bezeichnung, wenn der gesamte Alkoholgehalt 15 % vol und der
Restzuckergehalt 45 g/l übersteigt:

— Vin de pays de Franche-Comté,

— Vin de pays des coteaux de l’Auxois,
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— Vin de pays de Saône-et-Loire,

— Vin de pays des coteaux de l’Ardèche,

— Vin de pays des collines rhodaniennes,

— Vin de pays du comté Tolosan,

— Vin de pays des côtes de Gascogne,

— Vin de pays du Gers,

— Vin de pays du Lot,

— Vin de pays des côtes du Tarn,

— Vin de pays de la Corrèze,

— Vin de pays de l’Ile de Beauté,

— Vin de pays d’Oc,

— Vin de pays des côtes de Thau,

— Vin de pays des coteaux de Murviel;

i folgenden Qualitätslikörweinen b.A., durch die Angabe „vin doux naturel“ bezeichnet und aufgemacht:

— Banyuls,

— Banyuls rancio,

— Banyuls grand cru,

— Banyuls grand cru rancio,

— Frontignan,

— Grand Roussillon,

— Grand Roussillon rancio,

— Maury,

— Maury rancio,

— Muscat de Beaumes-de-Venise,

— Muscat de Frontignan,

— Muscat de Lunel,

— Muscat de Mireval,

— Muscat de Saint-Jean-de-Minervois,

— Rasteau,

— Rasteau rancio,

— Rivesaltes,

— Rivesaltes rancio,

— Vin de Frontigan;

c) bei italienischem Wein:

25 Milliäquivalent pro Liter für

— Qualitätslikörwein b.A. „Marsala“,

— Qualitätswein b.A. „Moscato di Pantelleria naturale“, „Moscato di Pantelleria“ und „Malvasia delle Lipari“,
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— Qualitätswein b.A. und Qualitätslikörwein b.A., der die Angabe oder eine der Angaben „vin santo“,
„passito“, „liquoroso“ und „vendemmia tardiva“ führen darf, und

— Tafelwein mit geographischer Bezeichnung, der die Angabe oder eine der Angaben „vin santo“, „passito“,
„liquoroso“ und „vendemmia tardiva“ führen darf,

— Tafelwein der auf Sardinien geernteten Sorte „Vernaccia di Oristano B“, der als „Vernaccia di Sardegna“
bezeichnet werden darf;

d) bei österreichischem Wein:

— auf 30 Milliäquivalent pro Liter Qualitätswein b.A., der als „Beerenauslese“ oder „Eiswein“ bezeichnet
werden darf,

— auf 40 Milliäquivalent pro Liter Qualitätswein b.A., der als „Ausbruch“, „’Trockenbeerenauslese“ oder
„Strohwein“ bezeichnet werden darf;

e) bei Wein aus dem Vereinigten Königreich:

25 Milliäquivalent pro Liter Qualitätswein b.A., der durch die Angaben „botrytis“ oder andere gleichwertige
Worte, „noble late harvested“, „special late harvested“ oder „noble harvest“ bezeichnet und aufgemacht werden
darf;

f) bei Wein aus Spanien:

25 Milliäquivalent pro Liter Qualitätswein b.A., der als „vendimia tardı́a“ bezeichnet werden darf.
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ANHANG XIV

Anreicherung im Falle außergewöhnlich ungünstiger Witterungsverhältnisse

(Artikel 23 dieser Verordnung)

(z.E.)

ANHANG XV

Fälle, in denen die Säuerung und die Anreicherung ein und desselben Erzeugnisses zugelassen sind

(Artikel 27 dieser Verordnung)

(z.E.)

ANHANG XVI

Zeitpunkte, vor denen die Anreicherung, die Säuerung und die Entsäuerung aufgrund außergewöhnlicher
Witterungsverhältnisse vorgenommen werden dürfen

(Artikel 29 dieser Verordnung)

(z.E.)
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ANHANG XVII

Merkmale der Destillate aus Wein oder getrockneten Weintrauben, die Likörweinen und bestimmten
Qualitätslikörweinen b.A. beigegeben werden dürfen

(Artikel 37 dieser Verordnung)

1. Organoleptische Merkmale Kein feststellbarer Fremdgeschmack

2. Mindestalkoholgehalt

minimal 52 % vol

maximal 86 % vol

3. Gesamtmenge an anderen flüchtigen Stoffen als Ethylal- Gleich oder mehr als 125 g/hl r.A.
kohol und Methylalkohol

4. Höchstgehalt an Methylalkohol Weniger als 200 g/hl r.A.
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ANHANG XVIII

Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.A., für deren Herstellung besondere Vorschriften gelten

A. VERZEICHNIS DER QUALITÄTSLIKÖRWEINE B.A., DEREN HERSTELLUNG DIE VERWENDUNG VON TRAU-
BENMOST ODER DIE MISCHUNG DIESES ERZEUGNISSES MIT WEIN UMFASST

(Artikel 38 Absatz 1 dieser Verordnung)

GRIECHENLAND

Σάµος (Samos), Μοσχάτος Πατρών (Muscat von Patras), Μοσχάτος Ρίου Πατρών (Muscat Rion von Patras), Μοσχάτος
Κεφαλληνίας (Muscat von Kephalonia), Μοσχάτος Ρόδου (Muscat von Rhodos), Μοσχάτος Λήµνου (Muscat von
Lemnos), Σητεία (Sitia), Νεµέα (Nemea), Σαντορίνη (Santorini), ∆αφνές (Dafnes), Μαυροδάφνη Κεφαλληνίας (Mavrodafne
von Kephalonia), Μαυροδάφνη Πατρών (Mavrodafne von Patras).

SPANIEN

Bezeichnung des Erzeugnisses gemäßQualitätslikörwein b.A. dem Gemeinschafts- oder Landesrecht

Alicante Moscatel de Alicante
Vino dulce

Cariñena Vino dulce

Jerez-Xérès-Sherry Pedro Ximénez
Moscatel

Montilla-Moriles Pedro Ximénez

Priorato Vino dulce

Tarragona Vino dulce

Valencia Moscatel de Valencia
Vino dulce

ITALIEN

Cannonau di Sardegna, giró di Cagliari, malvasia di Bosa, malvasia di Cagliari, Marsala, monica di Cagliari, moscato
di Cagliari, moscato di Sorso-Sennori, moscato di Trani, nasco di Cagliari, Oltrepó Pavese moscato, San Martino della
Battaglia, Trentino, Vesuvio Lacrima Christi.

B. VERZEICHNIS DER QUALITÄTSLIKÖRWEINE B.A., FÜR DEREN HERSTELLUNG DIE ERZEUGNISSE GEMÄß
ANHANG V ABSCHNITT J NUMMER 2 BUCHSTABE B) DER VERORDNUNG (EG) NR. 1493/1999 BEIGEGEBEN

WERDEN

(Artikel 38 Absatz 2 dieser Verordnung)

1. Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.a., für deren Herstellung Alkohol aus Wein oder getrockneten
Weintrauben beigegeben wird, dessen Alkoholgehalt mindestens 95 % vol und höchstens 9 % vol beträgt

(Anhang V Abschnitt J Nummer 2 Buchstabe b) Ziffer ii) erster Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999)
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GRIECHENLAND

Σάµος (Samos), Μοσχάτος Πατρών (Muscat von Patras), Μοσχάτος Ρίου Πατρών (Muscat Rion von Patras),
Μοσχάτος Κεφαλληνίας (Muscat von Kephalonia), Μοσχάτος Ρόδου (Muscat von Rhodos), Μοσχάτος Λήµνου
(Muscat von Lemnos), Σητεία (Sitia), Σαντορίνη (Santorini), ∆αφνές (Dafnes), Μαυροδάφνη Πατρών (Mavrodafne
von Patras), Μαυροδάφνη Κεφαλληνίας (Mavrodafne von Kephalonia).

SPANIEN

Contado de Huelva, Jerez-Xérès-Sherry, Manzanilla-Sanlúcar de Barrameda, Málaga, Montilla-Moriles, Rueda.

2. Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.A., für deren Herstellung Weinbrand oder Tresterband beigegeben
wird, dessen Alkoholgehalt mindestens 52 % vol und höchstens 86 % vol beträgt

(Anhang V Abschnitt J Nummer 2 Buchstabe b) Ziffer ii) zweiter Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999)

GRIECHENLAND

Μαυροδάφνη Πατρών (Mavrodafne von Patras), Μαυροδάφνη Κεφαλληνίας (Mavrodafne von Kephalonia), Σητεία
(Sitia), Σαντορίνη (Santorini), ∆αφνές (Dafnes), Νεµέα (Nemea).

FRANKREICH

Pineau des Charentes oder Pineau charentais, Floc de Gascogne, Macvin du Jura.

3. Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.A., für deren Herstellung Brand aus getrockneten Weintrauben
beigegeben wird, dessen Alkoholgehalt mindestens 52 % vol und weniger als 94,5 % vol beträgt

(Anhang V Abschnitt J Nummer 2 Buchstabe b) Ziffer ii) dritter Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999)

GRIECHENLAND

Μαυροδάφνη Πατρών (Mavrodafne von Patras), Μαυροδάφνη Κεφαλληνίας (Mavrodafne von Kephalonia).

4. Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.A., für deren Herstellung teilweise gegorener Traubenmost aus
eingetrockneten Weintrauben beigegeben wird

(Anhang V Abschnitt J Nummer 2 Buchstabe b) Ziffer iii) erster Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999)

SPANIEN

Bezeichnung des Erzeugnisses gemäß dem Gemeinschafts-Qualitätslikörwein b.A. oder Landesrecht

Jerez-Xérès-Sherry Vino generoso de licor

Málaga Vino dulce

Montilla-Moriles Vino generoso de licor
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ITALIEN

Aleatico di Gradoli, Giro di Cagliari, Malvasia delle Lipari, Malvasia di Cagliari, Moscato passito di Pantelleria.

5. Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.A., für deren Herstellung durch die unmittelbare Einwirkung von
Feuerwärme gewonnener konzentrierter Traubenmost beigegeben wird, der — abgesehen von diesem
Vorgang — der Definition von konzentriertem Traubenmost entspricht

(Anhang V Abschnitt J Nummer 2 Buchstabe b) Ziffer iii) zweiter Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999)

SPANIEN

Bezeichnung des Erzeugnisses gemäß dem Gemeinschafts-Qualitätslikörwein b.A. oder Landesrecht

Alicante

Condado de Huelva Vino generoso de licor

Jerez-Xérès-Sherry Vino generoso de licor

Málaga Vino dulce

Montilla-Moriles Vino generoso de licor

Navarra Moscatel

ITALIEN

Marsala.

6. Verzeichnis der Qualitätslikörweine b.A., für deren Herstellung konzentrierter Traubenmost beigegeben
wird

(Anhang V Abschnitt J Nummer 2 Buchstabe b) Ziffer iii) dritter Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999)

SPANIEN

Bezeichnung des Erzeugnisses gemäß dem Gemeinschafts-Qualitätslikörwein b.A. oder Landesrecht

Málaga Vino dulce

Montilla-Moriles Vino dulce

Tarragona Vino dulce

ITALIEN

Oltrepó Pavese Moscato, Marsala, Moscato di Trani.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1623/2000 DER KOMMISSION

vom 25. Juli 2000

mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 über die gemeinsame
Marktorganisation für Wein bezüglich der Marktmechanismen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — nissen zu fördern. Die Beihilfe ist daher den Verwendern
von Grundstoffen, d. h. den Verarbeitungsbetrieben, zu

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen gewähren.
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates (7) Die Beihilfe wird nur für Grundstoffe gewährt, die
über die gemeinsame Marktorganisation für Wein (1), insbeson- die für die Verarbeitung zu Traubensaft erforderlichen
dere auf die Artikel 24, 25, 26, 33, 34, 35, 36 und 80, qualitativen Merkmale aufweisen. Es ist daher insbeson-

dere vorzuschreiben, daß die Trauben und der Trauben-in Erwägung nachstehender Gründe: most, für die eine Erklärung abgegeben wird, bei 20 °C
eine Dichte zwischen 1,055 und 1,100 Gramm je(1) Titel III der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 enthält die Kubikzentimeter aufweisen müssen.allgemeinen Bestimmungen über die Marktmecha-

nismen im Weinsektor und verweist für weiere Angaben
auf von der Kommission zu erlassende Durchführungs- (8) Für die Anwendung der Beihilferegelung sind Verwal-
bestimmungen. tungsvorschriften erforderlich, die sowohl die Kontrolle

des Ursprungs als auch die Kontrolle der Zweckbestim-
(2) Bisher waren diese Durchführungsbestimmungen über mung des Erzeugnisses ermöglichen, für das die Beihilfe

zahlreiche Gemeinschaftsverordnungen verteilt. Im Inte- gewährt werden kann.
resse der Wirtschaftsbeteiligten der Gemeinschaft wie
auch der Verwaltungen, die mit der Anwendung der
Gemeinschaftsregelung beauftragt sind, empfiehlt es (9) Um ein ordnungsgemäßes Funktionieren der Beihilfere-
sich, diese Vorschriften in einer einzigen Verordnung gelung und der Kontrollen sicherzustellen, ist vorzuse-
zusammenzufassen. hen, daß die interessierten Verarbeitungsbetriebe eine

schriftliche Erklärung vorlegen, die die notwendigen
(3) Diese Verordnung muß die bestehende Regelung enthal- Angaben für die Kontrolle der Verarbeitungsverfahren

ten und sie an die neuen Anforderungen der Verordnung enthält.
(EG) Nr. 1493/1999 anpassen. Jedoch sind Änderungen
vorzunehmen, die diese Regelung kohärenter machen,
vereinfachen und gewisse noch vorhandene Lücken (10) Um einen übermäßigen Verwaltungsaufwand sowohl
schließen, um ein umfassendes gemeinschaftliches Re- für die betreffenden Verarbeiter als auch für die Verwal-
gelwerk in diesem Bereich zu schaffen. Auch sind einige tung zu vermeiden, muß die vorherige schriftliche
Vorschriften im Hinblick auf größere Rechtssicherheit Erklärung nicht von Verarbeitern abgegeben werden, die
bei ihrer Anwendung zu präzisieren. nur eine begrenzte Menge Trauben oder Traubenmost je

Wirtschaftsjahr verwenden. Diese Menge ist festzuset-
(4) Mit Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung zen. Die betreffenden Verarbeiter müssen die zuständi-

(EG) Nr. 1493/1999 wurde eine Regelung über die gen Behörden ihres Mitgliedstaats jedoch zu Beginn des
Gewährung einer Beihilfe für die Verwendung von in Wirtschaftsjahres über ihre Absicht unterrichten, eine
der Gemeinschaft erzeugtem Traubenmost und kon- bestimmte Menge Trauben oder Traubenmost zu verar-
zentriertem Traubenmost zur Herstellung von Trauben- beiten.
saft oder anderen, aus Traubensaft gewonnenen genieß-
baren Erzeugnissen eingeführt.

(11) Ist der Verarbeiter nicht selber der Verwender des
(5) Diese anderen genießbaren Erzeugnisse sind zu präzisie- betreffenden Erzeugnisses, so ist für die Kontrollbehör-

ren. den, besonders wenn sie sich in einem anderen Mitglied-
staat als der Verarbeiter befinden, nicht immer deutlich,

(6) Wirtschaftlich dient die Beihilferegelung dem Zweck, ob es sich um einen Traubenmost, für den die in dieser
die Verwendung von Grundstoffen aus Weinreben mit Verordnung vorgesehene Beihilfe noch nicht gezahlt
Ursprung in der Gemeinschaft anstelle eingeführter wurde, oder um einen Traubensaft handelt, für den
Grundstoffe zur Herstellung von Traubensaft oder ande- bereits ein Beihilfeantrag gestellt wurde. Daher ist im
ren, aus Traubensaft gewonnenen genießbaren Erzeug- Begleitdokument des betreffenden Erzeugnisses eine

Angabe über die etwaige Stellung eines Beihilfeantrags
vorzusehen.(1) ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1.
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(12) Damit sich die Beihilferegelung mengenmäßig nachhal- (20) Mit Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
wurde eine Regelung zur Gewährung einer Beihilfe fürtig auf die Verwendung von aus der Gemeinschaft

stammenden Grundstoffen auswirken kann, ist für jedes die Verwendung von konzentriertem Traubenmost und
rektifiziertem Traubenmostkonzentrat gemeinschaftli-Erzeugnis, für das eine Erklärung abgegeben werden

kann, eine Mindestmenge festzusetzen. cher Erzeugung zur Erhöhung des Alkoholgehalts von
Weinen eingeführt.

(13) Gemäß Artikel 35 Absatz 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 ist ein Teil der Beihilfe für Werbekam- (21) Gemäß Artikel 36 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
pagnen zur Förderung des Traubensaftverbrauchs be- sollten die Durchführungsbestimmungen insbesondere
stimmt. Zur Finanzierung dieser Kampagnen ist der die Voraussetzungen für die Gewährung dieser Beihilfe
Prozentsatz der Beihilfe so festzusetzen, daß ausreichen- umfassen. Auf dieser Grundlage ist die Maßnahme
de Mittel für eine erfolgreiche Förderung des Erzeugnis- für die Kleinerzeuger zu präzisieren. Es sollte ferner
ses zur Verfügung stehen. vorgesehen werden, daß nur Erzeuger, die ihre Gemein-

schaftsverpflichtungen während eines bestimmten Zeit-
raums erfüllt haben, diese Maßnahme in Anspruch
nehmen können.(14) Die Verarbeitung erfolgt sowohl in Betrieben, die diese

Tätigkeit nur gelegentlich übernehmen, als auch in
Betrieben, die ständig damit beschäftigt sind. Die Durch-
führungsbestimmungen zur Beihilferegelung müssen (22) Die Anreicherung durch Zusatz von konzentriertem
diesen Strukturunterschieden Rechnung tragen. Traubenmost und rektifiziertem Traubenmostkon-

zentrat sowie die vorrätigen Mengen dieser Erzeugnisse
müssen den zuständigen Stellen gemeldet werden. Die
Mengen dieser Erzeugnisse, die für die Anreicherung(15) Damit die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten die
verwendet werden oder verwendet worden sind, müssennotwendigen Kontrollen durchführen können, sollten
in den in Artikel 70 Absatz 2 der Verordnung (EG)die Verpflichtungen des Verarbeitungsbetriebs hinsicht-
Nr. 1493/1999 vorgesehenen Ein- und Ausgangsbü-lich der Führung von Ein- und Ausgangsbüchern präzi-
chern eingetragen werden. Infolgedessen brauchen keinesiert werden.
zusätzlichen Unterlagen eingereicht zu werden, um in
den Genuß der Beihilfe zu gelangen.

(16) Zur Vermeidung unnötiger Ausgaben und aus Gründen
der Kontrolle ist es angezeigt, einen Höchstwert für das
Verhältnis zwischen dem eingesetzten Grundstoff und (23) Damit die betreffende Beihilferegelung einheitlich ange-
dem mit den üblichen Verarbeitungstechniken gewonne- wandt wird, sollte die Festsetzung des potentiellen
nen Traubensaft vorzuschreiben. Alkoholgehalts des Mostes auf Gemeinschaftsebene ver-

einheitlicht werden.

(17) Aus kommerziellen Gründen müssen einige Marktteil-
nehmer den Traubensaft vor der Abfüllung lange Zeit (24) Der Gestehungspreis von Traubenmost für die Herstel-
lagern. Aus diesem Grunde ist eine Vorauszahlungsrege- lung von konzentriertem Traubenmost und rektifizier-
lung mit dem Ziel einzuführen, daß den Betrieben tem Traubenmostkonzentrat hängt von dessen potentiel-
die Beihilfen im voraus gezahlt werden, wobei die lem natürlichem Alkoholgehalt ab. Um dieser Tatsache
zuständigen Stellen durch eine geeignete Sicherheits- Rechnung zu tragen und Störungen der Handelsströme
leistung gegen das Risiko einer unrechtmäßigen Zahlung zu vermeiden, ist es unerläßlich, die Beihilfe zu differen-
abzusichern sind. Es empfiehlt sich daher, die Fristen für zieren, indem für konzentrierten Traubenmost und
die Vorauszahlung sowie die Modalitäten für die Freigabe rektifiziertes Traubenmostkonzentrat von den südlich-
der geleisteten Sicherheit festzulegen. sten Rebflächen der Gemeinschaft, die herkömmlicher-

weise Traubenmost mit dem höchsten natürlichen Alko-
holgehalt erzeugen, ein höherer Betrag festgesetzt wird.

(18) Betriebe, die die Beihilfe in Anspruch nehmen wollen,
müssen einen Antrag stellen, dem eine Reihe von
Belegen beizufügen ist. Um eine einheitliche Anwendung (25) Mit Artikel 35 Absatz 1 Buchstaben b) und c) der
des Systems in den Mitgliedstaaten zu gewährleisten, Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 wurde für Trauben-
sind Fristen für die Antragstellung sowie für die Zahlung most und konzentrierten Traubenmost aus den Wein-
der Beihilfe an die Verarbeitungsbetriebe vorzusehen. bauzonen C III a) und C III b), die im Vereinigten

Königreich und in Irland zur Herstellung bestimmter
Erzeugnisse der Unterposition 2206 0 0 der Kombinier-
ten Nomenklatur verwendet werden, sowie für in der(19) Gemäß Artikel 44 Absatz 5 der Verordnung (EG)

Nr. 1493/1999 sind die Weinbereitung und die Weinan- Gemeinschaft erzeugten konzentrierten Traubenmost,
der zur Herstellung bestimmter im Vereinigten König-reicherung mit Traubensaft untersagt. Um die Einhaltung

dieser Bestimmung zu gewährleisten, sind die Verpflich- reich und in Irland mit einer Anweisung für die Zuberei-
tung eines Nachahmungserzeugnisses von Wein in Ver-tungen und die besonderen Kontrollen, denen die Verar-

beitungsbetriebe und die Abfüller von Traubensaft unter- kehr gebrachter Erzeugnisse verwendet wird, eine Beihil-
feregelung eingeführt.liegen, zu präzisieren.
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(26) Die in Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (35) Der Begriff des Erzeugers ist zu definieren, und es ist —
(EG) Nr. 1493/1999 aufgezählten Erzeugnisse, die unter unter Berücksichtigung der Verpflichtungen, denen er
die Unterposition 2206 00 der Kombinierten No- unterworfen werden muß — zu fordern, daß er Eigentü-
menklatur fallen, werden gegenwärtig ausschließlich aus mer des eingelagerten Erzeugnisses ist.
konzentriertem Traubenmost hergestellt. Es empfiehlt
sich daher, z.Z. nur eine Beihilfe für die Verwendung
von konzentriertem Traubenmost festzusetzen. (36) Eine wirksame Kontrolle der den Lagerverträgen unterlie-

genden Erzeugnisse ist unerläßlich. Dafür ist u.a. vorzu-
(27) Für die Durchführung der Beihilferegelung sind Verwal- sehen, daß eine Interventionsstelle eines Mitgliedstaats

tungsvorschriften erforderlich, die sowohl die Kontrolle Verträge nur für in dem Hoheitsgebiet dieses Mitglied-
des Ursprungs als auch die Kontrolle der Bestimmung staats gelagerte Mengen abschließen kann und daß sie
des beihilfefähigen Erzeugnisses ermöglichen. über alle das Erzeugnis oder den Lagerort betreffenden

Änderungen unterrichtet werden muß.(28) Um das ordnungsgemäße Funktionieren der Beihilfe-
und Überwachungsregelung zu gewährleisten, sollte
vorgesehen werden, daß die betreffenden Verarbeiter

(37) Zur Vereinheitlichung der Bestimmungen über denund Hersteller einen schriftlichen Antrag mit den zur
Abschluß der Verträge sind diese nach einem für dieIdentifizierung des Erzeugnisses und für eine Überwa-
gesamte Gemeinschaft einheitlichen Schema abzuschlie-chung der Arbeiten notwendigen Angaben einreichen.
ßen, das hinreichend genau ist, um die Identifizierung
des betreffenden Erzeugnisses zu ermöglichen.(29) Damit sich die Beihilferegelung mengenmäßig nachhal-

tig auf die Verwendung von Gemeinschaftserzeugnissen
auswirken kann, ist für jedes Erzeugnis, für das ein
Antrag gestellt werden kann, eine Mindestmenge festzu- (38) Die bisherigen Erfahrungen mit den einzelnen Regelun-
setzen. gen der privaten Lagerhaltung von landwirtschaftlichen

Erzeugnissen zeigen, daß festgelegt werden muß, inwie-
(30) Es ist klarzustellen, daß die Beihilfe nur für Erzeugnisse weit die Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des

gewährt wird, die den qualitativen Mindestanforderun- Rates für die Festlegung der bei diesen Regelungen
gen für ihre Verwendung zu den in Artikel 35 Absatz 1 vorgesehenen Fristen, Daten und Terminen Anwendung
Buchstaben b) und c) der Verordnung (EG) findet; außerdem müssen die Anfangs- und Endtermine
Nr. 1493/1999 genannten Zwecken entsprechen. der vertragsmäßigen Lagerhaltung genau bestimmt wer-

den.
(31) Damit die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten die

notwendigen Kontrollen durchführen können, sollten
die Verpflichtungen der Marktteilnehmer hinsichtlich

(39) In Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EWG, Euratom)der Führung von Ein- und Ausgangsbüchern präzisiert
Nr. 1182/71 ist vorgesehen, daß die Fristen, bei denenwerden.
der letzte Tag ein Feiertag, ein Sonntag oder ein Samstag
ist, mit Ablauf der letzten Stunde des folgenden Ar-(32) Es sollte vorgesehen werden, daß der Anspruch auf
beitstags enden. Die Anwendung dieser Vorschrift aufBeihilfe zu dem Zeitpunkt erworben wird, zu dem
die Lagerverträge kann unter Umständen nicht imdie Verarbeitungsvorgänge abgeschlossen sind. Um den
Interesse der Lagerhalter liegen; sie kann nämlich zuVerlusten bei der Verarbeitung Rechnung zu tragen,
einer ungleichen Behandlung führen, wenn die letztensollte für die tatsächlich verarbeitete Menge eine Abwei-
Lagertage verschoben werden. Es muß daher bei derchung von 10 % nach unten gegenüber der im Antrag
Festsetzung des letzten Tages der vertragsmäßigen La-genannten Menge zulässig sein.
gerhaltung von dieser Vorschrift abgewichen werden.

(33) Aus technischen Gründen müssen die Marktteilnehmer
abgesetzte Erzeugnisse lange vor der Herstellung einla-
gern. Unter diesen Umständen ist eine Vorschußregelung (40) Um sicherzustellen, daß der Abschluß der Verträge die
mit dem Ziel einzuführen, daß den Betrieben die Beihil- Entwicklung der Marktpreise beeinflußt, ist vorzuschrei-
fen im voraus gezahlt werden, wobei die zuständigen ben, daß Verträge nur über nennenswerte Mengen
Stellen durch eine angemessene Sicherheit gegen die abgeschlossen werden dürfen.
Gefahr einer unrechtmäßigen Zahlung geschützt wer-
den. Daher sind die Fristen für die Vorauszahlung sowie
die Modalitäten für die Freigabe der Sicherheit genau

(41) Die Lagerbeihilfe muß auf Erzeugnisse begrenzt werden,festzulegen.
welche die Entwicklung der Marktpreise beeinflussen.
Sie darf daher nur für nicht abgefüllte Erzeugnisse(34) In Titel III Kapitel I der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
gewährt werden. Aus den gleichen Gründen dürfen diesind Beihilfen für die private Lagerhaltung von Tafelwein,
Verträge nur Erzeugnisse einer ausreichenden Qua-Traubenmost, konzentriertem Traubenmost und rektifi-
litätsstufe betreffen. In bezug auf Tafelweine muß zumziertem Traubenmostkonzentrat vorgesehen. Gemäß Ar-
einen der Abschluß der Lagerverträge auf Weinetikel 24 Absatz 2 der genannten Verordnung ist Voraus-
beschränkt werden, deren Bereitung bereits fortgeschrit-setzung für die Gewährung der Beihilfe, daß Lagerverträ-
ten ist; zum anderen dürfen die für die Konservierungge abgeschlossen werden. Es sind Durchführungsbestim-
erforderlichen Behandlungen oder önologischen Verfah-mungen für Abschluß, Inhalt, Geltungsdauer und Wir-

kungen dieser Verträge zu erlassen. ren während der Vertragsdauer nicht behindert werden.
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(42) Um die qualitative Verbesserung der Erzeugnisse zu indem auf den Betrag der Beihilfe für Traubenmost
ein Koeffizient von 1,5 angewendet wird. Die in derfördern, empfiehlt es sich, den Mindestalkoholgehalt für

Wein und Traubenmost festzusetzen, die Gegenstand vorliegenden Verordnung festgesetzten Beträge können
jedoch geändert werden, wenn deutliche Schwankungenvon Lagermaßnahmen sein können. Zu dem gleichen

Zweck ist außerdem die Möglichkeit vorzusehen, für der Marktpreise der Erzeugnisse oder der Zinssätze
auftreten.Tafelwein, der Gegenstand von Lagerverträgen ist, je

nach Qualität der Weinlese strengere Bedingungen fest-
zusetzen.

(49) Ferner ist die Möglichkeit einer Verkürzung der Lagerzeit
vorzusehen, falls die ausgelagerten Erzeugnisse zur Aus-

(43) Um Mißbräuchen vorzubeugen, sollte präzisiert werden, fuhr bestimmt sind. Der Nachweis, daß die Erzeugnisse
daß ein Tafelwein, der Gegenstand eines Lagervertrags ausgeführt worden sind, ist wie im Falle von Erstattungen
war, nicht als Qualitätswein b.A. anerkannt werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Kommis-
kann. sion vom 15. April 1999 über gemeinsame Durchfüh-

rungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen (1) zu erbringen.(44) Um zu vermeiden, daß die von einem Vertrag erfaßten

Erzeugnisse die Marktlage beeinflussen, müssen ihre
Vermarktung sowie bestimmte vorbereitende Maßnah-

(50) Um die Wirksamkeit der Maßnahme zu gewährleistenmen während der Vertragsdauer untersagt werden.
und gleichzeitig den Verwaltungsnotwendigkeiten der
Interventionsstellen Rechnung zu tragen, sollte die Aus-

(45) Gemäß Artikel 26 Absatz 1 dritter Gedankenstrich der zahlung der Beihilfen innerhalb bestimmter Fristen erfol-
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 kann Traubenmost, gen. Um jedoch die Erzeuger bei langfristigen Verträgen
für den ein langfristiger Lagervertrag geschlossen worden finanziell zu entlasten, ist es zweckmäßig, die Mitglied-
ist, während der Vertragslaufzeit zu konzentriertem staaten zur Einführung einer Vorschußregelung, die mit
Traubenmost oder zu rektifiziertem Traubenmostkon- entsprechenden Sicherheitsleistungen verbunden ist, zu
zentrat verarbeitet werden. Da es sich bei dieser Verarbei- ermächtigen.
tung um einen üblichen Vorgang handelt, ist diese
Möglichkeit als Dauerlösung vorzusehen.

(51) Sind bei Ablauf eines Lagervertrags für Tafelwein die
Voraussetzungen für den Abschluß eines neuen Vertra-

(46) Die Interventionsstelle ist über jede Verarbeitung von ges für dasselbe Erzeugnis gegeben, so können die
vertraglich eingelagertem Traubenmost zu unterrichten, Vertragsabschlußformalitäten auf Antrag des Erzeugers
damit sie die erforderlichen Kontrollen durchführen vereinfacht werden.
kann.

(52) Auf dem Markt für Traubenmost und konzentrierten(47) Die Verarbeitung von Traubenmost zu konzentriertem
Traubenmost, der zur Bereitung von Traubensaft be-Traubenmost und rektifiziertem Traubenmostkon-
stimmt ist, ergeben sich Veränderungen. Zur Begünsti-zentrat bewirkt volumenmäßig eine Verringerung des
gung der Verwendung der Rebenerzeugnisse für andereeingelagerten Erzeugnisses und damit eine Senkung der
Zwecke als die Weinbereitung sollte Traubenmost undLagerhaltungskosten. Da andererseits das gewonnene
konzentrierter Traubenmost, der vertraglich gebundenErzeugnis einen größeren Wert besitzt, wird die Senkung
und zur Bereitung von Traubensaft bestimmt ist, abder Lagerhaltungskosten durch eine Erhöhung der Zin-
dem fünften Monat der Vertragslaufzeit auf Antrag dessen ausgeglichen. Bei Verarbeitung des Erzeugnisses
Erzeugers bei der Interventionsstelle vermarktet werdenerscheint es daher gerechtfertigt, während der gesamten
dürfen. Diese Möglichkeit sollte auch zur Förderung derLaufzeit des Vertrages den Beihilfebetrag auf der Höhe
Ausfuhr der genannten Erzeugnisse geschaffen werden.zu belassen, die auf der Grundlage der vor der Verarbei-

tung im Rahmen eines Vertrages eingelagerten Trauben-
mostmengen berechnet wird. Die gewonnenen Erzeug-

(53) Es empfiehlt sich, die Erzeugnisse festzulegen, die durchnisse müssen außerdem die in den Gemeinschaftsbestim-
Destillation gewonnen werden können, und im besonde-mungen vorgeschriebenen Merkmale aufweisen.
ren die Mindestqualitätsmerkmale für neutralen Alkohol
zu definieren. Bei der Festlegung dieser Merkmale ist

(48) Die Höhe der Beihilfe für die private Lagerhaltung ist einerseits dem derzeitigen Stand der technologischen
unter Berücksichtigung der technischen Lagerhal- Entwicklung und andererseits der Notwendigkeit Rech-
tungskosten und der Zinsen festzusetzen. Diese Kosten nung zu tragen, die Erzeugung von Alkohol sicherzustel-
können für die verschiedenen Arten von Erzeugnissen len, der unter normalen Bedingungen für verschiedene
unterschiedlich sein, während sich die Zinsen nach dem Verwendungszwecke vermarktet werden kann.
Wert der betreffenden Erzeugnisse bemessen. Um dieser
Tatsache Rechnung zu tragen und außerdem die Verwal-
tung der Verträge zu vereinfachen, empfiehlt es sich, den (54) Die Kontrolle der zur Destillation vorgesehenen Erzeug-

nisse muß verstärkt werden.Beihilfebetrag je Tag und Hektoliter nach Tafelwein- und
Traubenmostgruppen festzusetzen. Gemäß Artikel 25
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ist die
Beihilfe für konzentrierten Traubenmost festzusetzen, (1) ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11.
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(55) Für die in den Artikeln 29 und 30 der Verordnung Destillationsverpflichtung entsprechen. Es zeigte sich,
daß der Ausschluß von den Interventionsmaßnahmen in(EG) Nr. 1493/1999 vorgesehenen Destillationen sollte

vorgesehen werden, daß die Erzeuger mit den Brennerei- einigen Fällen nicht als Garantie dafür ausreicht, daß der
Betreffende seinen Verpflichtungen nachkommt. Daheren Lieferverträge schließen, die der Genehmigung der

Interventionsstelle unterliegen, damit der Destillations- muß die Möglichkeit zum Erlaß zusätzlicher Gemein-
schaftsmaßnahmen für den Fall vorgesehen werden, daßablauf und die Einhaltung der den beiden Parteien

obliegenden Verpflichtungen kontrolliert werden ein Erzeuger seinen Verpflichtungen nicht innerhalb der
festgesetzten Frist, aber vor einem noch zu bestimmen-können. Eine solche Regelung bietet außerdem die

Möglichkeit, die quantitativen Auswirkungen der Destil- den anderen Zeitpunkt nachkommt.
lation auf den Markt besser zu verfolgen. Eine Anpassung
des Vertragsvorschriften ist jedoch erforderlich, um dem

(61) Durch die verschiedenen Destillationen im WeinsektorUmstand Rechnung zu tragen, daß es einerseits Erzeuger
kann neutraler Alkohol gewonnen werden, der imgibt, die eine Destillationsmaßnahme in Lohnarbeit
Anhang dieser Verordnung anhand von Kriterien fürvornehmen wollen, und andererseits Erzeuger, die selber
seine Zusammensetzung definiert ist. Um die Einhaltungüber Brennereianlagen verfügen.
dieser Kriterien überprüfen zu können, sind gemein-
schaftliche Analysemethoden festzulegen.

(56) Durch besondere Vorschriften ist unter anderem sicher-
zustellen, daß der zu einer freiwilligen Destillation (62) Diese Methoden müssen für alle Handelsgeschäfte undgelieferte Wein vom Erzeuger selbst erzeugt wurde. alle Kontrollmaßnahmen verbindlich sein. In AnbetrachtHierfür hat der Erzeuger nachzuweisen, daß er den für der begrenzten Möglichkeiten des Handels ist es jedochdie Lieferung bestimmten Wein tatsächlich erzeugt und angebracht, eine beschränkte Anzahl gebräuchlicherim Besitz hat. Es bedarf ferner einer Regelung für eine Verfahren zuzulassen, die eine schnelle und ausreichendausreichende Kontrolle der wesentlichen Merkmale der sichere Bestimmung der gesuchten Bestandteile desDestillationsverträge. neutralen Alkohols ermöglichen.

(57) Aufgrund der bisherigen Erfahrungen muß eine gewisse (63) Als gemeinschaftliche Analysemethoden sind solche
zulässige Abweichung von der Weinmenge und dem zu wählen, die allgemein anerkannt sind, um ihre
vorhandenen Alkoholgehalt des Weins, die im Liefer- einheitliche Anwendung zu gewährleisten.
vertrag angegeben sind, vorgesehen werden.

(64) Um die Ergebnisse der Anwendung der in der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 aufgeführten Analysemetho-(58) Für die Zahlung der Beihilfen an die Brenner durch die
den vergleichen zu können, empfiehlt es sich, die BegriffeInterventionsstelle sind Fristen vorzusehen. Es empfiehlt
für die Wiederholbarkeit und Vergleichbarkeit der mitsich ferner vorzusehen, daß die Beihilfe dem Brenner im
diesen Methoden erzielten Ergebnisse zu definieren.voraus gezahlt werden kann. Damit die Interventionsstel-

len nicht ungerechtfertigten Risiken ausgesetzt sind, sind
Regeln über eine Sicherheitsleistung vorzusehen.

(65) Der Ankaufspreis gilt bei der obligatorischen Destillation
frei Brennerei. In bestimmten Fällen übernimmt der
Brenner aus praktischen Gründen die Beförderung. Da-(59) Die Erfahrung hat gezeigt, daß es bei der in den mit diese oftmals notwendige Praxis nicht behindertArtikeln 27 und 28 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 wird, sollte festgelegt werden, daß in diesem Fall dergenannten Destillation für die Erzeuger nicht immer Ankaufspreis um die Beförderungskosten verminderteinfach ist, genau die Erzeugnismengen zu berechnen, wird.die sie liefern müssen, um ihrer Verpflichtung nachzu-

kommen. Der Ablauf der vorgesehenen Lieferfrist darf
für die Erzeuger, die fast die Gesamtheit der erforderli- (66) Die Verpflichtung zur Destillation stellt eine erhebliche
chen Mengen geliefert haben und nur noch kleinere Belastung für die nicht zusammengeschlossenen Erzeu-
Anpassungen vornehmen müssen, nicht Folgen nach ger dar, die nur eine geringe Weinmenge erzeugen.
sich ziehen, die in keinem Verhältnis zu dem begangenen Aufgrund dieser Verpflichtung müßten sie für die Beför-
Verstoß stehen. Deshalb erscheint es angebracht, die derung ihres Traubentresters und ihres Weintrubs
Verpflichtung der Erzeuger als fristgerecht erfüllt zu Kosten tragen, die in keinem Verhältnis zu den Einnah-
betrachten, sofern sie die Restmengen nachliefern. men stehen, die sie aus dem gewonnenen Alkohol

erhalten würden. Diesen Erzeugern ist somit die Liefe-
rungspflicht zu erlassen.

(60) Die in den Artikeln 27 und 28 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 genannten Destillationen sind für die
Herstellung des Gleichgewichts auf dem Tafelweinmarkt (67) Es ist darauf hinzuweisen, daß die Erzeuger für den

tatsächlich an eine der Brennereien gemäß Artikel 28und indirekt für die strukturelle Anpassung des Weinpo-
tentials an die Nachfrage von wesentlicher Bedeutung. der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 gelieferten Teil

ihrer Weinerzeugung nur verpflichtet sind, die Nebener-Aus diesem Grunde ist dafür Sorge zu tragen, daß sie
streng nach Vorschrift durchgeführt werden und alle zeugnisse der Weinbereitung im Rahmen der Destillation

gemäß Artikel 27 der genannten Verordnung zu liefern.Beteiligten tatsächlich die Mengen liefern, die ihrer
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(68) In bestimmten Anbaugebieten bedeutet die Destillation Fristen einzuhalten sind. Ferner ist die Verhältnismäßig-
keit der Maßnahmen für den Fall zu sichern, daß derder Nebenerzeugnisse für die dieser Verpflichtung unter-

liegenden Erzeuger geringer Mengen eine unver- Brenner seine Hauptpflichten zwar eingehalten, den
Nachweis jedoch zu spät erbracht hat.hältnismäßig große Belastung. Auf Antrag des für sie

zuständigen Mitgliedstaats sollte ihnen gestattet werden,
sich von ihrer Verpflichtung dadurch zu befreien, daß (75) Der von den Interventionsstellen für die ihnen gelieferten
sie die Nebenerzeugnisse unter Kontrolle beseitigen. Erzeugnisse zu zahlende Preis muß nach Maßgabe der

durchschnittlichen Beförderungs- und Destilla-
tionskosten für das betreffende Erzeugnis festgesetzt(69) Die Erzeuger, die ihren Traubentrester zur Herstellung

von Önocyanin anliefern, liefern im allgemeinen nicht werden.
fermentierten Traubentrester. Die Behandlungen, denen
dieser Trester zur Extraktion von Önocyanin unterwor- (76) Für Erzeugnisse, die den Interventionsstellen im Rahmen
fen wird, machen ihn in der Folge zur Gärung und der Destillation gemäß Artikel 27 der Verordnung (EG)
Destillation ungeeignet. Diese Erzeuger sind also nach Nr. 1493/1999 geliefert werden, ist ein einheitlicher
Maßgabe ihrer für diese Herstellung bestimmten Trau- Pauschalpreis festzusetzen, der für alle Erzeugnisse unab-
bentresterlieferungen freizustellen. hängig von ihrem Grundstoff gilt.

(70) Die Verwendung von im Rahmen der obligatorischen (77) In bestimmten Gebieten der Gemeinschaft bedingt das
Destillation zu lieferndem Wein zur Weinessigherstel- Verhältnis zwischen den Traubentrestermengen einer-
lung kann die an die Interventionsstellen gelieferten seits und den Wein- und Weintrubmengen andererseits,
Alkoholmengen verringern. Die Erzeuger können also daß die durchschnittlichen Destillationskosten von den-
von der Verpflichtung, den zur vollständigen Ab- jenigen abweichen, die zur Festsetzung des Pauschalprei-
wicklung der obligatorischen Destillation gegebenenfalls ses angewandt wurden. Diese Lage führt in bestimmten
erforderlichen Wein zu destillieren, unter der Vorausset- dieser Gebiete dazu oder droht dazu zu führen, daß es
zung befreit werden, daß sie diesen Wein an die Essigin- wirtschaftlich unmöglich wird, die Verpflichtung zur
dustrie liefern. Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung zu

erfüllen. Es erweist sich also als notwendig, zusammen
mit dem Pauschalpreis Preise festzusetzen, die nach(71) Werden Nebenerzeugnisse der Weinbereitung gemäß

Artikel 27 Absätze 7 und 8 der Verordnung (EG) dem Grundstoff und Ursprung des aus der Destillation
gewonnenen Erzeugnisses gestaffelt sind, wobei denNr. 1493/1999 unter Kontrolle beseitigt, so ist die

vollständige Beseitigung der Nebenerzeugnisse der Trau- Mitgliedstaaten jedoch die Möglichkeit gelassen wird, die
Anwendung letzterer Preise in denjenigen Gebieten zubenverarbeitung vor Ende des Wirtschaftsjahres, in dem

sie gewonnen wurden, zu gewährleisten. Zur Erreichung beschließen, in denen die Anwendung des Pauschalprei-
ses die genannten Schwierigkeiten zur Folge hat.dieses Ziels ist eine angemessene Kontrollregelung vor-

zusehen, ohne daß dadurch insbesondere in Mitgliedstaa-
ten mit sehr geringer Weinerzeugung unverhältnismäßig (78) Die Inanspruchnahme dieser Möglichkeit darf keine
hohe Verwaltungskosten anfallen. Mehrausgaben für die Interventionsstelle und damit den

EAGFL mit sich bringen. Die nach dem Ursprung des
Alkohols gestaffelten Preise und der Pauschalpreis sind(72) Bei der Erbringung des Nachweises über die Lieferung des

Traubentresters, Weintrubs und Weins an die Brenner ist deshalb so aufeinander abzustimmen, daß das gewogene
Mittel der nach dem Ursprung des Alkohols gestaffeltendanach zu unterscheiden, ob der Brenner im selben

Mitgliedstaat wie der Erzeuger oder in einem anderen Preise nicht höher ist als der Pauschalpreis.
Mitgliedstaat niedergelassen ist.

(79) Solange es noch keine Marktorganisation für Äthylalko-
hol auf Gemeinschaftsebene gibt, müssen die Interven-(73) Die Brenner können gemäß Artikel 27 Absatz 11 und

Artikel 28 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1493/ tionsstellen, die mit der Vermarktung des Alkohols
beauftragt sind, den sie im Rahmen der Destillationen1999 entweder eine Beihilfe für das zu destillierende

Erzeugnis erhalten oder der Interventionsstelle das aus gemäß den Artikeln 27 und 28 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 übernehmen, ihn zu einem Preis weiter-der Destillation gewonnene Erzeugnis liefern. Die Höhe

der Beihilfe ist nach Maßgabe des Marktpreises für verkaufen, der unter dem Ankaufspreis liegt. Es ist
vorzusehen, daß die Differenz zwischen dem An-die verschiedenen Erzeugnisse, die aus der Destillation

gewonnen werden können, festzusetzen. kaufspreis und dem Verkaufspreis für diesen Alkohol im
Rahmen eines Pauschalbetrags vom EAGFL, Abteilung
Garantie, übernommen wird.(74) Um in den Genuß der Beihilfe zu kommen, müssen die

Betreffenden einen Antrag einreichen und gleichzeitig
bestimmte Nachweise vorlegen. Art und Anzahl der (80) Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 sieht

eine Destillation vor, um den Weinmarkt zu stützenverlangten Nachweise müssen die vorhandenen Unter-
schiede zwischen Wein und Weintrub einerseits und und so die kontinuierliche Versorgung von Teilen des

Trinkalkoholsektors mit Produkten aus der DestillationTraubentrester andererseits berücksichtigen. Um ein
einheitliches Funktionieren der Regelung in den Mitglied- von Wein zu fördern. Zur Berücksichtigung der

Überschüsse am Ende des Wirtschaftsjahres empfiehlt esstaaten zu gewährleisten, ist vorzusehen, daß bei der
Einreichung des Antrags sowie der Zahlung der den sich, diese Maßnahme am 1. September jedes Wirt-

schaftsjahres auszulösen.Brennern geschuldeten Beihilfe noch festzusetzende
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(81) Damit die Kommission ihrer Aufgabe gerecht werden (92) Gemäß Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
wird für bestimmte Destillationen der Ankaufspreis fürkann, für den Absatz von bestimmtem, aus Wein

gewonnenem Alkohol Sorge zu tragen, bedarf sie einer Wein gesenkt, der Erzeugern zu zahlen ist, die den
Alkoholgehalt durch Zugabe von Saccharose oder vonbesseren Kenntnis über die Transaktionen auf dem Markt

für Alkohol. Deshalb haben die Mitgliedstaaten der konzentriertem Traubenmost erhöht haben, für den die
Beihilfe nach Artikel 34 dieser Verordnung beantragtKommission nicht nur über Alkohol aus der obligatori-

schen Destillation Angaben zu machen, sondern in oder gewährt wurde.
gleicher Weise auch über Alkohol aus der freiwilligen
Destillation im Besitz der Interventionsstellen.

(93) Es ist äußerst schwierig, den Zusammenhang zwischen
der Erhöhung des Alkoholgehalts durch den einzelnen

(82) Die Merkmale, denen die Erzeugnisse für die Destillation Erzeuger und dem zur Destillation gelieferten Wein
entsprechen müssen, sind genauer festzulegen. festzustellen. Aus diesem Grund läßt sich der wirtschaft-

liche Vorteil des einzelnen Erzeugers nur um den
(83) Die physische Kontrolle der bei der Brennerei eingehen- Preis eines übermäßigen, die Zahlung der Beihilfen

den Erzeugnisse muß hinreichend repräsentativ sein. verzögernden und die Interventionsmaßnahmen insge-
samt in Frage stellenden Verwaltungsaufwands genau
bestimmen. Es ist angezeigt, eine Verringerung des(84) Es ist festzulegen, welche Folgen die Nichteinhaltung der
Ankaufspreises vorzusehen, die sich auf die durch-Verpflichtungen durch den Erzeuger hat. Es erscheint
schnittliche Erhöhung des natürlichen Alkoholgehalts injedoch zweckmäßig, daß die Kommission Bestimmun-
den einzelnen Weinbauzonen stützt. Zur Vermeidunggen darüber erläßt, inwieweit Brennereien, die gewisse
eines übermäßigen, mit einer systematischen KontrolleVerwaltungsfristen nicht eingehalten haben, Anspruch
sämtlicher Erzeuger hinsichtlich der Erhöhung des Alko-auf Beihilfe haben, und zwar insbesondere im Hinblick
holgehalts verbundenen Verwaltungsaufwands muß eineauf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.
pauschale Senkung des Ankaufspreises für den innerhalb
einer Zone oder eines Teils einer Zone zur Destillation

(85) Es sind Maßnahmen vorzusehen, die es ermöglichen, gelieferten Wein vorgesehen werden.
Fälle höherer Gewalt zu berücksichtigen, welche die
vorgesehene Destillation verhindern können.

(94) Es ist angemessen, daß Erzeuger den vollen Preis erhal-
ten, die den Alkoholgehalt bei keinem Teil ihrer Tafelwei-(86) Um eine entsprechende Kontrolle der Destillationsmaß-
nerzeugung durch Zugabe von Saccharose oder kon-nahmen sicherzustellen, empfiehlt es sich, die Brenner
zentriertem Traubenmost, für den die Beihilfe nacheinem Zulassungssystem zu unterstellen.
Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 gewährt
wurde, erhöht haben. Außerdem sollten Erzeuger, die

(87) Zur Berücksichtigung der tatsächlichen Marktlage bei dieses Verfahren nur auf einen Teil ihrer zur Destillation
dem zur Destillation bestimmten Wein sollte dieser gelieferten Erzeugung angewandt haben, den vollen Preis
Wein sowohl von den Brennern als auch von den für eine Menge erhalten, die dem Unterschied zwischen
Herstellern zu Brennwein verarbeitet werden dürfen. der gelieferten Menge und der angereicherten Menge
Außerdem ist die allgemeine Regelung anzupassen. entspricht.

(88) Die Mitgliedstaaten sollten hinsichtlich der Orte, an
(95) Die Beihilfe für das aus der Destillation hervorgegangenedenen Brennwein hergestellt werden darf, Beschränkun-

Erzeugnis sowie der Preis des von der Interventionsstellegen vorsehen können, um die bestmögliche Kontrolle
im Rahmen der Destillation gemäß Artikel 28 der Ver-sicherzustellen.
ordnung (EG) Nr. 1493/1999 übernommenen Erzeug-
nisses müssen angepaßt werden, um der Verringerung

(89) Die Bedingungen für die Zahlung des Ankaufspreises für des Ankaufspreises für den Wein Rechnung zu tragen.
Wein, die Auszahlung der Beihilfe an den Hersteller von
Brennwein, die Gewährung des Vorschusses auf diese
Beihilfe sowie für die Leistung und Freigabe einer (96) Der Alkoholmarkt in der Gemeinschaft ist durch die
Sicherheit sind genauer festzulegen. Bestände aus den Interventionen gemäß den Artikeln 27,

28 und 30 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 gekenn-
zeichnet.(90) Der Zusatz eines Indikators zu dem zur Destillation

bestimmten Wein stellt ein wirksames Kontrollelement
dar. Es ist darauf hinzuweisen, daß das Vorhandensein

(97) Damit die Käufer gleich behandelt werden, empfiehlt eseines solchen Indikators das Inverkehrbringen dieses
sich, für jede Ausschreibung besondere Durchführungs-Weins und der daraus gewonnenen Erzeugnisse nicht
bestimmungen zu erlassen.verhindern darf.

(91) Um den Gepflogenheiten Rechnung zu tragen, die in (98) Es erscheint zweckmäßig, daß die Alkoholbestände je
nach Verwendung und Zweckbestimmung des betreffen-einigen Mitgliedstaaten für den Transport der Erzeugnis-

se, insbesondere in geringeren Mengen, zur Brennerei den Alkohols sowie des ausgeschriebenen Alkohols mit
100 % vol im Wege verschiedener Ausschreibungsver-bestehen, sollten die Mitgliedstaaten eine gemeinsame

Beförderung zulassen können. fahren abgesetzt werden.
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(99) Da durch die Ausschreibung der bestmögliche Preis (107) Es sind regelmäßig Verkäufe im Wege der Ausschreibung
an Länder im karibischen Raum zur ausschließlichenerzielt werden soll, muß, wenn die Kommission

beschließt, den Angeboten stattzugeben, der Zuschlag Endverwendung des zugeschlagenen Alkohols im Kraft-
stoffsektor durchzuführen, um eine kontinuierliche Ver-dem Bieter erteilt werden, der den höchsten Preis bietet.

Außerdem ist der Fall zu regeln, daß mehrere Angebote sorgung dieser Länder zu gewährleisten. Die Erfahrung
hat gezeigt, daß solche Verkäufe kaum zu Marktstörun-auf den gleichen Preis lauten und sich auf ein und

dieselbe Partie beziehen. gen führen können und eine wichtige Absatzmöglichkeit
darstellen.

(100) Damit neue, von den Wirtschaftsbeteiligten in Betracht (108) Der Umfang der Partien, die im Wege der Ausschreibung
gezogene Verwendungszwecke in bestimmtem Umfang an Länder des karibischen Raums verkauft werden, ist
in Industriebetrieben erprobt und längerfristig Möglich- auf die normalerweise eingesetzten Kapazitäten der
keiten für den Absatz von gemeinschaftlichem Alkohol Seetransportmittel abzustimmen, um so die Kosten für
ohne Störung des Marktes für alkoholische Getränke die Leistung der Sicherheit für die ordnungsgemäße
erschlossen werden können, sollten unter gewissen Durchführung durch die betreffenden Wirtschaftsbetei-
Voraussetzungen Angebote über höchstens 5 000 hl ligten zu verringern. Die Fristen für die Übernahme des
eingereicht werden können. zugeschlagenen Alkohols sind entsprechend anzupas-

sen.

(101) Von den im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs (109) Bestimmte Bedingungen für den Verkauf von Weinalko-für die Ausfuhr vorgenommenen Verarbeitungen sollten hol im Wege der öffentlichen Versteigerung zur Verwen-diejenigen festgelegt werden, die der tatsächlichen indu- dung als Kraftstoff innerhalb der Gemeinschaft sindstriellen Verwendung vergleichbar sind. festzulegen, um die Belieferung der Unternehmen in
bestimmtem Maß zu gewährleisten und den für diesen
Verwendungszweck erforderlichen Kosten für Investitio-
nen in den Verarbeitungsbetrieben Rechnung zu tragen,(102) Um sicherzustellen, daß die tatsächliche Verwendung

des aufgrund einer Ausschreibung verkauften Alkohols ohne daß hierdurch die Bewegung der zum Verkauf
angebotenen Alkoholmenge behindert wird.den Alkoholmarkt nicht beeinträchtigt, muß die vorgese-

hene Verwendung in den diesbezüglichen Angeboten
klar ausgewiesen werden.

(110) Es ist vorzusehen, daß sich eine öffentliche Versteigerung
dieser Art auf mehrere Alkoholpartien beziehen kann,
wenn erhebliche Mengen für diese Art der öffentlichen

(103) Außerdem sollte ein Bieter ein Angebot je Alkoholsorte, Versteigerung vorbehalten sind, und daß Alkohol in den
Art der Endverwendung und Ausschreibung abgeben diesbezüglichen Behältnissen bis zur Ausstellung eines
können. Es sind die rechtlichen Folgen darzustellen, die entsprechenden Übernahmescheins nicht mehr bewegt
sich ergeben, wenn ein Bieter mehr als ein Angebot werden darf.
einreicht.

(111) Im Falle einer Ausschreibung oder einer öffentlichen
Versteigerung zur Verwendung als Kraftstoff, die mate-(104) Damit der Wettbewerb mit Erzeugnissen, die sich durch rielle Übernahmen und Verarbeitungen über mehrereden Alkohol ersetzen lassen, nicht beeinträchtigt wird, Jahre erfordert, empfiehlt es sich, den vom Bietermuß die Kommission die Angebote ablehnen können. gebotenen Preis je Hektoliter Alkohol von 100 % vol
jeden dritten Monat durch Anwendung eines in der
betreffenden Ausschreibungsbekanntmachung bezeich-
neten Koeffizienten zu berichtigen, damit für den zu-(105) Damit dem größtmöglichen Teil der eingereichten Ange-
geschlagenen Alkohol Preise gezahlt werden, die denbote, bei denen die gebotenen Preise ausreichend sind
Schwankungen der Weltmarktpreise für Kraftstoffe bes-und sich für die vorgesehene Endverwendung neue
ser gerecht werden.industrielle Absatzmärkte erschließen lassen, entspro-

chen werden kann, sollten Bieter, die entsprechende
Angebote eingereicht haben, innerhalb bestimmter

(112) Unter Berücksichtigung der Größe einiger Behälter, inGrenzen Ersatzpartien erhalten können. Auf diese Weise
denen aus der obligatorischen Destillation gewonnenerkönnten der Verkauf von Gemeinschaftsalkohol gestei-
Alkohol aufbewahrt wird, und der Länge der Lagerzeitgert und die Bestände abgebaut werden, deren Verwal-
dieses Alkohols läßt sich in der Praxis die Menge des intung hohe Kosten aufwirft.
einigen Behältern befindlichen, absetzbaren Alkohols
nicht genau feststellen.

(106) Trotz der für die ausgeschriebene Gesamtmenge Alkohol
geltenden Toleranz muß der vor der Übergabe des (113) Es sollte deshalb vorgesehen werden, daß jede Ausschrei-

bung, die sich auf eine vermarktete Menge AlkoholÜbernahmescheins zu zahlende Preis unter Zugrundele-
gung einer auf 1 hl genau bestimmten Alkoholmenge zwischen 99 und 101 % der zum Verkauf angebotenen

Alkoholmenge erstreckt, als durchgeführt gilt.von 100 % vol berechnet werden.
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(114) Es ist klarzustellen, daß sich die Erklärung des Bieters, Alkohols deckt, der im Rahmen der Destillationen nach
den Artikeln 27, 28 und 30 der Verordnung (EG)auf jegliche Beschwerden hinsichtlich der Qualität und

der Merkmale des ausgeschriebenen Alkohols zu ver- Nr. 1493/1999 an die Interventionsstelle geliefert wird.
Es ist angebracht, einen Teil der Sicherheit für diezichten, nicht auf etwaige verborgene Mängel erstreckt,

die der Bieter als solche nicht durch eine Voruntersu- ordnungsgemäße Durchführung erst freizugeben, nach-
dem der Zuschlagsempfänger Nachweise über alle beichung feststellen kann und die das Erzeugnis für die

vorgesehene Verwendung untauglich machen. der betreffenden Ausschreibung aufgetretenen Verluste
erbracht hat, so daß ein ausreichender Sicherheitsbetrag
einbehalten wird, um die nicht den Vorschriften entspre-
chenden Alkoholverluste zu bestrafen.

(115) Überdies ist für bestimmte Ausschreibungsverkäufe vor-
zusehen, daß der zugeschlagene Alkohol gegebenenfalls
durch Zusatz von Benzin denaturiert werden muß, um (120) Bestimmte, im Rahmen einer Ausschreibung vorgesehe-
seine Verwendung zu anderen Zwecken auszuschließen. ne Verwendungszwecke setzen voraus, daß der zu-

geschlagene Alkohol ganz oder teilweise rektifiziert
wird. Bestimmte vorgesehene Verwendungszwecke des
verkauften Alkohols erfordern eine vorherige Rektifizie-

(116) Es empfiehlt sich, Sicherheiten vorzusehen, damit die rung oder einen vorherigen Wasserentzug. Diese beiden
effiziente Abwicklung des Ausschreibungsverfahrens so- Vorgänge haben die Erzeugung von Alkohol schlechten
wie die tatsächliche Verwendung des Alkohols zu dem Geschmacks zur Folge, der nicht mehr zu den ursprüng-
in der betreffenden Ausschreibung vorgesehenen Zweck lich für diese Ausschreibungen vorgesehenen Zwecken
gewährleistet sind. Die Sicherheiten sind so hoch festzu- verwendet werden kann. Die Bedingungen, unter denen
setzen, daß der Markt für Alkohol und Spirituosen, die die Sicherheit für die ordnungsgemäße Durchführung
in der Gemeinschaft gemäß Artikel 31 der Verordnung freigegeben wird, sind daher anzupassen.
(EG) Nr. 1493/1999 erzeugt werden, nicht durch eine
zweckfremde Verwendung gestört wird. Daher sollte auf
die Verordnung (EWG) Nr. 2220/85 der Kommission (121) Die Kontrolle der Verwendung des Alkohols zu dem in
vom 22. Juli 1985 mit gemeinsamen Durchführungs- der Ausschreibung vorgesehenen Zweck muß Überprü-
bestimmungen zur Regelung der Sicherheiten für land- fungen umfassen, die mindestens den bei der Überwa-
wirtschaftliche Erzeugnisse Bezug genommen werden. chung von heimischem Alkohol üblichen Überprüfun-
Da die genannte Verordnung auch den Wein betrifft, gen entsprechen. Es empfiehlt sich, die Kontrolle be-
sind die entsprechenden Hauptpflichten festzulegen. stimmter Verwendungen oder Bestimmungen einer Ge-

sellschaft zu übertragen, die die ordnungsgemäße Durch-
führung der Ausschreibung international überwacht. Im
Zuge des fortschreitenden Ausbaus des Binnenmarkts

(117) Bei der Beförderung auf dem Land- und Seeweg sowie sollten an den Ausgangs- und Bestimmungsorten der
bei der Verarbeitung von Alkohol vor der Endverwen- Alkoholtransporte Bestandskontrollen vorgenommen
dung kann es zu Alkoholverlusten kommen. Dabei ist werden.
den einschlägigen technischen Normen Rechnung zu
tragen, um diese Veränderungen des Alkoholvolumens,
die beim Laden und Entladen des Alkohols festgestellt (122) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
werden, zu beurteilen und für jeden der vorgenannten entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
Verluste eine spezifische Toleranzgrenze festzusetzen. schusses für Wein —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
(118) Es ist eine allgemeine Toleranzgrenze vorzuschreiben

für Alkoholverluste infolge vielfacher Beförderungen auf
dem Land- und Seeweg im Rahmen einer Ausschreibung

Artikel 1für die Ausfuhr von Alkohol, der in einem der in dieser
Verordnung genannten Drittländer verarbeitet wird. Au-
ßerdem ist für Alkoholverluste infolge von Verarbei-

Gegenstand dieser Verordnungtungsvorgängen in einem dieser Drittländer eine höhere
Toleranzgrenze als für dieselben Vorgänge in der Ge-
meinschaft vorzuschreiben, um den operationellen, Wit- Die Gemeinschaftsregelung für die Marktmechanismen im
terungs- und anderen Bedingungen sowie der Tatsache Weinsektor besteht aus Titel III der Verordnung (EG)
Rechnung zu tragen, daß bestimmte Anlagen in diesen Nr. 1493/1999 und aus der vorliegenden Verordnung.
Ländern weniger leistungsfähig sind.

Diese Verordnung betrifft die Durchführungsbestimmungen
zu der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999, insbesondere bezüg-
lich der Beihilfen für die Verwendung von Trauben, Trauben-(119) Die Alkoholverluste, die die festgesetzten Toleranzgren-

zen überschreiten, sind durch den Einzug eines Pauschal- most und konzentriertem Traubenmost (Titel I), der Beihilfen
für die private Lagerhaltung (Titel II) und der Beihilfen für diebetrags der Sicherheit für die ordnungsgemäße Durch-

führung zu bestrafen, die den Gestehungspreis des Destillation (Titel III).
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Artikel 2 (2) Bei der Verwendung zur Herstellung genießbarer Er-
zeugnisse muß der Traubensaft der Bestimmungen der Richtli-
nie 93/77/EWG entsprechen.Allgemeine Vorschriften

(1) Die Mitgliedstaaten können festlegen, daß Marktteilneh- Artikel 4
mer, die ihre Tätigkeit in dem betreffenden Wirtschaftsjahr
zum ersten Mal ausüben, Anspruch auf die Beihilfen gemäß
dieser Verordnung nur für die Erzeugnisse haben, die aus der Beihilfebetrag
Verarbeitung von Trauben aus eigener Ernte stammen.

Die Beihilfen für die Verwendung von Trauben, Traubenmost
(2) Unbeschadet des Artikels 30 dieser Verordnung können und konzentriertem Traubenmost gemäß Artikel 35 der Ver-
Erzeuger, für die im vorangegangenen Wirtschaftsjahr die ordnung (EG) Nr. 1493/1999 werden in folgender Höhe
Verpflichtungen gemäß den Artikeln 27 und 28 der Verord- festgesetzt:
nung (EG) Nr. 1493/1999 galten, nur dann die in der vorlie-
genden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen in Anspruch a) Trauben (je 100 kg): 4,952 EUR
nehmen, wenn sie nachweisen, daß sie in dem genannten
Wirtschaftsjahr ihren Verpflichtungen in bezug auf Lieferung b) Traubenmost (je Hektoliter): 6,193 EUR
oder kontrollierte Rücknahme nachgekommen sind.

c) konzentrierter Traubenmost (je Hektoliter): 21,655 EUR

TITEL I

Artikel 5
BEIHILFEN FÜR DIE VERWENDUNG VON TRAUBEN,
TRAUBENMOST, KONZENTRIERTEM TRAUBENMOST
ODER REKTIFIZIERTEM TRAUBENMOSTKON- Technische Anforderungen für die Verarbeitung

ZENTRAT

Die in Artikel 4 Absatz 1 dieser Verordnung aufgeführten
Erzeugnisse müssen von einwandfreier, handelsüblicher Quali-

KAPITEL I tät und für die Verarbeitung zu Traubensaft geeignet sein.
Der Traubenmost und der aus den verwendeten Trauben

HERSTELLUNG VON TRAUBENSAFT gewonnene Most müssen bei 20 °C eine Dichte zwischen
1,055 und 1,100 Gramm je Kubikzentimeter aufweisen.

Artikel 3

Artikel 6
Gegenstand der Beihilfe

Für die Verarbeiter geltende Verwaltungsvorschriften
(1) Dieses Kapitel enthält die Durchführungsbestimmungen
zur Beihilferegelung gemäß Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a)
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999. Diese Beihilfe wird (1) Der Verarbeitungsbetrieb, der während des gesamten
Verarbeitungsbetrieben gewährt, Wirtschaftsjahres Verarbeitungsverfahren durchführt und die

Beihilfe gemäß Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a) der Verord-
a) die selbst Erzeuger oder Mitglied einer Erzeugergemein- nung (EG) Nr. 1493/1999 in Anspruch nehmen will, legt der

schaft sind und die aus ihrer eigenen Ernte stammenden zuständigen Stelle des Mitgliedstaats, in dem die Verarbeitung
Trauben sowie den Traubenmost und das Traubenmost- vorgenommen wird, vor Beginn des Wirtschaftsjahrs oder,
konzentrat, die ausschließlich aus Trauben ihrer eigenen wenn er zum ersten Mal Traubensaft herstellt, vor Beginn
Ernte gewonnen worden sind, zu Traubensaft oder ande- dieser Herstellung eine schriftliche Absichtserklärung vor, die
ren, aus Traubensaft gewonnenen genießbaren Erzeugnis- mindestens folgende Angaben enthält:
sen verarbeiten oder verarbeiten lassen, oder

a) Name oder Firmenname sowie Anschrift des Verarbeiters;b) die direkt oder indirekt von den Erzeugern oder den
Mitgliedern einer Erzeugergemeinschaft die in der Ge-

b) folgende technische Angaben:meinschaft erzeugten Trauben sowie den Traubenmost
und das Traubenmostkonzentrat, die ausschließlich aus in

i) Art der Grundstoffe (Trauben, Traubenmost oderder Gemeinschaft erzeugten Trauben gewonnen worden
konzentrierter Traubenmost);sind, zur Herstellung von Traubensaft oder anderen,

aus Traubensaft gewonnenen genießbaren Erzeugnissen
ankaufen. ii) Lagerort der für die Verarbeitung bestimmten Trau-

benmoste und konzentrierten Traubenmoste;
Der verwendete Grundstoff muß ausschließlich aus in der
Gemeinschaft angebauten Trauben stammen. iii) Verarbeitungsort.
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Die Mitgliedstaaten können die Vorlage von Quartalsmeldun- b) Menge und Dichte der täglich verarbeiteten Grundstoffe;
gen sowie zu Kontrollzwecken zusätzliche Informationen
verlangen. c) Menge des täglich aus der Verarbeitung gewonnenen

Traubensafts;
(2) Der Verarbeitungsbetrieb, der die Verarbeitungsverfah-

d) Traubensaftmengen, die täglich den Betrieb verlassen,ren zu bestimmten Zeitpunkten durchführt und der die Beihilfe
sowie Name und Anschrift des oder der Empfänger(s).gemäß Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG)

Nr. 1493/1999 in Anspruch nehmen will, legt den zuständigen
Stellen spätestens drei Werktage vor Beginn dieser Verarbei- Führt der Verarbeitungsbetrieb selbst in den für die Saftgewin-
tungsverfahren eine schriftliche Erklärung vor, die insbesonde- nung bestimmten Anlagen einen der Arbeitsgänge gemäß
re folgende Angaben enthält: Artikel 7 Absatz 1, gegebenenfalls in einer Mischung mit

anderen Erzeugnissen, durch, so werden die im vorstehenden
a) die Angaben gemäß Absatz 1 Buchstaben a) und b); Unterabsatz Buchstabe d) genannten Angaben nicht verlangt.

In diesem Fall sind in den Ausgangs- und Eingangsbüchernb) die Weinbauzone, aus der die Grundstoffe stammen,
zusätzlich die täglich abgefüllten Traubensaftmengen anzuge-gemäß der Einteilung von Anhang III der Verordnung
ben.(EG) Nr. 1493/1999;

c) folgende technische Angaben:
(6) Die Belege für die Buchführung gemäß Absatz 5 werden
den Kontrollinstanzen bei jeder Überprüfung vorgelegt.i) Menge (in Dezitonnen Weintrauben oder in Hektoli-

ter Traubenmost bzw. konzentriertem Trauben-
most);

Artikel 7
ii) Dichte (für Traubenmost und konzentrierten Trau-

benmost);
Für die Verwender geltende Verwaltungsvorschriften

iii) Datum des Beginns der Verarbeitung und ihre
voraussichtliche Dauer.

(1) Im Sinne dieses Artikels ist der „Verwender“ jeder
Marktteilnehmer, der nicht der Verarbeiter des TraubensaftesDie Erklärung betrifft eine Mindestmenge von:
ist und einen der folgenden Arbeitsgänge durchführt: Ab-

a) 1 300 Kilogramm für Weintrauben; füllung, Verpackung oder Aufmachung, Lagerhaltung zum
Verkauf an einen oder mehrere Betriebe, die mit den vorge-

b) 10 Hektoliter für Traubenmost; nannten oder im folgenden genannten Arbeitsgängen beauf-
tragt sind, oder Zubereitung — durch Mischung mit anderen

c) 3 Hektoliter für konzentrierten Traubenmost. Erzeugnissen als Traubenmost — der genießbaren Erzeugnisse.

Die Mitgliedstaaten können zur Identifizierung des Erzeugnis-
ses zusätzliche Angaben verlangen. (2) Führt der Verarbeiter die Arbeitsgänge gemäß Absatz 1

nicht selber durch, so muß er auf dem Begleitdokument gemäß
Artikel 70 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999(3) Die Verarbeiter, die je Wirtschaftsjahr eine Höchstmenge
angeben, ob er für die Verarbeitung des Traubenmostes zuvon 50 Tonnen Trauben, 800 hl Traubenmost bzw. 150 hl
Traubensaft im Rahmen dieser Verordnung einen Beihilfe-konzentrierten Traubenmost zur Herstellung von Traubensaft
antrag bereits gestellt hat oder stellen wird.verwenden, legen den zuständigen Stellen zu Beginn des

Wirtschaftsjahres eine Erklärung vor, die die Angaben gemäß
Absatz 1 Buchstaben a) und b) enthält. Sie müssen keine (3) Wird der Traubensaft vom Verarbeiter innerhalb derErklärungen gemäß den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels Gemeinschaft vor dem Abfüllen oder vor der Verwendungabgeben. zur Herstellung anderer genießbarer Erzeugnisse an einen

Lagerbetrieb versandt, so
(4) Die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Erklärungen
und Programme werden mindestens in zwei Exemplaren a) übersendet der Lagerbetrieb das Begleitdokument des
vorgelegt, von denen wenigstens eins, mit einem Sichtvermerk Traubensaftes spätestens fünfzehn Tage nach Erhalt des
der zuständigen Stelle versehen, an den Verarbeitungsbetrieb Erzeugnisses an die zuständige Stelle des Entladeortes,
zurückgesandt wird.

b) versieht die zuständige Stelle das unter Buchstabe a)
genannte Begleitdokument erst dann mit dem Sichtver-(5) Der Verarbeitungsbetrieb führt Ein- und Ausgangsbü-
merk, wenn sie sich vergewissert hat, daß eine mindestenscher, in denen insbesondere folgende aus den Begleitdokumen-
gleich große Menge wie diejenige, die Gegenstand dieserten oder Büchern gemäß Artikel 70 der Verordnung (EG)
Versendung war, mit einem entsprechenden Begleitdoku-Nr. 1493/1999 stammende Angaben vermerkt werden:
ment an einen Abfüller oder einen Betrieb, der die
genießbaren Erzeugnisse gemäß dieser Verordnunga) Menge und Dichte der täglich im Betrieb eintreffenden

Grundstoffe und gegebenenfalls Name und Anschrift des herstellt, versandt wurde und bei diesen Verwendern
eingetroffen ist.oder der Verkäufer(s);
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Sind die Bedingungen gemäß Absatz 1 Buchstabe b) erfüllt, so (7) Die Belege für die Buchführung nach Absatz 6 werden
den Kontrollinstanzen bei jeder Überprüfung vorgelegt.sendet die zuständige Stelle des Entladeortes nach Eingang des

unter Buchstabe a) genannten Begleitdokuments die mit einem
ordnungsgemäßen Sichtvermerk versehene Kopie dieses Artikel 8
Begleitdokuments an den Verarbeiter/Absender des betreffen-
den Traubensaftes zurück. Beihilfeantrag

(1) Um in den Genuß der Beihilfe zu kommen, stellt der in(4) Wird der Traubensaft vom Verarbeiter innerhalb der
Gemeinschaft an einen Abfüller versandt, so übersendet dieser Artikel 6 Absatz 1 dieser Verordnung genannte Verarbeitungs-

betrieb bei der zuständigen Stelle spätestens sechs Monateinnerhalb von fünfzehn Tagen nach Erhalt des Erzeugnisses
eine Kopie des Begleitdokuments an die zuständige Stelle des nach Ablauf des Wirtschaftsjahres einen oder mehrere Beihilfe-

anträge, denen folgende Unterlagen beigefügt sind:Entladeortes.

a) Kopie der jährlichen oder vierteljährlichen Meldungen
Spätestens zwei Wochen nach Eingang der Kopie sendet die oder eine zusammenfassende Übersicht,
zuständige Stelle des Entladeortes die mit einem ordnungsge-
mäßen Sichtvermerk versehene Kopie an den Verarbeiter/Ab- b) Kopie der Buchführungsunterlagen gemäß Artikel 6 Ab-
sender des betreffenden Traubensafts zurück. satz 5 dieser Verordnung oder eine zusammenfassende

Übersicht dieser Unterlagen. Die Mitgliedstaaten können
verlangen, daß diese Kopie oder diese zusammenfassendeAuf Antrag des Abfüllers oder des Verarbeiters wird die von
Übersicht mit dem Sichtvermerk einer Kontrollinstanzder zuständigen oder für diesen Zweck ermächtigten Stelle des
versehen wird.Entladeortes mit einem Sichtvermerk versehene Kopie des

Begleitdokuments dem Abfüller oder Verarbeiter direkt über-
(2) Um in den Genuß der Beihilfe zu kommen, stellt der insandt.
Artikel 6 Absatz 2 dieser Verordnung genannte Verarbeitungs-
betrieb bei der zuständigen Stelle spätestens sechs Monate

(5) Wird der Traubensaft vom Verarbeiter innerhalb der nach Abschluß der Verarbeitungsverfahren einen Beihilfe-
Gemeinschaft an einen Betrieb versandt, der andere aus antrag, dem folgende Unterlagen beigefügt sind:
Traubensaft gewonnene genießbare Erzeugnisse herstellt, so

a) Kopie der Erklärung, die er besitzt;
a) übersendet der Hersteller dieser Erzeugnisse das Begleit-

b) Kopie oder zusammenfassende Übersicht der Buchfüh-dokument des Traubensaftes spätestens fünfzehn Tage
rungsunterlagen gemäß Artikel 6 Absatz 5. Die Mitglied-nach Erhalt des Erzeugnisses an die zuständige Stelle,
staaten können verlangen, daß diese Kopie oder diese
zusammenfassende Übersicht mit dem Sichtvermerkb) versieht die zuständige Stelle die unter Buchstabe a)
einer Kontrollinstanz versehen wird;genannten Begleitdokumente erst dann mit dem Sichtver-

merk, wenn ihr hinlängliche Garantien dafür vorliegen, c) Kopie des für den Transport der Grundstoffe zu den
daß der betreffende Traubensaft tatsächlich zur Herstel- Betriebsstätten des Verarbeiters erforderlichen Begleitdo-
lung der betreffenden genießbaren Erzeugnisse bestimmt kuments oder eine zusammenfassende Übersicht dieser
ist. Unterlagen. Die Mitgliedstaaten können eine Beglaubi-

gung dieser Kopie oder dieser zusammenfassenden Über-
Liegen diese Garantien vor, so sendet die zuständige Stelle des sicht durch eine Kontrollinstanz verlangen.
Entladeortes spätestens dreißig Tage nach Eingang des in

In dem Beihilfeantrag ist die Menge der tatsächlich verarbeite-diesem Absatz genannten Begleitdokuments die mit einem
ten Grundstoffe sowie der Tag anzugeben, an dem dieordnungsgemäßen Sichtvermerk versehene Kopie dieses
Verarbeitungsverfahren abgeschlossen worden sind.Begleitdokuments an den Verarbeiter/Absender des betreffen-

den Traubensaftes zurück.
(3) Außerdem müssen die betreffenden Verarbeitungs-
betriebe innerhalb von sechs Monaten nach Anbringung des(6) Im Falle dieses Artikels führt der Verwender Ein- Sichtvermerks gemäß Artikel 7 dieser Verordnung oder nachund Ausgangsbücher, die insbesondere folgende Angaben der Ausfuhr des Traubensafts je nach Fall folgende Unterlagenenthalten: vorlegen:

a) die täglich in seinem Betrieb eintreffenden nicht aufge- a) Kopie des von der zuständigen Stelle gemäß Artikel 7 mit
machten Mengen an Traubensaft sowie Name und einem Sichtvermerk versehenen Begleitdokuments,
Anschrift des Absenders oder Verarbeiters,

b) Kopie des Begleitdokuments mit einem die Ausfuhr
bestätigenden Stempel der Zollbehörde.b) die täglich seinen Betrieb verlassenden nicht aufgemach-

ten Mengen an Traubensaft sowie Name und Anschrift
(4) Alle Unterlagen, die für die Gewährung der Beihilfedes oder der Empfänger(s),
erforderlich sind, sind spätestens sechs Monate nach Einrei-
chung des Antrags vorzulegen. Werden die Belege innerhalbc) die täglich aufgemachten Mengen an Traubensaft und/

oder mit anderen Erzeugnissen vermischtem Traubensaft von sechs Monaten nach diesem Termin vorgelegt, verringert
sich die Beihilfe um 30 %. Bei Überschreitung einer nochmit Angabe der bei der Herstellung der betreffenden

Erzeugnisse verwendeten Traubensaftmengen. längeren Zeitspanne wird keine Beihilfe gezahlt.
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Artikel 9 Stellt der Verarbeiter im Rahmen dieser Verordnung mehrere
Beihilfeanträge, so kann ihm die zuständige oder die für diesen
Zweck ermächtigte Stelle gestatten, nur eine Sicherheit zuVoraussetzungen für die Gewährung der Beihilfe leisten. In diesem Fall entspricht die zu leistende Sicherheit
120 % der gesamten gemäß dem ersten Unterabsatz berechne-

(1) Außer in Fällen höherer Gewalt wird die Beihilfe nur ten Beträge
nach Maßgabe der tatsächlich verarbeiteten Grundstoffmengen
gezahlt, ohne folgendes Verhältnisse zwischen dem Ausgangs-

(2) Der in Absatz 1 genannte Vorschuß wird innerhalb vonerzeugnis und dem gewonnenen Traubensaft zu überschreiten:
drei Monaten nach Hinterlegung der Sicherheit gezahlt. Die
Vorauszahlung erfolgt jedoch nicht vor dem 1. Januar desa) 1,3 für 100 kg Weintrauben auf einen Hektoliter Trau-
betreffenden Wirtschaftsjahres.bensaft;

b) 1,05 für einen Hektoliter Traubenmost auf einen Hektoli-
(3) Nach Überprüfung aller in Artikel 8 genannten Unterla-ter Traubensaft;
gen durch die zuständige oder die ermächtigte Stelle wird die
in Absatz 1 genannte Sicherheit je nach Fall ganz oder teilweisec) 0,30 für einen Hektoliter konzentrierten Traubenmost
nach dem Verfahren des Artikels 19 der Verordnung (EWG)auf einen Hektoliter Traubensaft.
Nr. 2220/85 der Kommission freigegeben. Außer in Fällen
höherer Gewalt verfällt die Sicherheit, wenn die Menge wenigerBei der Herstellung von konzentriertem Traubensaft werden als 95 % der Menge ausmacht, für die der Vorschuß gezahltdiese Koeffizienten mit 5 multipliziert. worden ist.

(2) Kommt ein Verarbeiter einer der ihm nach dieser Beläuft sich die verarbeitete Menge auf weniger als 95 % der
Verordnung obliegenden Verpflichtungen außer der Verpflich- Menge, für die der Vorschuß gezahlt worden ist, so behält der
tung, die im Beihilfeantrag aufgeführten Grundstoffe zu Trau- Verarbeitungsbetrieb seinen Anspruch auf die Beihilfe für die
bensaft zu verarbeiten, nicht nach, so wird — außer in Fällen tatsächlich verarbeitete Menge.
höherer Gewalt — die Beihilfe von der zuständigen Stelle je
nach Schwere der Pflichtverletzung gekürzt.

Beläuft sich die verarbeitete Menge auf 95 bis 99,9 % der
Menge, für die der Vorschuß gezahlt worden ist, so gilt die

(3) Im Falle höherer Gewalt bestimmt die zuständige Stelle Sicherheitsleistung nur für den Teil, der im Verlauf des
die Maßnahmen, die sie angesichts des angeführten Sachver- Wirtschaftsjahres nicht verarbeitet wurde.
halts für notwendig erachtet.

KAPITEL IIArtikel 10

BEIHILFEN FÜR DIE VERWENDUNG VON MOST ZUR ER-Zahlung der Beihilfe
HÖHUNG DES ALKOHOLGEHALTS DER WEINBAUER-

ZEUGNISSEDie zuständige Stelle überweist die Beihilfe für die Menge der
tatsächlich verarbeiteten Grundstoffe spätestens drei Monate
nach Eingang aller in Artikel 8 dieser Verordnung genannten

Artikel 12Belege außer

— im Falle höherer Gewalt; Gegenstand der Beihilfe

— wenn zur Überprüfung des Beihilfeanspruchs eine Ver-
waltungsuntersuchung eingeleitet wurde. In diesem Fall (1) Die Beihilfe gemäß Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung
erfolgt die Zahlung erst, wenn der Anspruch auf die (EG) Nr. 1493/1999 wird Erzeugern von Tafelwein oder
Beihilfe anerkannt worden ist. Qualitätswein bestimmter Anbaugebiete (Qualitätswein b.A.)

gewährt, die in der Gemeinschaft hergestellten konzentrierten
Traubenmost und rektifiziertes Traubenmostkonzentrat zur

Artikel 11 Erhöhung des natürlichen Alkoholgehalts der in Anhang V
Abschnitt C der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten
Erzeugnisse verwenden.Gewährung eines Vorschusses

(1) Sofern der Verarbeiter eine Sicherheit zugunsten der (2) In Abweichung von Absatz 1 können die Mitgliedstaa-
ten beschließen, daß die Beihilfe bei einem Volumen vonInterventionsstelle geleistet hat, kann er einen Vorschuß in

Höhe der Beihilfe beantragen, berechnet nach den Grundstof- höchstens 10 hl konzentriertem Traubenmost oder rektifizier-
tem Traubenmostkonzentrat dem Verarbeiter von konzentrier-fen, für die er den Nachweis erbringt, daß sie in seinen

Verarbeitungsanlagen eingetroffen sind. Die Sicherheit beläuft tem Traubenmost und rektifiziertem Traubenmostkonzentrat
gewährt werden kann, wenn es sich bei dem Käufer um einensich auf 120 % des genannten Betrages. In diesem Fall wird die

Vorlage der Belege gemäß Artikel 8 nicht zu diesem Zweck Einzelerzeuger handelt, der das Erzeugnis ausschließlich zur
Anreicherung seiner Erzeugnisse verwendet.verlangt.
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Die Mitgliedstaaten legen die Maßnahmen zur Durchführung Artikel 15
dieser Regelung fest und teilen sie der Kommission mit.

Voraussetzungen für die Gewährung der Beihilfe
Artikel 13

(1) Führt ein Erzeuger den in Artikel 34 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten Vorgang nichtBeihilfebetrag
gemäß Anhang V Buchstabe C der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 aus, so steht ihm, ausgenommen im Falle
höherer Gewalt, keine Beihilfe zu.(1) Der in Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EG)

Nr. 1493/1999 genannte Beihilfebetrag wird je potentiellem
% vol und je Hektoliter für folgende Erzeugniskategorien (2) Kommt ein Erzeuger einer der ihm gemäß dieserfestgesetzt: Verordnung obliegenden Verpflichtungen, außer der in Absatz

1 genannten Verpflichtung, nicht nach, so wird die zu zahlendea) Konzentrierter Traubenmost aus Trauben, die in folgen-
Beihilfe, ausgenommen im Falle höherer Gewalt, um einenden Gebieten geerntet wurden:
Betrag vermindert, den die zuständige Stelle je nach Schwere
der begangenen Übertretung festsetzt.— in den Weinbauzonen CIII a) und CIII b) 1,699 EUR/

% vol/hl,
(3) Im Falle höherer Gewalt bestimmt die zuständige Stelle

— anderswo 1,446 EUR/ % vol/hl; die Maßnahmen, die sie angesichts des angeführten Sachver-
halts für notwendig erachtet.

b) Rektifiziertes Traubenmostkonzentrat aus Trauben, die in
folgenden Gebieten geerntet wurden:

Artikel 16
— in den Weinbauzonen CIII a) und CIII b) 2,206 EUR/

% vol/hl,
Zahlung der Beihilfe

— anderswo 1,955 EUR/ % vol/hl.
Die Interventionsstelle zahlt dem Erzeuger die Beihilfe vor
Ende des betreffenden Wirtschaftsjahres, außerFür die Weinwirtschaftsjahre 2000/01 bis 2002/03 entspricht

der Betrag für rektifiziertes Traubenmostkonzentrat, das aus
a) im Falle höherer Gewalt;nicht in den Weinbauzonen CIII a) und CIII b) geernteten

Trauben gewonnen und in Anlagen hergestellt wurde, die mit b) wenn zur Überprüfung des Beihilfeanspruchs eine Ver-der Herstellung von rektifiziertem Traubenmostkonzentrat in waltungsuntersuchung eingeleitet wurde. In diesem FallSpanien vor dem 1. Januar 1986 und anderswo vor dem erfolgt die Zahlung erst, wenn der Anspruch auf die30. Juni 1982 begonnen haben, jedoch dem für die Erzeugnisse Beihilfe anerkannt worden ist.der Weinbauzonen CIII vorgesehenen Betrag.

Artikel 17(2) Der potentielle Alkoholgehalt der in Absatz 1 genannten
Erzeugnisse wird bestimmt, indem die Angaben aus der
Umrechnungstabelle in Anhang II dieser Verordnung auf die Gewährung eines Vorschusses
durch die Refraktometer-Methode gemäß Anhang XIII der
Verordnung (EG) Nr. 1622/2000 zur Einführung eines Ge-

(1) Mit Wirkung vom 1. Januar des betreffenden Wirt-meinschaftskodex der önologischen Verfahren und Behandlun-
schaftsjahres kann der Erzeuger beantragen, daß ihm für diegen bei 20 °C ermittelten Zahlenwerte angewandt werden.
zur Erhöhung des Alkoholgehalts verwendeten Erzeugnisse ein
der Beihilfe entsprechender Vorschuß gezahlt wird, sofern er
bei der Interventionsstelle eine Sicherheit geleistet hat. DieseArtikel 14
Sicherheit beträgt 120 % der beantragten Beihilfe.

Beihilfeantrag Dem Antrag sind die verfügbaren Unterlagen gemäß Artikel 14
Absatz 2 beizufügen. Die fehlenden Unterlagen sind bis zum

Erzeuger, die in den Genuß der in Artikel 34 Absatz 1 der Ende des Wirtschaftsjahres nachzureichen.
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten Beihilfe gelangen
möchten, stellen bei der zuständigen Interventionsstelle einen

(2) Die Interventionsstelle zahlt den Vorschuß innerhalbAntrag für sämtliche Maßnahmen zur Erhöhung des Alkohol-
von drei Monaten nach der Sicherheitsleistung.gehalts gemäß dem genannten Artikel 34. Dieser Antrag muß

der Interventionsstelle innerhalb der zwei Monate zugehen, die
auf den Zeitpunkt folgen, zu dem die letzte Maßnahme (3) Nach Überprüfung aller Unterlagen durch die zuständige
durchgeführt wurde. oder die ermächtigte Stelle und unter Berücksichtigung des zu

zahlenden Beihilfebetrags wird die Sicherheit je nach Fall
ganz oder teilweise nach dem Verfahren des Artikels 19 derDiesem Antrag sind die Unterlagen über die Vorgänge beizufü-

gen, für welche die Beihilfe beantragt wird. Verordnung (EWG) Nr. 2220/85 der Kommission freigegeben.
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KAPITEL III (2) Ein Beihilfeantrag muß für mindestens 50 kg kon-
zentrierten Traubenmost gestellt werden.

BEIHILFEN ZUR HERSTELLUNG BESTIMMTER ERZEUGNIS-
SE IM VEREINIGTEN KÖNIGREICH UND IN IRLAND (3) Der Beihilfeantrag muß mindestens folgende Angaben

enthalten:

a) Name oder Firmenname sowie Anschrift des VerarbeitersArtikel 18
oder Marktteilnehmers,

Gegenstand der Beihilfe und Beihilfebetrag b) Angabe der Weinbauzone gemäß Anhang III der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999, aus der der konzentrierte
Traubenmost stammt,(1) Die Beihilfe gemäß Artikel 35 Absatz 1 Buchstaben b)

und c) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 wird gewährt c) folgende technische Angaben:

a) an Verarbeiter, die konzentrierten Traubenmost, der i) Ort der Lagerung,
ausschließlich aus Trauben aus den Weinbauzonen C III

ii) Menge (in kg oder, wenn der in Artikel 35 Absatz 1a) und C III b) gewonnen wurde, verwenden, um im
Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999Vereinigten Königreich und in Irland Erzeugnisse der
genannte konzentrierte Traubenmost in Behältnis-Unterposition 2206 0 0 der Kombinierten Nomenklatur
sen mit einem Inhalt bis zu 5 kg abgefüllt ist, Anzahlherzustellen, für die gemäß Anhang VII Buchstabe C
der Behältnisse),Punkt 3 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 die Verwen-

dung einer zusammengesetzten Bezeichnung, die das
iii) Dichte,Wort „Wein“ enthält, von diesen Mitgliedstaaten zugelas-

sen werden kann, nachstehend „Verarbeiter“ genannt; der
iv) gezahlte Preise,Betrag dieser Beihilfe beläuft sich auf 0,2379 EUR/kg;

v) Ort, an dem die Arbeitsgänge gemäß Artikel 35
b) an Marktteilnehmer, die ausschließlich aus Trauben aus Absatz 1 Buchstaben b) und c) der Verordnung (EG)

der Gemeinschaftserzeugung gewonnenen konzentrier- Nr. 1493/1999 stattfinden.
ten Traubenmost als Hauptbestandteil einer Reihe von
Erzeugnissen verwenden, die im Vereinigten Königreich Die Mitgliedstaaten können zur Identifizierung des kon-und in Irland von diesen Marktteilnehmern mit einer zentrierten Traubenmostes zusätzliche Angaben verlangen.sichtbaren Anweisung für die beim Verbraucher vorzu-
nehmende Zubereitung eines Getränks, das ein Nachah-

(4) Dem Beihilfeantrag ist eine Kopie des oder der von dermungserzeugnis von Wein ist, in den Verkehr gebracht
zuständigen Stelle des Mitgliedstaats ausgestellten Begleitdoku-werden, nachstehend „Marktteilnehmer“ genannt. Der
mente(s) über den Transport des konzentrierten Trauben-Betrag dieser Beihilfe beläuft sich auf 0,3103 EUR/kg.
mostes zum Betrieb des Verarbeiters oder des Marktteilneh-
mers beizufügen.

(2) Der konzentrierte Traubenmost, für den die Beihilfe
beantragt wird, muß von gesunder, handelsüblicher Qualität Die Weinbauzone, in der die zur Verarbeitung bestimmten
und für die Verwendung zu den in Artikel 35 Absatz 1 frischen Trauben geerntet wurden, wird in Spalte 8 des
Buchstabe b) oder c) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 Begleitdokuments eingetragen.
genannten Zwecken geeignet sein.

Artikel 20
Artikel 19

Voraussetzungen für die Gewährung der Beihilfe
Beihilfeantrag

(1) Der Verarbeiter oder Marktteilnehmer muß zu den in
Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe b) und c) der Verordnung (EG)

(1) Verarbeiter oder Marktteilnehmer, die in den Genuß der Nr. 1493/1999 genannten Zwecken die gesamte Menge des
in Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe b) oder c) der Verordnung konzentrierten Traubenmostes verwenden, für die die Beihilfe
(EG) Nr. 1493/1999 genannten Beihilfe gelangen wollen, beantragt wurde. Gegenüber der im Antrag genannten Menge
müssen diese zwischen dem 1. August und dem 31. Juli des ist eine Abweichung von 10 % nach unten zulässig.
betreffenden Wirtschaftsjahres schriftlich bei der zuständigen
Stelle des Mitgliedstaats beantragen, in dem der konzentrierte

(2) Der Verarbeiter oder Marktteilnehmer führt Ein- undTraubenmost verwendet wird.
Ausgangsbücher, aus denen unter anderem folgendes hervor-
geht:Der Antrag muß mindestens sieben Arbeitstage vor Beginn der

Verarbeitung oder Herstellung gestellt werden. a) die gekauften und täglich in seinem Betrieb eingegange-
nen Partien von konzentriertem Traubenmost unter An-
gabe der in Artikel 19 Absatz 2 Buchstaben b) und c)Die Frist von sieben Arbeitstagen kann jedoch unter der

Voraussetzung verkürzt werden, daß die zuständige Stelle dies dieser Verordnung geforderten Einzelheiten sowie Namen
und Anschrift des oder der Verkäufer(s),schriftlich genehmigt.
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b) die täglich zu den in Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe b) (3) Nach Überprüfung aller in Artikel 20 Absatz 3 dieser
Verordnung genannten Unterlagen durch die zuständige Stelleund c) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten

Zwecken verwendeten Mengen von konzentriertem Trau- und unter Berücksichtigung des zu zahlenden Beihilfebetrags
wird die in Absatz 1 genannte Sicherheit je nach Fall ganz oderbenmost,
teilweise nach dem Verfahren des Artikels 19 der Verordnung

c) die Menge der in Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe b) und c) (EWG) Nr. 2220/85 der Kommission freigegeben.
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten täglich
hergestellten Fertigerzeugnisse sowie die Mengen, die
täglich seinen Betrieb verlassen, mit Angabe von Namen
und Anschrift des oder der Empfänger(s). TITEL II

BEIHILFE FÜR DIE PRIVATE LAGERHALTUNG(3) Der Verarbeiter oder Marktteilnehmer meldet der
zuständigen Stelle binnen einem Monat schriftlich, zu welchem
Zeitpunkt die gesamte Menge des konzentrierten Trauben-
mostes, auf den sich ein Beihilfeantrag bezieht, zu den in Artikel 23
Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe b) oder c) der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 genannten Zwecken unter Berücksichtigung
der Abweichung nach Absatz 1 verwendet worden ist. Gegenstand dieses Titels

(4) Kommt ein Verarbeiter oder Marktteilnehmer seinen Mit diesem Titel werden die Durchführungsbestimmungen zur
Verpflichtungen gemäß Absatz 1 nicht nach, so steht ihm, Beihilferegelung für die private Lagerhaltung gemäß Titel III
außer im Falle höherer Gewalt, keine Beihilfe zu. Kapitel I der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 festgelegt.

(5) Kommt ein Verarbeiter oder Marktteilnehmer einer der
Artikel 24ihm kraft dieser Verordnung obliegenden Verpflichtungen,

außer der in Absatz 1 genannten Verpflichtung, nicht nach, so
wird die zu zahlende Beihilfe, außer im Falle höherer Gewalt,

Begriffsbestimmungenum einen Betrag vermindert, den die zuständige Stelle je nach
Schwere der begangenen Übertretung festsetzt.

Im Sinne dieses Titels gelten — unabhängig vom Wirtschafts-
jahr ihrer Erzeugung — als „Erzeugnisse“ Traubenmost, kon-(6) Im Falle höherer Gewalt bestimmt die zuständige Stelle zentrierter Traubenmost, rektifiziertes Traubenmostkonzentratdie Maßnahmen, die sie angesichts des angeführten Sachver- und Tafelwein.halts für notwendig erachtet.

Artikel 25Artikel 21

Zahlung der Beihilfe Beihilfebetrag

Die zuständige Stelle zahlt die Beihilfe für die Menge des Die für die gesamte Gemeinschaft einheitliche Beihilfe zur
tatsächlich verwendeten konzentrierten Traubenmostes Lagerhaltung wird je Tag und Hektoliter wie folgt pauschal
spätestens drei Monate nach Erhalt der in Artikel 20 Absatz 3 festgesetzt:
dieser Verordnung genannten Meldung aus.

a) für Traubenmost: 0,01837 EUR,

Artikel 22 b) für konzentrierte Traubenmost: 0,06152 EUR,

Gewährung eines Vorschusses c) für rektifiziertes Traubenmostkonzentrat: 0,06152 EUR,

d) für Tafelwein: 0,01544 EUR.(1) Die in Artikel 18 dieser Verordnung genannten Verar-
beiter und Marktteilnehmer können beantragen, daß ihnen ein
Vorschuß in Höhe der Beihilfe gezahlt wird, sofern sie im

Artikel 26Namen der zuständigen Stelle eine Sicherheit geleistet haben,
die 120 % dieses Betrages entspricht.

Vorschriften bezüglich der Beihilfeempfänger
(2) Der in Absatz 1 genannte Vorschuß wird innerhalb von
drei Monaten nach Hinterlegung der Sicherheit und unter
der Voraussetzung, daß der Nachweis für die Zahlung des (1) Die Interventionsstellen schließen Verträge über private

Lagerhaltung nur mit Erzeugern ab.konzentrierten Traubenmostes erbracht wurde, gezahlt.
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Als Erzeuger im Sinne dieses Titels gilt jede natürliche oder ii) einen Gehalt an reduzierenden Zuckern von
höchstens 2 g/l aufweisen, ausgenommen Tafelwei-juristische Person oder jeder Zusammenschluß dieser Personen,

die/der ne aus Portugal, für die ein Gehalt an reduzierenden
Zuckern von 4g/l zulässig ist;

a) frische Trauben zu Traubenmost,
iii) eine gute Luftbeständigkeit während 24 Stunden

b) Traubenmost zu konzentriertem Traubenmost oder rekti- aufweisen;
fiziertem Traubenmostkonzentrat,

iv) frei von Geschmacksfehlern sein.c) frische Trauben, Traubenmost oder teilweise gegorenen
Traubenmost zu Tafelwein

c) Die Erzeugnisse gemäß Artikel 24 dieser Verordnung
dürfen die nach der Gemeinschaftsregelung geltendenverarbeitet oder verarbeiten läßt. Den Erzeugern gleichgestellt
zulässigen Radioaktivitätshöchstwerte nicht überschrei-sind Zusammenschlüsse gemäß Artikel 39 der Verordnung
ten. Das Ausmaß der radioaktiven Verseuchung des(EG) Nr. 1493/1999 bezüglich der von den zusammen-
Erzeugnisses wird nur kontrolliert, wenn es die Lagegeschlossenen Erzeugern produzierten Mengen. Die Verpflich-
erfordert, und nur solange, wie es für notwendig befundentungen gemäß Artikel 2 dieser Verordnung gelten weiterhin
wird.für die Mitglieder, die die Weine geliefert haben, die Gegenstand

des Vertrags sind.

Artikel 28(2) Ein Erzeuger kann einen Vertrag nur für ein Erzeugnis
abschließen, das

Beihilfefähige Erzeugnismengen— von ihm selber

— oder unter seiner Verantwortung hergestellt wurde und
(1) Die Gesamtmenge, für die ein Erzeuger Lagerverträgedessen Eigentümer er ist,
abschließt, darf nicht die in der Erzeugungsmeldung gemäß
Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 für— oder das im Falle der in Absatz 1 Unterabsatz 3 genannten
das betreffende Wirtschaftsjahr angegebene Menge zuzüglichZusammenschlüsse unter der Verantwortung der Mitglie-
der Menge überschreiten, die der Erzeuger selbst nach demder dieser Zusammenschlüsse hergestellt wurde.
Zeitpunkt für die Abgabe dieser Meldung gewonnen hat und
die in den Büchern gemäß Artikel 70 der Verordnung (EG)

(3) Die Interventionsstelle eines Mitgliedstaats kann Ver- Nr. 1493/1999 ausgewiesen ist.
träge nur für in dem Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats
eingelagerte Erzeugnisse schließen.

(2) Die Verträge gelten für eine Mindestmenge von 50 Hek-
tolitern bei Tafelwein, 30 Hektolitern bei Traubenmost und(4) Dieselben Erzeugnisse dürfen nicht zugleich Gegenstand
10 Hektolitern bei konzentriertem Traubenmost und rektifi-eines Vertrages zur privaten Lagerhaltung sein und unter die
ziertem Traubenmostkonzentrat.Regelung gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EWG)

Nr. 565/80 des Rates gestellt werden.

Artikel 29
Artikel 27

Abschluß der VerträgeMerkmale der beihilfefähigen Erzeugnisse

Beim Abschluß eines Vertrages gelten folgende Bedingungen: (1) Ein Vertrag kann nur abgeschlossen werden, wenn der
Erzeuger folgende Angaben für jeden Behälter liefert, in dema) Traubenmoste müssen ausschließlich von Sorten stam- das betreffende Erzeugnis gelagert ist:men, die gemäß Artikel 19 der Verordnung (EG)

Nr. 1493/1999 als Rebsorten klassifiziert worden sind,
a) Angaben zu dessen Identifizierung,und ihr natürlicher Alkoholgehalt darf nicht niedriger

sein als der natürliche Mindestalkoholgehalt, der für
die Weinbauzone, aus der sie stammen, vorgesehenen b) folgende analytische Daten:
festgelegt ist.

i) Farbe,
b) Tafelweine müssen

ii) Schwefeldioxidgehalt,i) den in Anhang II dieser Verordnung für das betref-
fende Wirtschaftsjahr festgelegten Mindestqualitäts-
anforderungen der Kategorie entsprechen, für die iii) Sortenreinheit von roten Erzeugnissen, nachgewie-

sen mit Hilfe von Malvidoldiglucosid.der Vertrag geschlossen wird;
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Handelt es sich um Traubenmost, konzentrierten Traubenmost c) Art des Erzeugnisses entsprechend den in Artikel 25
dieser Verordnung genannten Kategorien,oder rektifiziertes Traubenmostkonzentrat, so enthält der

Vertrag ferner:
d) Menge,

c) den bei 20 °C durch die Refraktometer-Methode gemäß
e) Lagerort,dem Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 558/93 der

Kommission ermittelten Wert. f) erster Tag der Lagezeit;

g) Höhe der Beihilfe, ausgedrückt in Euro.Handelt es sich um Tafelwein, so werden darüber hinaus
folgende analytische Daten angegeben:

Handelt es sich um Tafelwein, so enthält der Vertrag ferner
d) gesamter Alkoholgehalt,

h) die Erklärung, daß der erste Abstich vorgenommen
wurde;e) Gehalt an vorhandenem Alkohol,

i) eine Klausel, nach der die Menge um einen von derf) Gesamtsäuregehalt in g Weinsäure/l oder in Milliäquiva-
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 75 derlent/l; bei Weißwein können die Mitgliedstaaten jedoch
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 festzusetzenden Pro-auf diese Angabe verzichten;
zentsatz verringert werden kann, wenn die Gesamtmenge,
über die Verträge abgeschlossen wurden, den Durch-g) Gehalt an flüchtiger Säure in g Essigsäure/l oder Milliäqui- schnitt der Mengen der letzten drei Wirtschaftsjahrevalent/l; bei Weißwein können die Mitgliedstaaten jedoch spürbar überschreitet. Durch diese Verringerung dürfenauf diese Angabe verzichten; die gelagerten Mengen allerdings nicht die in Artikel 28
Absatz 2 genannten Mindestmengen unterschreiten. Er-

h) Gehalt an reduzierenden Zuckern; folgt eine Verringerung, so besteht für den Zeitraum
dieser Verringerung nach wie vor Anspruch auf die

i) Beständigkeit an der Luft während 24 Stunden; gesamte Beihilfe.

j) etwaiges Auftreten von Geschmacksfehlern.
(6) Die Mitgliedstaaten können zur Identifizierung des
betreffenden Erzeugnisses zusätzliche Angaben verlangen.

Diese analytischen Daten werden von einem amtlichen Labor
gemäß Artikel 72 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 inner-

Artikel 30halb von 30 Tagen vor Vertragsabschluß ermittelt.

Abweichung von Artikel 2 dieser Verordnung(2) Die Mitgliedstaaten können die Zahl der Verträge
begrenzen, die ein Erzeuger pro Wirtschaftsjahr unterzeichnen

Die Mitgliedstaaten können die Genehmigung der Verträgekann.
noch vor Erbringen des Nachweises gemäß Artikel 2 dieser
Verordnung durch den Erzeuger zulassen, sofern diese Verträge
eine Erklärung des Erzeugers enthalten, in der dieser beschei-(3) Verträge für Tafelwein dürfen nicht vor dem Zeitpunkt
nigt, daß er den Verpflichtungen gemäß dem genanntendes ersten Abstichs des betreffenden Weins abgeschlossen
Artikel 2 nachgekommen ist oder daß er die Voraussetzungenwerden.
gemäß Titel III Artikel ... dieser Verordnung erfüllt, und
sich verpflichtet, die seinen Verpflichtungen entsprechenden

(4) Erzeuger, die Lagerhaltungsverträge für Tafelwein ab- Restmengen innerhalb der von der zuständigen nationalen
schließen wollen, teilen der Interventionsstelle bei Beantragung Behörde festgesetzten Frist nachzuliefern.
des Vertragsabschlusses die Gesamtmenge Tafelwein mit, die
sie im laufenden Wirtschaftsjahr erzeugt haben. Der Nachweis gemäß Absatz 1 wird vor dem 31. August des

folgenden Wirtschaftsjahres erbracht.
Zu diesem Zweck legen sie eine Kopie der Erzeugungsmeldun-
g(en) gemäß Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung (EG)

Artikel 31Nr. 1493/1999 und gegebenenfalls der Bücher gemäß Arti-
kel 28 dieser Verordnung vor. Ist die Meldung noch nicht
verfügbar, so kann eine vorläufige Bescheinigung vorgelegt Beginn der Lagerzeit
werden.

(1) Der erste Tag der Lagerzeit ist der Tag, der auf den Tag
des Vertragsabschlusses folgt.(5) Unbeschadet von Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung

(EG) Nr. 1493/1999 sind im Vertrag zumindest anzugeben:
(2) Wird jedoch ein Vertrag für eine Lagerzeit abgeschlos-

a) Name und Anschrift der betreffenden Erzeuger, sen, die später als am Tag nach Vertragsabschluß beginnt, so
darf der erste Tag der Lagerzeit nicht später sein als der 16.
Februar.b) Name und Anschrift der Interventionsstelle,
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Artikel 32 Artikel 34

Durchführungsbestimmungen zur Lagerhaltung
Ende der Lagerzeit

(1) Für die Lagerzeit und bis zum letzten Tag der Geltungs-
dauer eines Vertrags gilt für die eingelagerten Erzeugnisse, daß

(1) Verträge über die Lagerung von Traubenmost, kon- sie
zentriertem Traubenmost und rektifiziertem Traubenmostkon-

a) den jeweiligen Begriffsbestimmungen gemäß Anhang Izentrat werden zwischen dem 1. August und 30. November
der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 entsprechen müs-nach ihrem Abschluß ungültig.
sen,

b) zumindest den bei Abschluß des Vertrags für die betref-
(2) Verträge über die Lagerung von Tafelwein werden fende Tafelweinkategorie vorgeschriebenen Mindestalko-
zwischen dem 1. September und 30. November nach ihrem holgehalt aufweisen müssen,
Abschluß ungültig.

c) nicht in Behältnissen von weniger als 50 Liter Inhalt
aufgemacht sein dürfen,

(3) Zur Bestimmung des Datums, an dem die Verträge d) nicht weiter abgefüllt werden dürfen und
ungültig werden, übermitteln die Erzeuger der Interven-

e) sofern es sich um Wein handelt, geeignet sein müssen,tionsstelle mindestens 15 Tage im voraus eine Anmeldung, in
um nach Ablauf der Lagerzeit zum direkten Verzehrder der letzte Gültigkeitstag vermerkt ist. Die Mitgliedstaaten
angeboten oder geliefert zu werden.legen die Bedingungen für die Vorlage dieser Anmeldung fest.

(2) Unbeschadet von Artikel 6 dürfen die Erzeugnisse, die
Gegenstand des Vertrags sind, nur den für ihre einwandfreieDas Datum, an dem die genannten Verträge ungültig werden,
Konservierung erforderlichen Behandlungen oder önologi-ist andernfalls der 30. November.
schen Verfahren unterzogen werden. Für Wein ist eine Ver-
änderung des Volumens um nicht mehr als 2 % des im Vertrag
festgelegten Volumens zulässig. Bei Traubenmost darf diese(4) Erzeuger, die keinen Vorschuß gemäß Artikel 40 dieser
Veränderung 3 % nicht übersteigen. Falls die Erzeugnisse inVerordnung beantragt haben, dürfen ab Beginn des fünften
andere Behältnisse umgefüllt wurden, werden diese Prozentsät-Lagerhaltungsmonats Traubenmost und konzentrierten Trau-
ze um 1 % erhöht. Werden diese Prozentsätze während derbenmost für die Ausfuhr oder für die Herstellung von Trauben-
gesamten Laufzeit des Vertrags nicht überschritten, so bestehtsaft auf den Markt bringen.
Anspruch auf die gesamte Beihilfe. Bei einer Überschreitung
verfällt der Anspruch auf Beihilfe.

In diesem Fall unterrichten die Erzeuger die Interventionsstelle
(3) Unbeschadet des Artikels 33 dieser Verordnung darfgemäß Absatz 3.
der Erzeuger während der Geltungsdauer des Vertrages das
Erzeugnis, das Gegenstand des Vertrags ist, weder zum Verkauf
anbieten noch verkaufen noch auf andere Weise in den HandelDie Interventionsstelle überzeugt sich, daß das Erzeugnis für
bringen.den angemeldeten Zweck verwendet wurde.

In Abweichung von Unterabsatz 1 kann sich der Erzeuger
während der Geltungsdauer des Vertrags verpflichten, den

Artikel 33 Tafelwein, der Gegenstand des Vertrags ist, bei Ablauf des
Vertrags zu einer Destillationsmaßnahme gemäß Titel III dieser
Verordnung zu liefern.

Vorzeitige Beendung des Vertrags auf Antrag des Erzeu-
gers (4) Der Erzeuger setzt innerhalb einer vom Mitgliedstaat

festzusetzenden Frist die Interventionsstelle im voraus von
allen während der Geltungsdauer des Vertrags eintretenden
Veränderungen in Kenntnis, die folgendes betreffen:(1) Sofern die Kommission angesichts der Entwicklung der

Marktlage, der Informationen über die Lagerbestände und
a) den Lagerort oderder Erntevorausschätzungen die diesbezügliche Genehmigung

erteilt, können die Erzeuger, die keinen Vorschuß gemäß b) die Aufmachung des Erzeugnisses. In diesem Fall gibt er
Artikel 38 dieser Verordnung beantragt haben, die Lagerhal- die Behälter an, in denen das Erzeugnis endgültig gelagert
tungsverträge ab 1. Juni beenden. wird.

(5) Beabsichtigt der Erzeuger, das Erzeugnis, das Gegen-
stand des Vertrags ist, an einen Lagerort, der in einer anderen(2) Beschließt die Kommission außerdem eine Verringerung

der Mengen gemäß Artikel 29 Absatz 5 Buchstabe i) dieser Ortschaft gelegen ist, oder an einen ihm nicht gehörenden
Lagerplatz zu verbringen, so kann er diesen Transport erstVerordnung, so können die Erzeuger den Vertrag in dem

Monat, der auf den der Veröffentlichung dieses Beschlusses durchführen, wenn ihn die gemäß Absatz 4 in Kenntnis
gesetzte Interventionsstelle genehmigt hat.folgt, ganz oder teilweise einseitig kündigen.
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(6) Erzeuger, die einen Vertrag zur privaten Lagerhaltung Die Interventionsstelle beendet den Vertrag für die Menge des
betreffenden Erzeugnisses zum Zeitpunkt der Erstellung desvon Traubenmost geschlossen haben, können diesen Most

während der Gültigkeitsdauer des Vertrags ganz oder teilweise Analysebulletins.
zu konzentriertem Traubenmost oder rektifiziertem Trauben-
mostkonzentrat verarbeiten.

(2) Wird bei einer Kontrolle durch die Interventionsstelle
oder eine andere Kontrollstelle festgestellt, daß ein Erzeugnis,

Erzeuger, die einen Vertrag zur privaten Lagerhaltung von das Gegenstand eines Vertrags ist, während der Geltungsdauer
konzentriertem Traubenmost geschlossen haben, können die- des Vertrages ganz oder teilweise die Bedingungen des Arti-
sen während der Gültigkeitsdauer des Vertrags ganz oder kels 34 Absatz 1 dieser Verordnung nicht mehr erfüllt, so
teilweise zu rektifiziertem Traubenmostkonzentrat verarbeiten. beendet die Interventionsstelle den Vertrag für die Menge

des betreffenden Erzeugnisses zu dem von ihr bestimmten
Zeitpunkt.Die Erzeuger können die Verarbeitungsvorgänge gemäß den

beiden vorstehenden Unterabsätzen von Dritten durchführen
lassen, sofern die betreffenden Erzeugnisse ihr Eigentum
bleiben und sie eine vorherige Erklärung abgegeben haben. Artikel 36
Die Kontrolle dieser Vorgänge erfolgt durch den jeweiligen
Mitgliedstaat.

Voraussetzungen für die Gewährung der Beihilfe

(7) Die betreffenden Erzeuger teilen der Interventionsstelle
(1) Außer im Falle höherer Gewaltschriftlich den Beginn der in Absatz 6 genannten Verarbei-

tungsvorgänge, den Lagerort und die Art der Abfüllung mit.
a) wird die Beihilfe nicht fällig, wenn der Erzeuger seine

Verpflichtungen nach Artikel 34 Absätze 1, 2, 3, 4, 5Diese Mitteilung muß mindestens 15 Tage vor Beginn der und 7 dieser Verordnung nicht erfüllt oder sich weigert,Verarbeitungsvorgänge bei der Interventionsstelle vorliegen. sich Kontrollen zu unterwerfen;

Die Erzeuger übermitteln der Interventionsstelle innerhalb b) wird die Beihilfe, wenn der Erzeuger eine seiner Verpflich-
eines Monats nach dem Abschlußtag der Verarbeitungsvorgän- tungen nach dieser Verordnung oder dem Vertrag, ausge-
ge ein Analysebulletin zu dem gewonnenen Erzeugnis, in dem nommen die unter Buchstabe a) genannten Verpflichtun-
zumindest die in Artikel 29 dieser Verordnung vorgeschriebe- gen, nicht erfüllt, um einen Betrag vermindert, den die
nen Angaben enthalten sind. zuständige Behörde je nach Schwere der begangenen

Übertretung festsetzt.

(8) Für die Verarbeitung gemäß Absatz 6 beläuft sich die
(2) In anerkannten Fällen höherer Gewalt legt die Interven-Beihilfe zur Lagerhaltung des Erzeugnisses, das Gegenstand des
tionsstelle die Maßnahmen fest, die sie angesichts der Um-Vertrags ist, auf
stände für notwendig erachtet.

a) den Betrag gemäß Artikel 25 Buchstabe a) dieser Verord-
nung bei Verarbeitung gemäß Absatz 6 Unterabsatz 1,

Artikel 37
b) den Betrag gemäß Artikel 25 Buchstabe b) dieser Verord-

nung bei Verarbeitung gemäß Absatz 6 Unterabsatz 2.
Zahlung der Beihilfe

Die Beihilfe wird für die gesamte Lagerdauer auf der Grundlage
der Erzeugnismengen berechnet, die vor der Verarbeitung (1) Die Beihilfe wird spätestens drei Monate nach dem Tag
Gegenstand des Vertrags waren. des Vertragsablaufs gezahlt außer

a) im Falle höherer Gewalt;
Artikel 35

b) wenn zur Überprüfung des Beihilfeanspruchs eine Ver-
waltungsuntersuchung eingeleitet wurde. In diesem Fall

Veränderungen des Erzeugnisses während der Lagerung erfolgt die Zahlung erst, wenn der Beihilfeanspruch
anerkannt ist.

(1) Erfüllt ein Erzeugnis, das Gegenstand eines Vertrags ist,
während der Geltungsdauer des Vertrags ganz oder teilweise (2) Bei Beendigung des Vertrages gemäß Artikel 33 oder 36

dieser Verordnung besteht ein Beihilfeanspruch anteilmäßignicht mehr die Bedingungen des Artikels 34 Absatz 1 dieser
Verordnung, so setzt der Erzeuger unbeschadet des Absatzes 3 für die tatsächliche Vertragsdauer. Diese Beihilfe wird

spätestens drei Monate nach dem Tag der Vertragsbeendigungdie Interventionsstelle unverzüglich hiervon in Kenntnis. Zur
Begründung wird der Mitteilung ein Analysebulletin beigefügt. gezahlt.
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Artikel 38 TITEL III

DESTILLATION
Gewährung eines Vorschusses

Artikel 40
(1) Erzeuger, die einen langfristigen Lagerhaltungsvertrag
geschlossen haben, erhalten auf Antrag einen Vorschuß in

Gegenstand dieses TitelsHöhe der bei Vertragsabschluß berechneten Beihilfe, sofern
bei der Interventionsstelle eine Sicherheit von 120 % des
Beihilfebetrags geleistet wurde. Mit diesem Titel werden die Durchführungsbestimmungen zu

den Destillationen gemäß Titel III Kapitel II der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 festgelegt.

Der Vorschuß wird spätestens drei Monate nach dem Nachweis
der Sicherheitsleistung überwiesen.

Artikel 41

Der Restbetrag wird spätestens drei Monate nach dem Tag des
Vertragsablaufs ausgezahlt. Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Titels sind(2) Die in Absatz 1 genannten Sicherheiten werden in Form
einer Bürgschaft eines Instituts gestellt, das den Kriterien des

a) Erzeuger:Mitgliedstaats der betreffenden Interventionsstelle entspricht.

i) nach Kapitel I dieses Titels: jede natürliche oder
Die Sicherheiten werden freigegeben, sobald die Auszahlung juristische Person oder jede Vereinigung solcher
des Restbetrags erfolgt. Personen, die aus frischen Trauben, Traubenmost,

teilweise gegorenem Traubenmost oder Jungwein,
die aus der Eigenproduktion stammen oder aufge-
kauft wurden, Wein erzeugt hat, sowie jede natürli-Wird die Beihilfe gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe a)
che oder juristische Person oder jede Vereinigungnicht fällig, so verfallen die Sicherheiten in voller Höhe.
solcher Personen, die den Verpflichtungen von Arti-
kel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 unter-
liegt;Führt die Anwendung der Maßnahmen gemäß Artikel 36

Absatz 1 Buchstabe b) dieser Verordnung zur Festsetzung
eines Beihilfebetrags, der unter dem bereits ausgezahlten Betrag ii) nach den Kapiteln II und III dieses Titels: jede
liegt, so wird der Sicherheitsbetrag um 120 % des zuviel natürliche oder juristische Person oder jede Vereini-
bezahlten Beihilfebetrags gekürzt. Die so gekürzte Sicherheit gung solcher Personen, die aus frischen Trauben,
wird spätestens drei Monate nach dem Tag des Vertragsablaufs Traubenmost oder teilweise gegorenem Trauben-
freigegeben. most, die aus der Eigenproduktion stammen oder

aufgekauft wurden, Wein erzeugt hat.

b) Brenner: jede natürliche oder juristische Person oder jede(3) Im Falle der Anwendung der Bestimmung von Arti-
Vereinigung solcher Personen, diekel 29 Absatz 5 Buchstabe i) nehmen die Mitgliedstaaten die

erforderlichen Anpassungen vor.
i) Wein, Brennwein, Nebenerzeugnisse der Weinberei-

tung oder andere Traubenerzeugnisse destilliert und

ii) von den zuständigen Behörden des MitgliedstaatsArtikel 39
zugelassen ist, auf dessen Gebiet sich die Brennerei-
anlagen befinden;

Bezug zu den Qualitätsweinen
c) Brennweinhersteller: jede natürliche oder juristische Per-

son oder jede Vereinigung solcher Personen, mit Ausnah-
me des Brenners, dieEin Tafelwein, der Gegenstand eines Lagervertrags war, darf

später weder als Qualitätswein b.A. anerkannt noch für die
i) Wein zu Brennwein verarbeitet undHerstellung eines Qualitätsweins b.A., eines Qualitätsschaum-

weins b.A., eines Qualitätslikörweins b.A. oder eines Qua-
litätsperlweins b.A. gemäß den Definitionen in Artikel 54 ii) von den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats

zugelassen ist, auf dessen Gebiet sich ihr BetriebAbsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 verwendet
werden. befindet;
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d) zuständige Interventionsstelle: Hinsichtlich der Anwendung von Artikel 2 dieser Verordnung
führt die Nichteinhaltung der darin genannten Verpflichtungen

i) für die Annahme und Genehmigung der Verträge durch eine oder mehrere angeschlossene Genossenschaftskelle-
oder Erklärungen über die Lieferung zur Herstellung reien, unbeschadet der Folgen für diese Kellereien selbst, dazu,
von Brennwein: die Interventionsstelle, die von dem daß die Vereinigung für die Weinmengen, die für die Rechnung
Mitgliedstaat bezeichnet ist, auf dessen Gebiet sich der Genossenschaftskellereien geliefert wurden, die den Ver-
der Wein zum Zeitpunkt der Vorlage des Vertrags stoß begangen haben, von den Lieferungen zu der betreffenden
oder der Erklärung befindet; Destillation ausgeschlossen wird.

ii) für die Zahlung der Beihilfe an den Brennwein- Die Mitgliedstaaten, die von der Möglichkeit dieses Absatzes
hersteller gemäß Artikel 69: die Interventionsstelle, Gebrauch machen, teilen dies der Kommission mit und
die von dem Mitgliedstaat bezeichnet ist, auf dessen unterrichten sie über die von ihnen zu diesem Zweck getroffe-
Gebiet die Brennweinherstellung erfolgt; nen Maßnahmen. Die Kommission sorgt für die Unterrichtung

der übrigen Mitgliedstaaten.
iii) in allen anderen Fällen: die Interventionsstelle, die

von dem Mitgliedstaat bezeichnet ist, auf dessen
Artikel 42Gebiet die Destillation erfolgt.

Zulassung der Brenner
(2) Im Sinne dieses Titels werden dem Brenner jede natürli-
che oder juristische Person oder jede Vereinigung solcher

(1) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten erteilenPersonen, mit Ausnahme des Brennweinherstellers, gleich-
den in ihrem Gebiet niedergelassenen Brennern, die die ingestellt, die
diesem Titel genannten Destillationsmaßnahmen durchführen
wollen, die Zulassung und stellen ein Verzeichnis der zugelas-a) von den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, auf
senen Brenner auf. Die zuständigen Behörden könnten jedochdessen Gebiet sie niedergelassen ist, anerkannt ist;
davon absehen, in dieses Verzeichnis diejenigen zugelassenen
Brenner aufzunehmen, die nicht in der Lage sind, im Rahmenb) bei einem Erzeuger gemäß Absatz 1 Buchstabe a) Wein
der in Kapitel I dieses Titels genannten Destillationen Erzeug-oder Nebenerzeugnisse der Weinbereitung oder andere
nisse zu gewinnen, deren Alkoholgehalt bei 92 % vol oderTraubenerzeugnisse kauft, um sie auf eigene Rechnung
darüber liegt.durch einen anerkannten Brenner destillieren zu lassen,

und
Die zuständigen Behörden halten das Verzeichnis auf dem
neusten Stand, und die Mitgliedstaaten teilen der Kommissionc) dem Erzeuger für das von ihm gekaufte Erzeugnis zumin-
alle späteren Änderungen mit. Die Kommission sorgt für diedest den für die betreffende Destillation festgesetzten
Veröffentlichung dieses Verzeichnisses und dieser Änderungen.Mindestankaufspreis zahlt.

(2) Die Zulassung eines Brenners kann von der zuständigenDie dem Brenner gleichgestellte Person oder Vereinigung hat
Behörde zeitweilig oder endgültig entzogen werden, wenndie gleichen Rechte und Pflichten wie dieser.
dieser den ihm aus den Gemeinschaftsbestimmungen erwach-
senen Verpflichtungen nicht nachkommt.

(3) Die Mitgliedstaaten können nach von ihnen festzulegen-
den Bestimmungen vorsehen, daß zum Zwecke des Abschlus-

Artikel 43ses von Verträgen sowie der Lieferung von Wein zur Destilla-
tion den Erzeugern auf Antrag die Vereinigungen von Genos-
senschaftskellereien für die Weinmengen gleichgestellt werden, Durch Destillation gewonnener Alkohol
die von den angeschlossenen Genossenschaftskellereien er-
zeugt und angeliefert werden. Anspruchsberechtigt und verant- Durch die in diesem Titel genannten Destillationen dürfen nur
wortlich für die Erfüllung der Auflagen im Sinne der Gemein- folgende Erzeugnisse gewonnen werden:
schaftsregelung bleiben jedoch weiterhin die Kellereien.

a) ein neutraler Alkohol, der der Begriffsbestimmung in
Anhang III dieser Verordnung entspricht, oderWill die Vereinigung im Einvernehmen mit den betreffenden

Genossenschaftskellereien für ein bestimmtes Wirtschaftsjahr b) ein Branntwein oder Trester, der der Begriffsbestimmung
eine der in Artikel 1 Buchstabe a) genannten Destillationen in in Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe d) oder f) der Verordnung
Anspruch nehmen, so unterrichtet sie die Interventionsstelle (EWG) Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur
schriftlich davon. In diesem Fall Festlegung der allgemeinen Regeln für die Begriffsbestim-

mung, Bezeichnung und Aufmachung von Spirituosen (1)
a) können die angeschlossenen Genossenschaftskellereien entspricht, oder

einzeln weder Destillationsverträge abschließen noch
Wein zu der betreffenden Destillation anliefern; c) ein Destillat oder ein Rohalkohol mit einem Alkoholge-

halt von mindestens 52 % vol.
b) werden die von der Vereinigung zur Destillation geliefer-

ten Weinmengen den angeschlossenen Genossenschafts- (1) ABl. L 160 vom 27.6.1989, S. 1. Zuletzt geändert durch die
kellereien angerechnet, für deren Rechnung die Lieferung Verordnung (EG) Nr. 3378/94 (ABl. L 366 vom 31.12.1994,

S. 1).erfolgt.
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Bei Gewinnung des in Unterabsatz 1 Buchstabe c) genannten ausgenommen werden, indem von der Möglichkeit gemäß
Artikel 27 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999Erzeugnisses darf dieses Erzeugnis nur unter amtlicher Kontrol-

le und zu folgenden Zwecken verwendet werden: Gebrauch gemacht wird, wenn sich ihre Weinbereitung oder
eine andere Traubenverarbeitung auf eine mehr als 25 und

i) zur Herstellung eines alkoholischen Getränks, höchstens 40 Hektoliter Wein entsprechende Menge erstreckt
hat.ii) zur Verarbeitung zu einem der unter Buchstabe a) oder b)

genannten Erzeugnisse mit Ausnahme von Branntwein
aus Traubentrester,

Artikel 46
iii) zur Herstellung von Alkohol für industrielle Zwecke.

Merkmale der zur Destillation gelieferten Nebenerzeug-Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
nissedie Einhaltung der in Unterabsatz 2 genannten Verpflichtung

zu gewährleisten.

(1) In Abweichung von Artikel 27 Absatz 4 der Verordnung
Artikel 44 (EG) Nr. 1493/1999 beträgt die Alkoholmenge in den zur

Destillation gelieferten Erzeugnissen für Erzeuger, die Trau-
bentrester zur Herstellung von Önocyanin liefern, mindestensAnalysemethode für neutralen Alkohol
5 % der in dem Wein enthaltenen Volumenteile an Alkohol.
Bei Weißweinen entspricht diese Menge mindestens 7 %.Die gemeinschaftliche Analysemethode für den in Anhang IV

dieser Verordnung definierten neutralen Alkohol ist in Anhang
V dieser Verordnung aufgeführt.

(2) Zur Bestimmung der Volumenanteile an Alkohol, die
in Form der in Artikel 48 dieser Verordnung genannten
Erzeugnisse zur Destillation zu liefern sind, wird der in denKAPITEL I
verschiedenen Weinbauzonen zu berücksichtigende natürliche
pauschale Alkoholgehalt festgesetzt auf:OBLIGATORISCHE DESTILLATION

a) 8,5 % für die Zone B,
Abschnitt I — Destillation der Nebenerzeugnisse der Wein-

bereitung b) 9,0 % für die Zone C I,

c) 9,5 % für die Zone C II,Artikel 45

d) 10,0 % für die Zone C III.Verpflichtung zur Lieferung der Nebenerzeugnisse zur
Destillation

(3) Die Nebenerzeugnisse der Weinbereitung müssen bei
(1) Die Erzeuger, die einer der beiden in Artikel 27 der ihrer Ablieferung zur Destillation mindestens folgende durch-
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten Verpflichtungen schnittliche Merkmale aufweisen, damit die Destillationskosten
zur Destillation unterliegen, kommen dieser Verpflichtung in akzeptablen Grenzen gehalten werden:
nach, indem sie spätestens am 15. Juli des betreffenden
Wirtschaftsjahres folgende Erzeugnisse an einen Brenner lie- a) Traubentrester:
fern:

i) in der Weinbauzone B: 2 Liter reiner Alkohol/a) die Gesamtmenge an Traubentrester und Weintrub an 100 kg,eine zugelassene Brennerei und

ii) in der Weinbauzone C: 2 Liter reiner Alkohol/b) gegebenenfalls den Wein an eine zugelassene Brennerei
100 kg, wenn sie aus Sorten gewonnen wordenoder einen zugelassenen Brennweinherstellungsbetrieb.
sind, die in der Rebsortenklassifizierung für die
betreffende Verwaltungseinheit als andere als Kel-Liefert der Erzeuger an einen Brenner, dem die Zulassung
tertraubensorten eingetragen sind; 2,8 Liter reinerentzogen wurde, so können die gelieferten Mengen verbucht
Alkohol/100 kg, wenn sie aus Sorten gewonnenwerden, jegliche Unterstützung durch die Gemeinschaft ist
worden sind, die in der Klassifizierung für diejedoch ausgeschlossen.
betreffende Verwaltungseinheit lediglich als Kel-
tertraubensorten eingetragen sind;(2) Erzeuger, die keine Weinbereitung oder andere Verarbei-

tung von Trauben in Erzeugergemeinschaftsanlagen durchge-
b) Weintrub:führt haben und die Laufe des betreffenden Weinwirtschafts-

jahres nicht mehr als 25 hl Wein oder Most gewinnen,
i) in der Weinbauzone B: 3 Liter reiner Alkohol/brauchen keine Lieferung vorzunehmen.

100 kg, 45 % Feuchtigkeit,
Im italienischen Teil der Weinbauzonen C sowie in der
Weinbauzone Portugals können Erzeuger, die der Verpflich- ii) in der Weinbauzone C: 4 Liter reiner Alkohol/

100 kg, 45 % Feuchtigkeit.tung gemäß Absatz 1 unterliegen, von dieser Verpflichtung
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(4) Für die Erzeuger, die Wein ihrer Erzeugung an die b) Branntwein aus Traubentrester und Destillat oder
Essigindustrie liefern, wird die in reinem Alkohol ausgedrückte

Rohalkohol aus Traubentrester mit einem AlkoholgehaltAlkoholmenge, die in den für diese Zwecke gelieferten Weinen
von mindestens 52 % vol:0,3985 EURenthalten ist, von der in reinem Alkohol ausgedrückten

Alkoholmenge abgezogen, die in dem Wein enthalten ist, der
c) Branntwein aus Wein: 0,2777 EURin Erfüllung der Verpflichtung gemäß Artikel 27 Absatz 3 der

Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 zur Destillation zu liefern ist.
d) Rohalkohol aus Wein und Weintrub 0,2777 EUR.

Für die Erzeuger, die ihren Wein oder ihre Nebenerzeugnisse
für von den Mitgliedstaaten kontrollierte Versuche liefern, Erbringt der Brenner den Nachweis, daß das Destillat oder der
gelten die Bestimmungen von Artikel 47 über den An- Rohalkohol, das bzw. den er durch die Destillation von
kaufspreis und beträgt die den Brenner zu zahlende Beihilfe Traubentrester erhalten hat, nicht zur Herstellung von Brannt-
0,277 EUR/ % vol/hl. wein aus Traubentrester verwendet wurde, so kann ihm ein

zusätzlicher Betrag in Höhe von 0,3139 EUR/ % vol/hl gezahlt
Im Falle von Versuchen darf der Mitgliedstaat pro Versuch die werden.
Menge von 100 Tonnen Traubentrester und 100 Tonnen
Weintrub nicht überschreiten.

(2) Die in Absatz 1 Buchstabe a) genannten gestaffelten
Beihilfen für Alkohol aus Traubentrester bzw. Alkohol ausArtikel 47
Wein und Weintrub

Ankaufspreis a) können von den Mitgliedstaaten beschlossen werden,
wenn die Anwendung der Pauschalbeihilfe gemäß Ziffer

(1) Der in Artikel 27 Absatz 9 der Verordnung (EG) i) dazu führt oder führen kann, daß in einigen Regionen
Nr. 1493/1999 genannte Ankaufspreis gilt für nicht abgefüllte der Gemeinschaft ein oder mehrere Nebenerzeugnisse der
Ware frei Brennerei. Weinbereitung nicht mehr destilliert werden können;

(2) Der Brenner zahlt dem Erzeuger den in Absatz 1 b) werden zwangsläufig auf die Brenner angewandt, bei
genannten Ankaufspreis für die gelieferte Menge innerhalb von denen im Laufe eines Wirtschaftsjahres ein Grundstoff im
drei Monaten ab dem Tag der Lieferung dieser Menge an die Rahmen der insgesamt durchgeführten Destillation mehr
Brennerei als 60 % ausgemacht hat.

Falls der Erzeuger keinen Einspruch erhebt, kann der Brenner
(3) Für die zur Destillation gelieferten Weinmengen, die umjedoch
mehr als 2 % über die Verpflichtung des Erzeugers gemäß

a) dem Erzeuger spätestens drei Monate nach Lieferung der Artikel 45 Absatz 1 dieser Verordnung hinausgehen, wird
Erzeugnisse einen Vorschuß in Höhe von 80 % des keine Beihilfe gezahlt.
Ankaufspreises zahlen oder

b) den unter Buchstabe a) genannten Vorschuß nach Liefe- Artikel 49
rung der Erzeugnisse und spätestens einen Monat nach
Vorlage der Rechnung zahlen, die für die betreffenden
Erzeugnisse vor dem 31. August auszustellen ist, der auf Befreiung von der Lieferpflicht
das betreffende Wirtschaftsjahr folgt.

(1) Den Verpflichtungen gemäß Artikel 27 der VerordnungDer Restbetrag wird dem Erzeuger vom Brenner spätestens am
(EG) Nr. 1493/1999 sind nicht unterworfen:darauffolgenden 31. Oktober ausgezahlt.

a) die Erzeuger, die die Nebenerzeugnisse der Weinbereitung
Artikel 48 unter Kontrolle und unter den Bedingungen von Arti-

kel 51 Absatz 1 dieser Verordnung beseitigen,
Beihilfe für den Brenner

b) die Erzeuger von aromatischen Qualitätsschaumweinen,
(1) Der Betrag der Beihilfe, die dem Brenner für die im aromatischen Qualitätsschaumweinen bestimmter An-
Rahmen einer Destillation gemäß Artikel 27 der Verordnung baugebiete und aromatischen Qualitätsperlweinen be-
(EWG) Nr. 1493/1999 zu destillierten Erzeugnisse zu zahlen stimmter Anbaugebiete, die diese Weine aus angekauf-
ist, wird je Volumenprozent Alkohol und je Hektoliter des aus tem, zur Eliminierung des Trubs stabilisiertem Trauben-
der Destillation gewonnenem Erzeugnisses folgendermaßen most oder teilweise gegorenem Traubenmost hergestellt
festgesetzt: haben.

a) Neutraler Alkohol:
(2) Die Erzeuger, die keine Weinbereitung oder andere

i) Pauschalbeihilfe 0,6279 EUR Verarbeitung von Trauben in Genossenschaftseinrichtungen
durchgeführt haben und die im Laufe des betreffenden Wein-ii) Beihilfe für Traubentrester 0,8453 EUR
wirtschaftsjahres nicht mehr als 25 Hektoliter Wein oder Most
gewinnen, brauchen ihre Erzeugung nicht abzuliefern.iii) Beihilfe für Wein und Weintrub 0,4106 EUR
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(3) Für den Teil ihrer im Rahmen der Destillationen nach a) Traubentrester:
Artikel 28 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 tatsächlich an

i) 2,1 Liter/100 kg bei weißem Qualitätswein b.A.,die Brennerei gelieferten Weinerzeugung brauchen die Erzeu-
ger für die Destillation nach Artikel 27 Absatz 3 der genannten

ii) 3 Liter/100 kg in anderen Fällen.Verordnung nur die Nebenerzeugnisse der Weinbereitung zu
liefern.

b) Weintrub:

i) 3,5 Liter/100 kg bei weißem Qualitätswein b.A.,Artikel 50

ii) 5 Liter/100 kg in anderen Fällen.
Beseitigung

Abschnitt II — Destillation von Weinen aus Sorten mit(1) Von der Möglichkeit gemäß Artikel 27 Absatz 8 der doppelter KlassifizierungVerordnung (EG) Nr. 1493/1999 dürfen nur Erzeuger Ge-
brauch machen,

Artikel 52
a) die in Erzeugungsgebieten ansässig sind, in denen die

Destillation für sie eine unverhältnismäßig große Be-
Verpflichtung zur Lieferung von Weinlastung bedeutet. Das Verzeichnis dieser Erzeugungsge-

biete wird von den zuständigen Behörden der Mitglied-
staaten aufgestellt. Diese setzen die Kommission davon in Die der Destillationspflicht gemäß Artikel 28 der Verordnung
Kenntnis; (EG) Nr. 1493/1999 unterliegenden Erzeuger kommen ihrer

Verpflichtung nach, indem sie ihren Wein spätestens am
b) die keine Weinbereitung oder andere Verarbeitung von 15. Juli des betreffenden Wirtschaftsjahres an eine zugelassene

Trauben in Genossenschaftseinrichtungen vorgenommen Brennerei liefern.
haben und für die der geringe Umfang oder die besonde-
ren Merkmale der Erzeugung und die Lage der Destilla- In dem in Artikel 73 dieser Verordnung genannten Fall ist der
tionsanlagen zu unverhältnismäßig hohen Destilla- Verpflichtung Genüge geleistet, wenn der Wein bis spätestens
tionskosten führen. 15. Juni des betreffenden Wirtschaftsjahres an einen zugelasse-

nen Brennweinherstellungsbetrieb geliefert wird.

(2) Zur Anwendung von Artikel 27 Ansatz 8 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 sind die Nebenerzeugnisse unver- Artikel 53
züglich, spätestens am Ende des Wirtschaftsjahres, in dem sie
angefallen sind, zu beseitigen. Die Beseitigung wird mit Angabe

Zu liefernde Weinmengeder geschätzten Mengen entweder in der Buchführung nach
Artikel 70 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vermerkt oder
durch die zuständige Behörde bescheinigt. (1) Bei dem in Artikel 28 der Verordnung (EG)

Nr. 1493/1999 genannten Wein ist jeder Erzeuger verpflichtet,
Die Beseitigung des betreffenden Weintrubs gilt als erfolgt, eine Weinmenge in Höhe der von ihm erzeugten Gesamtmenge
wenn der Trub denaturiert wird, um seine Verwendung bei der zu liefern. Diese Menge wird vermindert:
Weinbereitung unmöglich zu machen, und wenn die Lieferung
des so denaturierten Trubs an Dritte in der im vorstehenden a) um die Menge, die der gemäß Absatz 2 dieses Artikels
Unterabsatz genannten Buchführung vermerkt wird. Die Mit- berechneten üblicherweise zu Wein verarbeiteten Menge
gliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die entspricht,
Kontrolle dieser Transaktionen zu gewährleisten.

b) um die Menge, für welche er nachweist, daß sie spätestens
am 15. Juli des betreffenden Wirtschaftsjahres ausgeführtDie Mitgliedstaaten, deren Weinerzeugung 25 000 hl/Jahr
worden ist.übersteigt, kontrollieren stichprobenweise mindestens, ob der

in Artikel 51 genannte durchschnittliche Mindestalkoholgehalt
Darüber hinaus kann der Erzeuger von der zu lieferndeneingehalten und die Nebenerzeugnisse rechtzeitig und vollstän-
Menge eine Menge von höchstens 10 Hektolitern abziehen.dig beseitigt wurden.

(2) Für jede Verwaltungseinheit entspricht die normalerwei-
Artikel 51 se für die Weinbereitung verwendete Gesamtmenge dem

Durchschnitt der in den nachstehenden Wirtschaftsjahren für
die Weinbereitung verwendete Menge bei Wein aus Rebsorten,Merkmale der zu beseitigenden Nebenerzeugnisse die in der Klassifizierung sowohl als Keltertrauben als auch als
für einen anderen Verwendungszweck bestimmte Sorte geführt

Der Mindestalkoholgehalt der Nebenerzeugnisse der Weinbe- werden:
reitung, die gemäß Artikel 27 Absätze 7 und 8 der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 unter Kontrolle beseitigt werden, beträgt: — 1974/75 bis 1979/80 in der Zehnergemeinschaft,
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— 1978/79 bis 1983/84 in Spanien und in Portugal Artikel 55

— 1988/89 bis 1993/94 in Österreich. Ankaufspreis

(1) Der in Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung (EG)Bei Wein aus Rebsorten, die in der Klassifizierung einer
Nr. 1493/1999 genannte Ankaufspreis wird dem ErzeugerVerwaltungseinheit sowohl als Keltertrauben als auch als für
vom Brenner für die gelieferte Menge innerhalb von dreidie Herstellung von Branntwein aus Wein bestimmte Sorten
Monaten ab dem Datum der Ablieferung in der Brennereigeführt werden, wird diese Menge jedoch von der für eine
gezahlt. Dieser Preis gilt für nicht abgefüllte Ware ab Erzeuger-andere Destillation als diejenige zur Herstellung von Brannt-
betrieb.wein aus Wein mit Ursprungsbezeichnung verwendeten Menge

abgezogen.
(2) Für den in Artikel 53 Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten
Wein kann der Ankaufspreis von Frankreich gemäß Artikel 28Für die in Unterabsatz 1 genannten Weine wird die normaler- Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 nach Maßgabeweise für die Weinbereitung verwendete Menge je Hektar des Hektarertrags für die Destillationspflichtigen unterschied-von den betreffenden Mitgliedstaaten festgesetzt, indem für lich festgesetzt werden. Die in diesem Mitgliedstaat geltendendenselben in Unterabsatz 1 genannten Bezugszeitraum die Bestimmungen gewährleisten, daß sich der für alle destilliertenjeweiligen Anteile der Weine festgesetzt werden, die in der Weine tatsächlich gezahlte Durchschnittspreis aufKlassifizierung einer Verwaltungseinheit sowohl als Keltertrau- 1,34 EUR/hl/ % vol beläuft.ben als auch als für einen anderen Verwendungszweck be-

stimmte Sorte geführt werden.
Artikel 56

(3) Für jeden Erzeuger entspricht die erzeugte Gesamtmen- Beihilfe für den Brenner
ge der Summe aus den Mengen des in Artikel 53 Paragraph 1
wie auch in der Erzeugungsmeldung gemäß Artikel 18 der Der Betrag der Beihilfe gemäß Artikel 28 Absatz 5 Buchstabe a)
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten Weins und den in der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 wird je Volumenprozent
den Ein- und Ausgangsbüchern nach Artikel 70 der Verord- Alkohol und je Hektoliter des aus der Destillation gewonnenem
nung (EG) Nr. 1493/1999 ausgewiesenen Mengen, die er Erzeugnisses folgendermaßen festgesetzt:
nach dem Zeitpunkt der Vorlage der Erzeugungsmeldung aus

a) Neutraler Alkohol 0,7728 EURTrauben oder Most aus den in Artikel 28 der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 genannten Traubensorten, die in der

b) Branntwein aus Wein, Rohalkohol und WeindestillatErntemeldung aufgeführt sind, gewonnen hat.
0,6401 EUR

(4) Ab dem Wirtschaftsjahr 1998/99 sind die Mitgliedstaa- Artikel 57
ten abweichend von Paragraph 3 bei Wein aus Rebsorten, die
in der Klassifizierung einer Verwaltungseinheit sowohl als Merkmale des durch bestimmte Destillationen gewonne-
Keltertrauben als auch als für die Herstellung von Branntwein nen Alkohols
aus Wein bestimmte Sorten geführt werden, ermächtigt, für
den Erzeuger, der ab dem Wirtschaftsjahr 1997/98 für einen Aus der direkten Destillation von Wein, der aus Sorten
Teil der Rebfläche seines Betriebs die Prämie für die endgültige gewonnen wurde, die in der Klassifizierung für eine Verwal-
Aufgabe des Weinbaus gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) tungseinheit sowohl als Keltertraubensorten als auch als für
Nr. 1493/1999 erhalten hat, während der fünf auf die Rodung die Herstellung von Branntwein aus Wein bestimmte Sorten
folgenden Wirtschaftsjahre die normalerweise für die Weinbe- geführt werden, darf nur ein Erzeugnis mit einem Alkoholge-
reitung verwendete Menge in der Höhe beizubehalten, die sie halt von mindestens 92 % vol gewonnen werden.
vor der Rodung erreicht hatte.

Abschnitt III — Gemeinsame Bestimmungen für die Ab-
Artikel 54 schnitte I und II dieses Kapitels

Artikel 58Ausnahmen von der Lieferpflicht

Teillieferungen
In Anwendung der Möglichkeit von Artikel 28 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 kann der dort genannte Die einer der Destillationsverpflichtungen gemäß den Arti-
Wein: keln 45 und 52 dieser Verordnung unterliegenden Erzeuger,

die vor dem 15. Juli des laufenden Wirtschaftsjahres mindes-
a) zwecks Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten zu einer tens 90 % der ihrer Verpflichtung entsprechenden Menge

Zollstelle befördert werden und danach das Zollgebiet geliefert haben, können diese Verpflichtung dadurch erfüllen,
der Gemeinschaft verlassen, oder daß sie die Restmenge vor einem von der zuständigen staatli-

chen Behörde festzusetzenden Zeitpunkt liefern, der nicht
nach dem 31. August des folgenden Wirtschaftsjahres liegenb) zwecks Verarbeitung zu Brennwein zu den Anlagen eines

zugelassenen Brennweinherstellers befördert werden. darf.



31.7.2000 DE L 194/71Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

In diesem Fall — Nummer des Dokuments gemäß Artikel 70
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999,
wenn dieses Dokument für die Beförderung dera) werden der Ankaufspreis der in Unterabsatz 1 genannten
Erzeugnisse bis zu den Anlagen der BrennereiRestmengen sowie der Preis des daraus gewonnenen und
erforderlich ist, andernfalls den Hinweis auf dasder Interventionsstelle gelieferten Alkohols um einen
gemäß den einzelstaatlichen BestimmungenBetrag verringert, der der Beihilfe entspricht, die für die
verwendete Dokument;betreffende Destillation für neutralen Alkohol gemäß

Artikel 48 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer i) und Artikel 56
Buchstabe a) dieser Verordnung festgesetzt wurde, ii) bei Traubentrester eine Namensliste der Erzeuger,

die ihm Trester geliefert haben, sowie Angaben über
b) wird keine Beihilfe für Destillationserzeugnisse gezahlt, die Alkoholmengen, die in dem für die Destillation

die nicht an die Interventionsstelle geliefert werden, nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1493/
1999 gelieferten Trester enthalten sind;

c) gilt die Verpflichtung als innerhalb der Frist gemäß Absatz
1 erfüllt, b) eine Erklärung, die von der vom Mitgliedstaat bezeichne-

ten zuständigen Stelle mit einem Sichtvermerk versehen
d) werden die Destillationsfristen, die Fristen für den Nach- ist und mindestens folgende Angaben enthält:

weis der Zahlung des Preises gemäß Buchstabe a) und die
Fristen für die Lieferung des Alkohols an die Interven- i) die aus der Destillation gewonnenen Erzeugnismen-tionsstelle von der zuständigen Behörde der Verlängerung gen, aufgeteilt nach den Gruppen von Erzeugnissender Lieferfrist angepaßt. gemäß Artikel 44 dieser Verordnung,

ii) die Zeitpunkte der Gewinnung dieser Erzeugnisse.Artikel 59

c) den Nachweis dafür, daß dem Erzeuger innerhalb der
Nachweis der Lieferung vorgesehenen Frist der für die betreffende Destillation

vorgesehene Mindestankaufspreis gezahlt wurde.
Der Brenner stellt dem Erzeuger vor dem 31. August des
folgenden Wirtschaftsjahres als Nachweis der Lieferung eine Die Mitgliedstaaten können jedoch nach vorheriger Zustim-
Bescheinigung aus, in der mindestens die Art, die Menge und mung der Kommission vereinfachte Verfahren für die Vorlage
der vorhandene Alkoholgehalt des gelieferten Erzeugnisses des Nachweises der Zahlung des Mindestankaufspreises für die
sowie die Lieferdaten angegeben sind. Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung vor-

sehen.
Liefert jedoch ein Erzeuger die Erzeugnisse, die er destillieren
lassen muß, an eine Brennerei in einem anderen Mitgliedstaat
als demjenigen, in dem diese Erzeugnisse gewonnen wurden, (2) Wird die Destillation vom Erzeuger selbst durchgeführt,

so werden die Unterlagen nach Absatz 1 durch eine Erklärungso läßt der Brenner von der Interventionsstelle des Mitglied-
staats, in dem die Destillation stattfindet, in dem in Artikel 70 ersetzt, die von der zuständigen Stelle des Mitgliedstaats mit

einem Sichtvermerk versehen wird und mindestens folgendeder Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vorgesehenen Dokument
bescheinigen, daß diese Erzeugnisse von der Brennerei über- Angaben enthält:
nommen worden sind. Eine Abschrift dieses mit dem entspre-
chenden Vermerk versehenen Dokuments wird innerhalb a) Art, Menge, Farbe und Alkoholgehalt des zu destillieren-
eines Monats ab dem Tag des Erhalts der zu destillierenden den Erzeugnisses,
Erzeugnisse vom Brenner an den Erzeuger übersandt.

b) die Mengen der aus der Destillation gewonnenen Erzeug-
nisse, aufgeteilt nach den Gruppen von Erzeugnissen

Artikel 60 gemäß Artikel 43 dieser Verordnung,

c) die Zeitpunkte der Gewinnung dieser Erzeugnisse.Der Interventionsstelle vom Brenner vorzulegende Nach-
weise

(3) Anstelle eines Nachweises der Zahlung des Mindestprei-
(1) Um in den Genuß der Beihilfe zu gelangen, reicht der ses kann der Nachweis der Stellung einer Sicherheit zugunsten
Brenner spätestens am 30. November, der auf das betreffende der Interventionsstelle erbracht werden. Diese Sicherheit
Wirtschaftsjahr folgt, bei der Interventionsstelle einen Antrag beträgt 120 % der beantragten Beihilfe.
ein, dem er für die Mengen, für die die Beihilfe beantragt wird,
folgendes beifügt:

In diesem Fall ist der Nachweis dafür, daß der Brenner den in
Artikel 27 Absatz 9 oder Artikel 28 Absatz 3 der Verordnunga) i) bei Wein und Weintrub eine Aufstellung der Liefe-
(EG) Nr. 1493/1999 genannten Ankaufspreis vollständig be-rungen der einzelnen Erzeuger mit mindestens fol-
zahlt hat, der Interventionsstelle spätestens am letzten Taggenden Angaben:
des Monats Februar vorzulegen, der auf das betreffende
Wirtschaftsjahr folgt.— Art, Menge, Farbe und Alkoholgehalt,
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(4) In dem in Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 2 dieser (2) Der von der Interventionsstelle für den gelieferten
Rohalkohol an den Brenner zu zahlende Preis wird folgender-Verordnung genannten Fall wird der Nachweis für die Zahlung

des Ankaufspreises durch den Nachweis für die Zahlung des maßen in % vol/hl festgesetzt:
Vorschusses ersetzt.

a) Destillation gemäß Artikel 27 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999:(5) Die Interventionsstelle zahlt dem Brenner oder — in

den Fällen des Absatzes 2 — dem Erzeuger die Beihilfe i) Pauschalpreis: 1,654 EURinnerhalb von drei Monaten ab dem Datum der Einreichung
des Antrags, dem die erforderlichen Unterlagen beigefügt ii) Alkohol aus Traubentrester: 1,872 EUR
wurden.

iii) Alkohol aus Wein und Weintrub: 1,437 EUR
(6) Stellt sich heraus, daß der Brenner dem Erzeuger nicht

b) Destillation gemäß Artikel 28 der Verordnung (EG)den Ankaufspreis gezahlt hat, so zahlt die Interventionsstelle
Nr. 1493/1999:dem Erzeuger vor dem 1. Juni des Jahres nach dem betreffenden

Wirtschaftsjahr einen der Beihilfe entsprechenden Betrag,
— Preis: 1,799 EURgegebenenfalls über die Interventionsstelle des Erzeuger-

mitgliedstaats.
Wird der Alkohol in den Räumlichkeiten gelagert, in denen er
gewonnen wurde, so werden die vorgenannten Preise umArtikel 61 0,5 EUR/hl Alkohol gekürzt.

Termine der Destillationsmaßnahmen
(3) Die in Absatz 2 Buchstabe a) genannten gestaffelten
Preise für Alkohol aus Traubentrester und Alkohol aus Wein

(1) Zur Erfüllung der Verpflichtung gemäß Artikel 27 der oder Weintrub
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 gelieferter Wein darf erst ab
1. Januar des betreffenden Wirtschaftsjahres destilliert werden. a) können von den Mitgliedstaaten beschlossen werden,

wenn die Anwendung der des Pauschalpreises dazu
(2) Die Brennereien übermitteln der Interventionsstelle führt oder führen kann, daß in einigen Regionen der
spätestens am 10. jedes Monats für den Vormonat eine Gemeinschaft ein oder mehrere Nebenerzeugnisse der
Aufstellung über die destillierten Weinmengen und die bei Weinbereitung nicht mehr destilliert werden können;
der Destillation gewonnenen Erzeugnismengen, wobei die

b) werden zwangsläufig auf die Brenner angewandt, beiErzeugnisgruppen gemäß Artikel 43 dieser Verordnung geson-
denen im Laufe eines Wirtschaftsjahres ein Grundstoff imdert aufzuführen sind.
Rahmen der insgesamt durchgeführten Destillation mehr
als 60 % ausgemacht hat.(3) Die Destillationsmaßnahmen dürfen erst nach dem

31. Juli des betreffenden Wirtschaftsjahres durchgeführt wer-
den. (4) Hat der Brenner die Beihilfe gemäß den Artikeln 48 und

56 dieser Verordnung in Anspruch genommen, so werden die
in Absatz 2 aufgeführten Preise um einen Betrag verringert,Artikel 62
der dem Betrag dieser Beihilfe entspricht.

Lieferung des Alkohols an die Interventionsstelle
(5) Die Interventionsstelle zahlt dem Brenner den Preis
spätestens drei Monate nach der Lieferung des Alkohols, sofern(1) Unbeschadet der Anwendung von Artikel 27 Absatz 12 die Unterlagen und Nachweise gemäß Artikel 60 erbrachtund Artikel 28 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 wurden.kann der Brenner der Interventionsstelle bis spätestens 30.

November nach dem betreffenden Wirtschaftsjahr das Er-
zeugnis liefern, das einen Alkoholgehalt von mindestens 92 %

KAPITEL IIvol aufweist.

Die Maßnahmen, die zur Gewinnung des in Unterabsatz 1 FREIWILLIGE DESTILLATIONEN
genannten Erzeugnisses erforderlich sind, können entweder in
den Anlagen des Brenners, der das genannte Erzeugnis an die

Artikel 63Interventionsstelle liefert, oder in den Anlagen eines die
Destillation in Lohnarbeit vornehmenden Brenners durchge-
führt werden. Eröffnung der Destillation gemäß Artikel 29 der Verord-

nung (EG) Nr. 1493/1999Außer bei Anwendung von Absatz 2 Unterabsatz 2 dieses
Artikels darf der Brenner, der an die Interventionsstelle liefert,
den gelieferten Alkohol physisch nicht in seinen eigenen (1) In jedem Wirtschaftsjahr ist die Destillation von Tafel-

wein und zur Gewinnung von Tafelwein geeignetem WeinRäumlichkeiten aufbewahren. Dieser Alkohol muß vielmehr
in Räumlichkeiten aufbewahrt werden, die von der Interven- gemäß Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ab

1. September eröffnet.tionsstelle verwaltet werden.
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(2) Die Menge Tafelwein und zur Gewinnung von Tafelwein (9) Die in jedem Vertrag vereinbarten Mengen müssen
spätestens am 30. Juni des Wirtschaftsjahres an die Brennereigeeignetem Wein, die jeder Erzeuger destillieren lassen kann,

ist auf 40 % der höchsten Erzeugung dieser Weine begrenzt, geliefert werden.
die in den letzten drei Wirtschaftsjahren gemeldet wurde,
einschließlich des laufenden Wirtschaftsjahres, wenn bereits

Artikel 64eine Meldung darüber vorliegt. Im Falle der Anwendung des
vorgenannten Prozentsatzes ist die erzeugte Menge Tafelwein
die in der Spalte „Tafelwein“ der Erzeugungsmeldung gemäß

BeihilfebetragArtikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
aufgeführte Weinmenge.

(1) Die Beihilfe, die dem Brenner oder in den Fällen gemäß
Artikel 70 Absatz 3 dieser Verordnung dem Erzeuger für den

(3) Jeder Erzeuger, der Tafelwein und zur Gewinnung von im Rahmen der in diesem Kapitel behandelten Destillation
Tafelwein geeigneten Wein erzeugt hat, kann einen Vertrag gebrannten Wein zu zahlen ist, wird je Volumenprozent
oder eine Erklärung gemäß Artikel 65 dieser Verordnung Alkohol und je Hektoliter des aus der Destillation gewonnenem
unterzeichnen. Dem Vertrag muß der Nachweis für die Lei- Erzeugnisses folgendermaßen festgesetzt:
stung einer Sicherheit in Höhe von 5 EUR/hl beiliegen. Diese
Verträge sind nicht übertragbar. a) primäre Beihilfe gemäß Artikel 29 Absatz 4 der Verord-

nung (EG) Nr. 1493/1999:

(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission am 5. und — 1,751 EUR/ % vol/hl für Rohalkohol und Brannt-20. jedes Monats oder am ersten darauffolgenden Arbeitstag wein aus Wein,die Gesamtmenge der Verträge mit, die für diese Destillation
während der Zeit vom 16. bis 31. des Vormonats bzw. von — 1,884 EUR/ % vol/hl für neutralen Alkohol;
1. bis 15. des laufenden Monats abgeschlossen wurden.

b) sekundäre Beihilfe gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999: 0,0336 EUR/Tag/hl.(5) Die Mitgliedstaaten können die betreffenden Verträge

nach einer Frist von zehn Arbeitstagen nach der in Absatz 4
genannten Mitteilung an die Kommission genehmigen, sofern (2) Der Brenner, der beabsichtigt, die sekundäre Beihilfe in
die Kommission inzwischen keine besonderen Maßnahmen Anspruch zu nehmen, teilt der Interventionsstelle die Menge
getroffen hat. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und die Merkmale des Erzeugnisses mit, das er zu lagern
die Gesamtmenge der so genehmigten Verträge spätestens gedenkt, sowie das voraussichtliche Datum des Beginns der
zusammen mit der nächsten in Absatz 4 genannten Mitteilung Lagerung. Diese Mitteilung muß spätestens 30 Tage vor dem
mit. Datum des Beginns der Lagerung erfolgen.

Das voraussichtliche Datum des Beginns der Lagerung gilt als(6) Überschreiten die Mengen, für die Verträge abgeschlos-
das tatsächliche Datum, es sei denn, die Interventionsstellesen und die der Kommission an dem gemäß Absatz 4 festge-
erhebt innerhalb der vorgenannten Frist von 30 Tagen Ein-setzten Tag mitgeteilt wurden, die mit den verfügbaren Haus-
spruch.haltsmitteln vereinbaren Mengen oder gehen sie weit über die

Aufnahmefähigkeit des Trinkalkoholsektors hinaus oder droht
eine dieser beiden Gefahren, so setzt die Kommission einen (3) Die unter Buchstabe b) des Absatzes 1 genannte se-
einheitlichen Annahmeprozentsatz für die in den betreffenden kundäre Beihilfe kann nur
Verträgen vereinbarten Mengen fest und/oder setzt die Mittei-
lung neuer Verträge aus. In diesem Fall wird die in Absatz 3 — für eine Alkoholmenge von nicht weniger als 100 hl in
genannte Sicherheit für die vereinbarten, aber nicht akzeptier- Behältnissen mit einem Fassungsvermögen von nicht
ten Mengen freigegeben. weniger als 100 hl

— während eines Höchstzeitraums von zwölf Monaten abDie Kommission kann außerdem im Falle einer anormalen
dem 1. Dezember,Entwicklung der Vertragsabschlüsse oder einer ernsthaften

Gefahr von Verzerrungen bei der Kontinuität der herkömmli-
— während eines Mindestzeitraums von sechs Monatenchen Versorgung mit Destillationserzeugnissen einen Annah-

gewährt werden.meprozentsatz für die abgeschlossenen Verträge festsetzen
oder die Mitteilung neuer Verträge aussetzen.

Die Brenner können die Lagerung des Alkohols ab 1. Juni
beenden, sofern die Kommission dies infolge der Lage dieses

(7) Abgeschlossene Verträge, die der Kommission nicht Sektors zuläßt.
gemäß den Bestimmungen von Absatz 4 mitgeteilt worden
sind, können nicht genehmigt werden.

(4) Bei der primären Beihilfe zahlt die Interventionsstelle
dem Brenner oder, in den Fällen gemäß Artikel 65 Absatz 2,
dem Erzeuger die nach Absatz 1 dieses Artikels berechnete(8) Die Sicherheit gemäß Absatz 3 wird nach Maßgabe

der gelieferten Mengen freigegeben, wenn der Erzeuger den Beihilfe innerhalb von drei Monaten ab dem Tag der Vorlage
der Nachweise gemäß Artikel 65 Absatz 10 dieser Verordnung.Nachweis für die Lieferung an die Brennerei erbringt.
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Die Interventionsstelle zahlt die sekundäre Beihilfe innerhalb Der Erzeuger darf den Wein nur zur Destillation liefern, wenn
der Vertrag von der zuständigen Interventionsstelle genehmigtvon drei Monaten nach Ende der Lagerzeit.
worden ist. Die zuständige Behörde kann die von jedem
Erzeuger abgeschlossene Anzahl Verträge begrenzen.

(5) Alkohol, für den die Beihilfen nach diesem Artikel ge-
zahlt werden, kann später nicht von den staatlichen Behörden Erfolgt die Destillation in einem anderen Mitgliedstaat alsgekauft werden. Möchte der Brenner trotzdem seinen Alkohol demjenigen, in dem der Vertrag genehmigt wurde, so übermit-
an die staatlichen Behörden verkaufen, so muß er zuvor die telt die Interventionsstelle, die den Vertrag genehmigt hat, eine
betreffenden Beihilfen zurückzahlen. Kopie an die Interventionsstelle des ersten Mitgliedstaats.

(6) Abweichend von Absatz 5 gilt jedoch folgendes: Wen- (3) Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Erzeuger, die
den die staatlichen Behörden ein Alkoholverkaufsprogramm
an, das die traditionellen Verwendungen nicht behindert, wie a) selbst über Brennereianlagen verfügen und beabsichtigen,
zum Beispiel ein umweltgerechtes Programm zum Alkoholver- die in diesem Kapitel genannte Destillation durchzufüh-
kauf im Kraftstoffsektor, so gilt Absatz 5 nicht für die im ren,
Rahmen eines solchen Programms verkauften Mengen.

b) die Absicht haben, diese Destillation in den Anlagen einer
zugelassenen Brennerei, die Lohnarbeiten durchführt,
vornehmen zu lassen,

KAPITEL III
legen der zuständigen Interventionsstelle vor einem noch
festzusetzenden Zeitpunkt eine Erklärung über die LieferungGEMEINSAME VORSCHRIFTEN FÜR DIE KAPITEL I UND II
zur Destillation (nachstehend „Erklärung“ genannt) zur Geneh-
migung vor.

Abschnitt I — Allgemeines Die Erzeuger, für die die Verpflichtungen gemäß den Artikeln
27 und 28 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 gelten,
legen der zuständigen Interventionsstelle ferner den Nachweis

Artikel 65 darüber vor, daß sie diesen Verpflichtungen während des in
Artikel 2 Absatz 2 dieser Verordnung festgesetzten Bezugs-
zeitraums nachgekommen sind.Liefervertrag

(4) Für die Zwecke von Absatz 3 wird der Vertrag wie folgt
(1) Jeder Erzeuger, der Wein seiner eigenen Erzeugung ersetzt:
zu der in den Artikeln 29 und 30 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 genannten Destillation zu liefern beabsichtigt, a) in dem in Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a) genannten
schließt mit einem oder mehreren Brennern einen oder Fall durch die Erklärung,
mehrere Lieferverträge (nachstehend „Vertrag“ genannt) ab.

b) in dem in Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe b) genanntenDieser Vertrag wird der zuständigen Interventionsstelle vor
Fall durch die Erklärung, der ein zwischen dem Erzeugerzu einem noch festzusetzenden Zeitpunkt nach von den
und dem Brenner geschlossener Liefervertrag über dieMitgliedstaaten festgelegten Modalitäten zur Genehmigung
Destillation in Lohnarbeit beigefügt wird.vorgelegt.

(5) Die Merkmale des zur Destillation bestimmten WeinsGleichzeitig mit dem Vertrag wird der Interventionsstelle der
dürfen nicht von den im Vertrag oder der Erklärung gemäßNachweis dafür vorgelegt, daß der Erzeuger die zur Lieferung
diesem Artikel genannten Merkmalen abweichen.bestimmte Menge Wein tatsächlich erzeugt und im Besitz hat.

Dieser Nachweis braucht in den Mitgliedstaaten, in denen die
Verwaltung darüber schon in anderem Rahmen verfügt, nicht In folgenden Fällen wird keine Beihilfe gewährt:
erbracht zu werden.

a) wenn die tatsächlich zur Destillation gelieferte Weinmen-
ge 95 % der im Vertrag oder der Erklärung aufgeführtenDie Erzeuger, für die die Verpflichtungen gemäß den Artikeln
Menge unterschreitet;27 und 28 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 gelten, legen

den Brennern ferner den Nachweis dafür vor, daß sie diesen b) für die Weinmenge, die 105 % der im Vertrag oder der
Verpflichtungen während des in Artikel 2 Absatz 2 dieser Erklärung aufgeführten Menge überschreitet;
Verordnung festgesetzten Zeitraums nachgekommen sind.

c) für die Weinmenge, die die bei der betreffenden Destilla-
tion einzuhaltende Höchstmenge überschreitet.(2) In dem Vertrag ist für den betreffenden Wein mindestens

folgendes anzugeben:
(6) Der Brenner zahlt dem Erzeuger für den ihm gelieferten

a) die Menge; diese Menge darf nicht kleiner sein als Wein die gemäß Artikel 29 oder 30 der Verordnung (EG)
10 Hektoliter, Nr. 1493/1999 festgesetzten Preise je Volumenprozent Alko-

hol und je Hektoliter. Dieser Preis gilt für nicht abgefüllte Ware
ab Betrieb des Erzeugers.b) die verschiedenen Merkmale, insbesondere die Farbe.
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(7) Der Brenner zahlt dem Erzeuger den in Absatz 6 Artikel 66
genannten Mindestankaufspreis innerhalb von drei Monaten
nach der Lieferung, sofern der Erzeuger der zuständigen

VorschußBehörde innerhalb von zwei Monaten nach Lieferung des
Weins den Nachweis gemäß Absatz 1 Unterabsatz 3 dieses
Artikels erbracht hat. Wird dieser Nachweis erst nach Ablauf (1) Der Brenner oder, in dem in Artikel 65 Absatz 3 dieser
der Frist von zwei Monaten erbracht, so zahlt der Brenner Verordnung genannten Fall, der Erzeuger, kann beantragen,
innerhalb von einem Monat. daß ihm ein der Beihilfe für die betreffende Destillation

entsprechender Vorschuß gezahlt wird, sofern er bei der
Interventionsstelle eine Sicherheit geleistet hat. Diese Sicherheit

(8) Der Brenner teilt der Interventionsstelle innerhalb der beträgt 120 % des genannten Betrags.
vorgeschriebenen Fristen folgendes mit und übermittelt ihr
folgende Unterlagen:

Der in Absatz 1 genannte Betrag wird je Volumenprozent
Alkohol, wie es für den Wein im Vertrag oder der Liefererklä-a) Für jeden Erzeuger, der ihm Wein geliefert hat, und für rung angegeben ist, und je Hektoliter dieses Weins oder jejede Lieferung die Menge, die Farbe und den vorhandenen Hektoliter reinen Alkohols im Rahmen der in Artikel 64Alkoholgehalt des Weins sowie die Nummer des Begleit- Absatz 1 Buchstabe b) dieser Verordnung genannten sekundä-dokuments gemäß Artikel 70 der Verordnung (EG) ren Beihilfe berechnet. Der Vorschuß wird von der Interven-Nr. 1493/1999 für die Beförderung des Weins in die tionsstelle innerhalb der drei Monate gezahlt, die auf dieAnlagen des Brenners; Vorlage des Nachweises für die Sicherheit folgen, sofern der
Vertrag genehmigt wird.

b) den Nachweis dafür, daß innerhalb der vorgeschriebenen
Fristen die gesamte im Vertrag oder in der Erklärung

(2) Die Sicherheit wird von der Interventionsstelle nachaufgeführten Weinmenge destilliert worden ist,
fristgerechter Vorlage der in Artikel 65 Absatz 8 genannten
Nachweise freigegeben.c) den Nachweis dafür, daß er dem Erzeuger innerhalb der

vorgeschrieben Fristen den in Absatz 7 dieses Artikels
genannten Ankaufspreis gezahlt hat.

Artikel 67

In dem in Absatz 9 dargestellten Fall wird der Interventionsstel-
Beteiligung des EAGFL an den Kosten für die Destilla-le nur der unter Buchstabe b) genannte Nachweis vorgelegt.

tionsmaßnahmen

Die Brennereien übermitteln der Interventionsstelle spätestens
(1) Der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds füram 10. jedes Monats für den Vormonat eine Aufstellung über
die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, beteiligt sich an dendie destillierten Weinmengen und die bei der Destillation
Ausgaben der Interventionsstellen für die Übernahme desgewonnenen Erzeugnismengen, wobei die Erzeugnisklassen
Alkohols.gemäß Artikel 43 dieser Verordnung gesondert aufzuführen

sind.
Der Betrag dieser Beteiligung entspricht der gemäß den
Artikeln 48, 56 und 68 Buchstabe a) dieser Verordnung sowie

(9) Erfolgt die Destillation durch den Erzeuger selbst in Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 festgesetzten
seiner Funktion als Brenner oder durch einen Brenner, der für Beihilfe.
die Rechnung des Erzeugers handelt, so macht auch der
Erzeuger gegenüber der zuständigen Interventionsstelle die in

(2) Die Artikel 4 und 6 der Verordnung (EG)Absatz 8 aufgeführten Angaben.
Nr. 1258/1999 (1) gelten für diese Beteiligung.

(10) Die Mitgliedstaaten überprüfen die Weine, die in den
Verträgen aufgeführt sind, anhand repräsentativer Stichproben

Abschnitt II — Brennweinzumindest der folgenden Elemente:

a) tatsächliche Erzeugung und tatsächlicher Besitz der zur Artikel 68
Lieferung bestimmten Menge Wein durch den Erzeuger,

Verarbeitung zu Brennweinb) Zugehörigkeit des Weins gemäß der Angabe im Vertrag
zu der Kategorie, für die die Destillation eröffnet wurde.

(1) Der zu einer der Destillationen gemäß dieser Verord-
nung bestimmte Wein kann zu Brennwein verarbeitet werden.Die Kontrolle wird zu einem beliebigen Zeitpunkt zwischen

der Vorlage des Vertrages und der Ankunft in die Brennerei In diesem Fall darf aus der Destillation des Brennweins nur ein
Branntwein gewonnen werden.vorgenommen. Die Mitgliedstaaten. die über ein wirksameres

Kontrollsystem für die Überprüfung der Einhaltung von Unter-
absatz 1 Buchstabe a) verfügen, können die Kontrolle auf die
Ankunft in der Brennerei beschränken. (1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 103.
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(2) Die Herstellung des Brennweins erfolgt unter amtlicher b) in den übrigen Fällen ab Erzeugerbetrieb.
Kontrolle.

Vorbehaltlich der erforderlichen Anpassungen ist der Brenn-
weinhersteller den Verpflichtungen unterworfen, die nachZu diesem Zweck:
diesem Titel für den Brenner gelten.

a) müssen das oder die Dokumente und das oder die Bücher
nach Artikel 70 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 die Der Betrag der dem Brennweinhersteller zu zahlenden Beihilfe
Erhöhung des vorhandenen Alkoholgehalts in Volu- wird je Volumenprozent vorhandener Alkohol und je Hektoli-
menprozent unter Angabe des entsprechenden Gehalts ter Wein wie folgt festgesetzt:
vor und nach Hinzufügung des Destillats zum Wein
enthalten, — für die Destillation gemäß Artikel 27 der Verordnung

(EG) Nr. 1493/1999: 0,2657 EUR,
b) wird unter Aufsicht einer amtlichen Stelle vor der Verar-

beitung zu Brennwein eine Probe des Weins zur Bestim- — für die Destillation gemäß Artikel 28 der Verordnung
mung des vorhandenen Alkoholgehalts in einem amtli- (EG) 1493/1999: 0,6158 EUR,
chen oder einem unter amtlicher Aufsicht arbeitenden

— für die Destillation gemäß Artikel 29 der VerordnungLaboratorium entnommen,
(EG) Nr. 1493/1999: 0,1715 EUR.

c) werden zwei Analysebulletins über die unter Buchstabe
b) genannte Analyse dem Brennweinhersteller übermit- Die Beihilfe wird dem Brennweinhersteller von der zuständigen
telt, der eines davon der Interventionsstelle des Mitglied- Interventionsstelle unter der Bedingung gezahlt, daß er eine
staats übersendet, in dem der Brennwein hergestellt Sicherheit in Höhe von 120 % der zu erhaltenden Beihilfe
worden ist. leistet. Diese Sicherheit ist jedoch nicht erforderlich, wenn die

Bedingungen für die Zahlung der Beihilfe bereits erfüllt werden.
(3) Die Herstellung des Brennweins erfolgt während des

Nimmt der Hersteller die Brennweinherstellung im RahmenZeitraums, der für die betreffende Destillation festgesetzt
von unter verschiedene Bestimmungen der Verordnung (EG)worden ist.
Nr. 1493/1999 fallenden Destillationen vor, so steht es ihm
frei, nur eine Sicherheit zu leisten. In diesem Fall entspricht

(4) Die Mitgliedstaaten können hinsichtlich der Orte, an die Sicherheit 120 % aller dem Brennweinhersteller für die
denen Brennwein hergestellt werden darf, Beschränkungen genannten Destillationen zu zahlenden Beihilfen.
vorsehen, soweit dies erforderlich ist, um die bestmögliche
Kontrolle sicherzustellen. Die Sicherheit wird von der Interventionsstelle freigegeben,

nachdem innerhalb der vorgesehenen Frist folgende Nachweis
erbracht wurden:Artikel 69

a) der Nachweis für die Destillation der im Vertrag oder
der Erklärung angegebenen Gesamtmenge BrennweinHerstellung von Brennwein
innerhalb der vorgesehenen Fristen,

(1) Wird von der in Artikel 68 Absatz 1 vorgesehenen b) der Nachweis für die Zahlung des Mindestankaufspreises
Möglichkeit Gebrauch gemacht und wird der Brennwein nicht gemäß den Artikeln 27, 28 29 und 30 der Verordnung
vom Brenner oder für seine Rechnung hergestellt, so schließt (EG) Nr. 1493/1999 innerhalb der vorgesehenen Fristen.
der Erzeuger einen Liefervertrag mit einem zugelassenen
Brennweinerzeuger und legt ihn der zuständigen Interven- Im Falle von Absatz 1 Unterabsatz 2 erbringt der Erzeuger dertionsstelle zur Genehmigung vor. Interventionsstelle lediglich den unter dem ersten Gedanken-

strich vorgesehenen Nachweis.
Ist der Erzeuger jedoch als Hersteller von Brennwein zugelassen
und beabsichtigt er, die Brennweinherstellung selbst vorzuneh-
men, so wird der in Unterabsatz 1 genannte Vertrag durch Artikel 70
eine Erklärung über die Lieferung ersetzt.

Destillation in einem anderen Mitgliedstaat
(2) Für die in Absatz 1 genannten Verträge und Erklärungen
gelten die von den Mitgliedstaaten erlassenen Bestimmungen. (1) Erfolgt die Destillation von Brennwein in einem anderen

Mitgliedstaat als demjenigen, in dem der Vertrag oder die
Erklärung genehmigt worden ist, so kann abweichend von(3) Der Brennweinhersteller zahlt dem Erzeuger für den
Artikel 69 Absatz 4 dieser Verordnung die Beihilfe für diegelieferten Wein mindestens den für die Destillationen der
verschiedenen Destillationen an den Brenner gezahlt werden,Artikel 27, 28, 29 bzw. 30 der Verordnung (EG)
sofern dieser innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der zurNr. 1493/1999 festgesetzten Mindestankaufspreis für Wein,
Durchführung der betreffenden Destillationen vorgesehenenwobei dieser Preis für nicht abgefüllte Ware gilt:
Frist einen Antrag bei der Interventionsstelle des Mitgliedstaats
stellt, auf dessen Gebiete diese Destillation vorgenommena) im Falle der Destillation nach Artikel 27 Absatz 9 der

Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 ab Erzeugerbetrieb. wurde.
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(2) Dem Antrag nach Absatz 1 sind beizufügen: Die Beihilfe wird spätestens drei Monate nach Vorlage des im
vorherigen Abschnitt erwähnten Nachweises über die Leistung

a) ein Dokument, in dem der Brennweinhersteller den einer Sicherheit und auf jeden Fall erst nach der Genehmigung
Beihilfeanspruch an den Brenner abtritt, mit Angabe der des Vertrags oder der Erklärung gezahlt.
betreffenden Brennweinmengen und des Betrags der
betreffenden Beihilfe; das Dokument muß einen Sichtver-
merk der zuständigen Behörden des Mitgliedstaats tragen, (5) Vorbehaltlich Artikel 69 Absatz 4 dieser Verordnung
auf dessen Gebiet die Brennweinherstellung erfolgt ist; wird die Sicherheit nur freigegeben, wenn die in Artikel 69

Absatz 4 dieser Verordnung genannten Unterlagen innerhalb
b) eine Abschrift des Vertrages oder der Erklärung gemäß von 12 Monaten nach Einreichung des Antrags bei der

Artikel 69 Absatz 1, die von der zuständigen Interven- zuständigen Interventionsstelle vorgelegt werden.
tionsstelle genehmigt worden sein müssen;

c) eine Abschrift des in Artikel 68 genannten Analysebulle- (6) Erweist sich, daß der Brennweinhersteller dem Erzeuger
tins; nicht den Ankaufspreis gezahlt hat, so zahlt die Interven-

tionsstelle dem Erzeuger vor dem 1. Juni des Wirtschaftsjahres,d) der Nachweis über die Zahlung des Mindestankaufspreises
das auf das der Weinlieferung folgt, einen Betrag in Höhedes Weins an den Erzeuger;
der Beihilfe, gegebenenfalls über die Interventionsstelle des

e) das Dokument gemäß Artikel 70 der Verordnung (EG) Erzeugermitgliedstaats.
Nr. 1493/1999 für die Beförderung von Brennwein in die
Brennerei, aus dem die Erhöhung des vorhandenen
Alkoholgehalts, ausgedrückt in % vol, durch Angabe des

Abschnitt III — Verwaltungsvorschriftenentsprechenden Alkoholgehalts vor und nach dem Zusatz
des Destillats zum Wein ersichtlich ist;

f) der Nachweis für die Destillation des betreffenden Brenn- Artikel 72
weins.

Fälle höherer Gewalt(3) In dem in Absatz 1 vorgesehenen Fall ist die Sicherheits-
leistung gemäß Artikel 69 Absatz 4 durch den Brennwein-
hersteller nicht erforderlich.

(1) Kann aus Gründen höherer Gewalt das zu destillierende
Erzeugnis in seiner Gesamtheit oder teilweise nicht destilliert

(4) Die Interventionsstelle zahlt die Beihilfe spätestens drei werden, so
Monate nach Vorlage des Antrags und der in Absatz 2
genannten Unterlagen aus. a) unterrichtet der Erzeuger, falls der Fall höherer Gewalt

das zu destillierende Erzeugnis zu einem Zeitpunkt
Artikel 71 betroffen hat, als er rechtlich darüber verfügen konnte,

unverzüglich die Interventionsstelle des Mitgliedstaats, in
dem sich seine Kellerei befindet;Spezifische Bestimmungen

b) unterrichtet der Brenner in allen anderen Fällen unverzüg-(1) In dem in Artikel 74 Absatz 1 dieser Verordnung
lich die Interventionsstelle des Mitgliedstaats, in dem sichgenannten Fall wird der Liefervertrag oder die Erklärung über
die Brennereianlagen befinden.die Herstellung von Brennwein der zuständigen Interven-

tionsstelle spätestens am 31. Dezember des betreffenden
Wirtschaftsjahres zur Genehmigung vorgelegt. Die Interven- In den in Unterabsatz 1 genannten Fällen legt die unterrichtete
tionsstelle teilt dem Erzeuger das Ergebnis des Genehmigungs- Interventionsstelle die Maßnahmen fest, die ihrer Ansicht nach
verfahrens innerhalb von fünfzehn Tagen nach dem Datum aufgrund des angegebenen Umstandes erforderlich sind. Sie
der Einreichung des Vertrags oder der Erklärung mit. kann insbesondere eine Verlängerung der vorgesehenen Fristen

gewähren.
(2) Im Falle der Destillation gemäß Artikel 27 der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 kann die Brennweinherstellung

(2) In dem in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a) genann-frühestens ab dem 1. Januar des betreffenden Wirtschaftsjahres
ten Fall arbeiten, falls sich die Kellerei des Erzeugers undvorgenommen werden, wobei der Vertrag oder die Erklärung
die Brennereianlagen in zwei verschiedenen Mitgliedstaatenauf jeden Fall genehmigt worden sein müssen.
befinden, die Interventionsstellen der beiden betreffenden
Mitgliedstaaten zur Anwendung des Absatzes 1 im Rahmen(3) Der Hersteller sendet der Interventionsstelle spätestens
eines unmittelbaren Informationsaustausches zusammen.am 10. jedes Monats eine Aufstellung der ihm im Verlauf des

Vormonats angelieferten Weinmengen.
In dem in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b) genannten Fall
kann die unterrichtete Interventionsstelle auch den Brenner(4) Um in den Genuß der Beihilfe zu kommen, reicht der

Hersteller spätestens am 30. November nach dem betreffenden bei einer Destillation in Lohnarbeit — unter Vorbehalt der
Zustimmung des Erzeugers — ermächtigen, seine Rechte undWirtschaftsjahr bei der zuständigen Interventionsstelle einen

Antrag ein, dem er den Nachweis über die Leistung einer Pflichten für die noch nicht destillierte Erzeugnismenge an
einen anderen Brenner abzutreten.Sicherheit nach Artikel 69 Absatz 4 dieser Verordnung beifügt.
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Artikel 73 Artikel 74

Kontrolle der Destillationsmaßnahmen Verstöße gegen diesen Titel

(1) Die Kontrolle der Merkmale der zur Destillation geliefer- (1) Geht aus der Überprüfung des Sachverhalts hervor, daß
ten Erzeugnisse, insbesondere der Menge, Farbe und des der Erzeuger für die Gesamtheit oder einen Teil der gelieferten
Alkoholgehalts, erfolgt auf der Grundlage: Erzeugnisse die in den Gemeinschaftsbestimmungen für die

betreffende Destillation vorgesehenen Bedingungen nicht
a) des Dokuments gemäß Artikel 70 der Verordnung (EG) erfüllt, so teilt die zuständige Interventionsstelle dies dem

Nr. 1493/1999, das die Beförderung begleitet; Brenner und dem Erzeuger mit.

b) einer Analyse von Stichproben, die beim Eingang des
(2) Für die in Absatz 1 genannten Erzeugnismengen brauchtErzeugnisses bei der Brennerei unter Kontrolle einer
der Brenner nicht den in den Artikeln 27, 28, 29 und 30 deramtlichen Stelle des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 genannten Preis einzuhalten.sich die Brennerei befindet, entnommen werden. Diese

Entnahme kann mittels repräsentativer Stichproben erfol-
gen; (3) Unbeschadet des Artikels 2 dieser Verordnung gilt fol-

gendes: Erfüllen der Erzeuger oder der Brenner für die Gesamt-
c) gegebenenfalls der nach diesem Titel geschlossenen Ver- heit oder einen Teil der an die Brennerei gelieferten Erzeugnisse

träge. nicht die in den Gemeinschaftsbestimmungen vorgesehenen
Bedingungen für die betreffende Destillation, so

Die Analysen werden von zugelassenen Laboratorien gemäß
Artikel 72 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 durchgeführt, a) besteht für die betreffenden Mengen kein Anspruch auf
die das Ergebnis der Interventionsstelle des Mitgliedstaats Beihilfe;
übermitteln, in dem die Destillation stattfindet.

b) darf der Brenner die aus der Destillation der betreffenden
Mengen gewonnenen Erzeugnisse nicht an die Interven-Wird gemäß den geltenden Gemeinschaftsbestimmungen das
tionsstelle abliefern.in Unterabsatz 1 Buchstabe a) genannte Dokument nicht

ausgestellt, so erfolgt die Kontrolle der Merkmale des zur
Destillation bestimmten Erzeugnisses auf der Grundlage der Wurde die Beihilfe bereits gezahlt, so zieht die Interven-
Analysen gemäß Buchstabe b) desselben Absatzes. tionsstelle die Beihilfe beim Brenner wieder ein.

Ein Vertreter einer amtlichen Stelle überprüft die Menge des Ist die Lieferung der aus der Destillation gewonnenen Erzeug-
destillierten Erzeugnisses, den Destillationszeitpunkt sowie die nisse bereits erfolgt, so zieht die Interventionsstelle von der
Mengen und Eigenschaften der gewonnenen Erzeugnisse. Brennerei einen Betrag ein, der dem Betrag der für die

betreffende Destillation vorgesehenen Beihilfe entspricht.

(2) Das Ergebnis der Prüfung eines Teils des Weins, der
Werden jedoch die in dieser Verordnung vorgesehenen jeweili-Gegenstand eines Vertrags ist, gilt für die gesamte Menge
gen Fristen überschritten, so kann eine Verringerung derWein, die Gegenstand dieses Vertrags ist.
Beihilfe beschlossen werden.

(3) Die Mitgliedstaaten können ferner die Verwendung eines
(4) Die Interventionsstelle zieht beim Erzeuger einen BetragIndikators vorsehen. Die Mitgliedstaaten dürfen sich nicht
in Höhe der dem Brenner gezahlten Beihilfe ein, wenn derunter Berufung auf das Vorhandensein eines Indikators dem
Erzeuger die in den Gemeinschaftsbestimmungen für dieInverkehrbringen eines zur Destillation bestimmten Erzeugnis-
betreffende Destillation vorgesehenen Bedingungen aus einemses oder der aus diesem Erzeugnis gewonnenen Destillate auf
der folgenden Grunde nicht erfüllt:ihrem Gebiet widersetzen.

a) Dieser Erzeuger hat die Erklärung über Ernte, ErzeugungDie Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die Beförderung
oder Bestände nicht fristgerecht vorgelegt;gemeinsam erfolgt, wenn in dieser Verordnung genannte

Erzeugnisse von mehreren Erzeugern zur Destillation geliefert
b) er hat eine Erklärung über Ernte, Erzeugung oder Beständewerden. In diesem Fall wird die Kontrolle der Merkmale der

vorgelegt, die von der zuständigen Behörde des Mitglied-Erzeugnisse gemäß Artikel 70 dieser Verordnung nach den
staats als unvollständig oder ungenau angesehen wird,von den betreffenden Mitgliedstaaten festgelegten Modalitäten
und die fehlenden oder ungenauen Angaben sind für dievorgenommen.
Anwendung der betreffenden Maßnahme von wesentli-
cher Bedeutung;

(4) Die Mitgliedstaaten, die von der Möglichkeit gemäß
Absatz 3 Gebrauch machen, teilen dies der Kommission mit c) er ist den Verpflichtungen gemäß Artikel 37 der Verord-

nung (EG) Nr. 1493/1999 nicht nachgekommen, und derund unterrichten sie über die von ihnen zu diesem Zweck
getroffenen Maßnahmen. In dem in Absatz 3 Unterabsatz 1 Verstoß ist erst festgestellt oder dem Brenner mitgeteilt

worden, nachdem die Zahlung des Mindestpreises auf-genannten Fall sorgt die Kommission für die Unterrichtung
der anderen Mitgliedstaaten. grund von früheren Erklärungen bereits erfolgt war.
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Artikel 75 Abschnitt IV — Verringerung des Ankaufspreises für Wein
gemäß Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999

Strafmaßnahmen
Artikel 76

(1) Außer im Falle höherer Gewalt gilt folgendes:
Verringerung des Ankaufspreises bestimmter angerei-

a) wenn der Brenner die ihm nach diesem Titel obliegenden cherter Weine
Verpflichtungen nicht erfüllt oder sich weigert, Kontrollen
vornehmen zu lassen, wird die Beihilfe nicht gezahlt; (1) Der Ankaufspreis für den zu einer Destillation gemäß

den Artikeln 29 und 30 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
b) wenn der Brenner eine der ihm obliegenden Verpflichtun- gelieferten Wein wird um folgende Beträge verringert:

gen mit Ausnahme der Verpflichtung von Buchstabe a)
nicht erfüllt, verringert die zuständige Behörde die Beihilfe — Zone A: 0,3626 EUR,
je nach Schwere des begangenen Verstoßes um einen

— Zone B: 0,3019 EUR,festen Betrag.

— Zone C: 0,1811 EUR.
(2) In den Fällen höherer Gewalt entscheidet die zuständige
Behörde über die erforderlichen Maßnahmen aufgrund der Die Verringerung gemäß Unterabsatz 1 gilt nicht:
geltend gemachten Umstände.

a) für Wein, der von Erzeugern der Gebiete geliefert wird, in
denen die Erhöhung des Alkoholgehalts nur durch Zusatz

(3) In dem Fall, in dem der Brenner seinen Verpflichtungen von Traubenmost erfolgen darf, und die für das fragliche
nicht innerhalb der gesetzten Fristen nachkommt, verringert Wirtschaftsjahr auf jegliche Beihilfe gemäß Artikel 34 der
sich die Beihilfe wie folgt: Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 verzichten. In diesem

Fall legt der Erzeuger der Brennerei eine Kopie über dena) Bezüglich der Zahlung des Ankaufspreises an den Erzeu-
Verzicht auf die betreffende Beihilfe vor, die von derger gemäß Artikel 47 Absatz 2, Artikel 55 und Artikel 65
vom Mitgliedstaat bezeichneten zuständigen BehördeAbsatz 7 wird die Beihilfe einen Monat lang pro Tag
ordnungsgemäß abgezeichnet worden ist;Verspätung um 1 % gekürzt. Nach Ablauf dieses Monats

wird keine Beihilfe mehr gezahlt. b) für Wein, der bei der Brennerei nach den für die einzelnen
Weinbauzonen in Anhang V Absatz G Nummer 7 derb) Bezüglich Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vorgesehenen Zeit-
punkten eintrifft und von einem Erzeuger geliefert wird,i) der Übermittlung des Nachweises der Zahlung des
der den zuständigen Behörden den Nachweis erbringt,Ankaufspreises gemäß Artikel 60 Absatz 1 und
daß er im Laufe des Wirtschaftsjahres weder den Alkohol-Artikel 65 Absatz 8,
gehalt seiner Tafelweinerzeugung durch Zugabe von
Saccharose erhöht noch für diese Erzeugung einen Antragii) der Einreichung des Beihilfeantrags gemäß Arti-
auf Gewährung der Beihilfe gemäß Artikel 34 der genann-kel 60 Absatz 1 und Artikel 64 Absatz 2 Unterab-
ten Verordnung gestellt hat;satz 2 und Artikel 65 Absatz 8

c) für Weine und Weinkategorien, für die die Mitgliedstaateniii) der Lieferung des Alkohols gemäß Artikel 62 Absatz
die Erhöhung des Alkoholgehalts nicht zulassen oder für1,
das betreffende Wirtschaftsjahr nicht zugelassen haben.

iv) der Übermittlung einer Aufstellung der destillierten
Mengen und der gewonnenen Erzeugnisse gemäß (2) Ein Betrag in Höhe der Verringerung gemäß Absatz 1
Artikel 61 Absatz 2, für die an eine der Brennereien gemäß besagtem Absatz

gelieferte Menge Wein wird an die Erzeuger gezahlt, die dies
v) der Übermittlung einer Aufstellung der zur Brenn- vor dem 1. August bei der zuständigen Behörde entweder

weinherstellung gelieferten Mengen gemäß Arti- unmittelbar oder durch eine Brennerei beantragt und im
kel 71 Absatz 3 betreffenden Wirtschaftsjahr weder den Alkoholgehalt ihrer

Tafelweinerzeugung durch Zugabe von Saccharose erhöhtwird die Beihilfe zwei Monate lang um 0,5 % pro Tag noch für diese Erzeugung einen Antrag auf Gewährung dergekürzt. Beihilfe gemäß Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
gestellt haben.Nach Ablauf dieser zwei Monate wird keine Beihilfe mehr

gezahlt. Erzeugern, die vor dem 1. August einen Antrag stellen und die
im Laufe des Wirtschaftsjahres den Alkoholgehalt durch

Wurde eine Beihilfe im voraus gezahlt, so wird die entsprechen- Zugabe von Saccharose nicht erhöht haben oder die die
de Sicherheit anteilsmäßig zur fälligen Beihilfe freigegeben. Ist genannte Beihilfe nur für einen Teil der an sämtliche Brennerei-
keine Beihilfe fällig, so verfällt die Sicherheit. en im Laufe des Wirtschaftsjahres gelieferten Mengen ihres

Tafelweins beantragt haben, wird der Betrag gemäß Unterab-
satz 1 für die Menge gezahlt, die dem Unterschied zwischen der(4) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über

die Anwendungsfälle von Absatz 1 sowie über die Entscheidun- Tafelweinmenge entspricht, die diese Erzeuger zur Destillation
liefern und der Menge Tafelwein, deren Alkoholgehalt erhöhtgen bei Anträgen auf Berücksichtigung von Fällen höherer

Gewalt. wurde.
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Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten können von Unterabschnitt I — Absatz des Alkohols zu neuen industriel-
len Verwendungendiesen Erzeugern Belege verlangen, mit denen sich die Begrün-

detheit des Antrags nachprüfen läßt.

Artikel 79

Artikel 77
Bestimmung des Begriffs „neue industrielle Verwendun-

gen“
Verringerung der Beihilfen gemäß Artikel 76

Unbeschadet von Artikel 31 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 kann die Kommission eine Ausschreibung fürBei Wein, der für eine der Destillationen gemäß Artikel 76
in der Gemeinschaft durchzuführende Kleinprojekte eröffnen,dieser Verordnung geliefert wird und auf den die Verringerung
unter anderem mit dem Ziel neuer industrieller Verwendungen,angewandt wurde, wird
wie:

a) die an die Brennereien zu zahlende Beihilfe,
a) Beheizung von Gewächshäusern,

b) der den Brennereien für die Lieferung an eine Interven- b) Trocknung von Futtermitteln,tionsstelle gemäß Artikel 30 der Verordnung (EG)
Nr. 1493/1999 zu zahlende Preis, c) Brennstoff für Kesselanlagen, insbesondere von Zement-

fabriken,
c) die Beteiligung des EAGFL (Europäischer Ausrichtungs-

und Garantiefonds für die Landwirtschaft) an den Ausga- sowie zur Verarbeitung zu Ausfuhrwaren für industrielle
ben der Interventionsstelle für die Übernahme des Alko- Zwecke durch einen Unternehmer, der in den letzten beiden
hols gemäß Artikel 30 der Verordnung (EG) Jahren mindestens einmal am aktiven Veredelungsverkehr
Nr. 1493/1999 beteiligt war, ausgenommen Vorgänge, die nur in erneuter

Destillation, Rektifizierung, Wasserentzug, Reinigung oder
um einen Betrag in Höhe der Verringerung gemäß Artikel 76 Denaturierung des Alkohols bestehen.
gesenkt.

Ist der Alkohol für die Ausfuhr in Form von bestimmten
Waren in Drittländer bestimmt, so muß nachgewiesen werden,
daß in den zwei Vorjahren Alkohol aus Drittländern zur
Herstellung derselben Ausfuhrwaren im Rahmen des aktiven
Veredelungsverkehrs verwendet werden durfte.KAPITEL IV

ABSATZ VON ALKOHOL AUS DER DESTILLATION GEMÄSS Artikel 80
KAPITEL I DIESES TITELS UND GEGEBENENFALLS ARTIKEL

30 DER VERORDNUNG (EG) NR. 1493/1999
Eröffnung der Ausschreibung

Die Kommission eröffnet gemäß Artikel 75 der VerordnungArtikel 78
(EG) Nr. 1493/1999 eine Ausschreibung für den Absatz von
Alkohol aus den Destillationen gemäß Artikel 27, 28 und 30
besagter Verordnung zu neuen industriellen Verwendungen.Gegenstand dieses Abschnitts und Begriffsbestimmungen
Für den Zuschlag im Rahmen dieser Ausschreibung stehen
jährlich höchstens 400 000 Hektoliter Alkohol von 100 % vol
zur Verfügung.(1) Dieser Abschnitt enthält die Durchführungsbestimmun-

gen zum Absatz von Alkohol aus der Destillation gemäß den
Artikeln 27, 28 und 30 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999

Artikel 81(nachstehend „Alkohol“ genannt).

Bekanntmachung der AusschreibungDer Absatz kann entweder zu neuen industriellen Verwendun-
gen (Unterabschnitt I) oder zur ausschließlichen Verwendung

Die Ausschreibungen werden im Amtsblatt der Europäischenals Kraftstoff in Drittländern (Unterabschnitt II) oder zur
Gemeinschaften bekanntgegeben.Verwendung als Bioethanol in der Gemeinschaft (Unterab-

schnitt III) erfolgen.
Diese Bekanntmachung betrifft:

(2) Eine Ausschreibung im Sinne dieses Abschnitts ist eine a) die besonderen Bedingungen der Ausschreibung sowie
Aufforderung an Kaufinteressenten, sich durch Einreichung Name und Anschrift der betreffenden Interventionsstel-
von Angeboten oder daraus abgeleitete Verfahren zu bewer- len,
ben, wobei der Zuschlag demjenigen erteilt wird, der unter
Beachtung dieser Verordnung das günstigste Angebot einge- b) die in hl Alkohol von 100 % vol ausgedrückte Alkohol-

menge, die Gegenstand der Ausschreibung ist,reicht hat.
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c) je Mitgliedstaat ein Behältnis oder mehrere eine Partie Artikel 83
bildende Behältnisse,

Annahme oder Ablehnung der Angeboted) den Mindestpreis, zu dem Angebote eingereicht werden
können, gegebenenfalls differenziert nach Endverwen-
dungen,

(1) Die Kommission beschließt nach dem Verfahren des
Artikels 75 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 nach Maßga-e) die Teilnahmesicherheit gemäß Artikel 87 Absatz 5 und
be der eingereichten Angebote und gegebenenfalls je nachdie Sicherheit für die ordnungsgemäße Durchführung
der für den Alkohol vorgesehenen Endverwendung, diesegemäß Artikel 89 Absatz 3 Buchstabe b) dieser Verord-
Angebote anzunehmen oder abzulehnen.nung.

(2) Die Kommission erstellt das Verzeichnis der angenom-Artikel 82
menen Angebote und berücksichtigt dabei die höchsten Ange-
bote in abnehmender Reihenfolge, bis die in der Bekanntma-Bedingungen für die Angebote chung der Ausschreibung genannte Alkoholmenge aus-
geschöpft ist.

(1) Zusätzlich zu den in Artikel 97 dieser Verordnung
aufgeführten Angaben enthält das Angebot:

(3) Erstrecken sich mehrere Angebote, denen stattgegeben
werden kann, ganz oder teilweise auf dieselben Behältnisse, soa) die Alkoholmenge, auf die sich das Angebot bezieht,
schlägt die Kommission die betreffende Alkoholmenge demaufgeteilt nach Lagerbehältnissen und ausgedrückt in hl
Bieter zu, der das absolut höchste Angebot eingereicht hat.Alkohol von 100 % vol;

b) die Nummer der Lagerbehältnisse des Alkohols, auf den Die Kommission kann in dem in Absatz 1 dieses Artikelssich das Angebot bezieht; diese Lagerbehältnisse befinden vorgesehenen Beschluß vorsehen, daß den Bietern, derensich in einem einzigen Mitgliedstaat; Angeboten gemäß dem ersten Unterabsatz nicht stattgegeben
werden kann, vorgeschlagen wird, die betreffende Mengec) den genauen industriellen Verwendungszweck des Alko-
Alkohol durch eine Menge Alkohol derselben Art zu ersetzen.hols;
In diesem Fall werden die betreffenden Angebote berücksich-
tigt, sofern die Bieter einen solchen Ersatz nicht innerhalb vond) die Art der auszuführenden Ware, wenn die für den
zehn Arbeitstagen nach der in Absatz 5 Buchstabe a) diesesAlkohol vorgeschriebene Verwendung seine Ausfuhr in
Artikels genannten Mitteilung der Kommissionsbeschlüsse beiForm von Waren in Drittländer ist.
der zuständigen Interventionsstelle schriftlich ablehnen.

(2) Das Angebot kann den Hinweis enthalten, daß es nur
Zu diesem Zweck gibt die Kommission in ihrem Beschluß imdann als eingereicht gilt, wenn der Zuschlag die ganze vom
Einvernehmen mit der betreffenden Interventionsstelle an, inBieter in seinem Angebot angegebenen Menge betrifft.
welchem Behälter die Ersatzalkoholmenge gelagert ist.

(3) Der Bieter darf je Alkoholsorte, Art der Endverwendung
und Ausschreibung nur ein Angebot einreichen. Reicht er (4) Sind mehrere preisgleiche Angebote eingereicht worden,
jeweils mehrere Angebote ein, so sind alle Angebote ungültig. mit denen die ausgeschriebene Alkoholmenge überschritten

wird, so erteilt die betreffende Interventionsstelle den Zuschlag
für die betreffende Menge:(4) Das Angebot muß bei der Interventionsstelle des betref-

fenden Mitgliedstaats spätestens um 12 Uhr Brüsseler Zeit des
a) entweder im Verhältnis zu den jeweiligen Angebotsmen-in der Bekanntmachung der Ausschreibung genannten Tages

genfür die Einreichung der Angebote eingehen. Dieser Tag muß
zwischen dem 15. und 25. Tag nach dem Tag der Veröffentli-

b) oder durch einvernehmliche Aufteilung der Menge aufchung der Bekanntmachung der Ausschreibung liegen.
die Bieter

(5) Das Angebot ist nur gültig, wenn vor Ablauf der c) oder durch Auslosung.
Angebotsfrist der Nachweis erbracht worden ist, daß eine
Teilnahmesicherheit zugunsten der betreffenden Interven-
tionsstelle geleistet worden ist. (5) Die Kommission

a) teilt die in Anwendung dieses Artikels getroffenen(6) Die betreffende Interventionsstelle teilt der Kommission
Beschlüsse lediglich den Mitgliedstaaten und Interven-innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Ablauf der Angebotsfrist
tionsstellen mit, die über Alkohol verfügen, für den einfür die bei ihr eingereichten Angebote das Namensverzeichnis
Angebot berücksichtigt wurde;der Bieter, deren Angebot gemäß Artikel 97 dieser Verordnung

berücksichtigt werden kann, die gebotenen Preise, die beantrag-
ten Mengen, den Lagerort, die Art des betreffenden Alkohols b) veröffentlicht die Ergebnisse der Ausschreibung in verein-

fachter Form im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften.und die vorgesehene Verwendung mit.
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Artikel 84 (5) Die Verwendung des zugeschlagenen Alkohols muß
in den zwei Jahren nach dem Tag der ersten Übernahme
abgeschlossen sein.

Zuschlagserklärung

(1) Die Interventionsstelle teilt jedem Bieter unverzüglich Unterabschnitt II — Absatz des Alkohols zur ausschließli-
durch Einschreiben mit Rückschein mit, ob seinem Angebot chen Verwendung als Kraftstoff in Drittländern
der Zuschlag erteilt wurde.

Artikel 86
(2) Die Interventionsstelle hält für jeden Zuschlagsempfän-
ger eine Zuschlagserklärung bereit, die bescheinigt, daß sein

Bedingungen für die Ausschreibung nach diesem Unterab-Angebot berücksichtigt wurde.
schnitt

Wird der von der Kommission in Anwendung von Artikel 83
Jedes Vierteljahr eröffnet die Kommission für die Ausfuhr nachAbsatz 3 dieser Verordnung vorgeschlagene Ersatz vom Bieter
bestimmten Drittländern zur ausschließlichen Endverwendungnicht abgelehnt, so erstellt die betreffende Interventionsstelle
als Kraftstoff nach dem Verfahren des Artikels 75 der Verord-die in Unterabsatz 1 genannte Zuschlagserklärung am ersten
nung (EG) Nr. 1493/1999 mehrere Einzelausschreibungen,Arbeitstag nach Ablauf der Frist gemäß Artikel 83 Absatz 3
von denen sich jede auf eine Menge von mindestens 50 000Unterabsatz 2 letzter Satz.
Hektolitern Weinalkohol bezieht und die sich pro Vierteljahr
zusammen auf höchstens 600 000 Hektoliter Alkohol von

(3) Innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt der Mitteilung 100 % vol belaufen.
gemäß Absatz 1 und, bei Anwendung von Absatz 2 Unterab-
satz 2 dieses Artikels, nach Erstellung der Zuschlagserklärung Dieser Alkohol

a) läßt sich der Zuschlagsempfänger von der Interven- 1) muß in eines der folgenden Drittländer eingeführt und
tionsstelle die Zuschlagserklärung gemäß Absatz 2 aus- dort einem Wasserentzug unterzogen werden:
händigen;

a) Costa Rica,
b) weist der Zuschlagsempfänger bei der zuständigen Inter-

ventionsstelle die Leistung einer Sicherheit für die ord- b) Guatemala,
nungsgemäße Durchführung nach, deren Zweck es ist,
die Verwendung des Alkohols für den in seinem Angebot c) Honduras, einschließlich der Schwaneninseln,
vorgesehenen Zweck zu gewährleisten.

d) El Salvador,

Artikel 85 e) Nicaragua,

f) St. Kitts und Nevis,
Übernahme des Alkohols

g) Bahamas,

(1) Die Übernahme des Alkohols erfolgt gegen Vorlage
h) Dominikanische Republik,eines Übernahmescheins, den die Interventionsstelle nach

Bezahlung der betreffenden Menge ausstellt. Diese Menge ist i) Antigua und Barbuda,auf 1 hl Alkohol von 100 % vol genau zu bestimmen.

j) Dominica,
(2) Das Eigentum an dem Alkohol, für den ein Übernahme-

k) Britische Jungferninseln und Montserrat,schein ausgestellt worden ist, geht zu dem auf diesem Schein
angegebenen Zeitpunkt, der nicht später als fünf Tage nach

l) Jamaika,Ausstellung des Scheins liegen darf, auf den Zuschlagsempfän-
ger über; die betreffenden Mengen gelten als zu diesem

m) St. Lucia,Zeitpunkt ausgelagert. Ab diesem Zeitpunkt trägt der Käufer
das Risiko des Diebstahls, Verlusts oder der Vernichtung sowie

n) St. Vincent, einschließlich der nördlichen Grenadi-die Lagerkosten für den nicht übernommenen Alkohol.
nen,

o) Barbados,(3) In dem Übernahmeschein ist der Termin angegeben, bis
zu dem die materielle Übernahme des bezahlten Alkohols aus

p) Trinidad und Tobago,dem Lager der betreffenden Interventionsstelle erfolgen muß.

q) Belize,
(4) Die Übernahme des Alkohols muß vier Monate nach
dem Datum des Empfangs der Mitteilung abgeschlossen sein. r) Grenada, einschließlich der südlichen Grenadinen,
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s) Aruba, (3) Das Angebot muß ferner nach der Bekanntmachung der
Ausschreibung erstellte Nachweise darüber enthalten, daß der

t) Niederländische Antillen (Curaçao, Bonaire, St. Bieter bindende Verpflichtungen mit einem Wirtschaftsbetei-
Eustatius, Saba und der südliche Teil von St. Martin), ligten aus dem Kraftstoffsektor in einem der in Artikel 86

dieser Verordnung aufgeführten Drittländer eingegangen ist,
u) Guyana, der sich verpflichtet, dem zugeschlagenen Alkohol in einem

dieser Länder das Wasser zu entziehen sowie ihn zur aus-v) Amerikanische Jungferninseln,
schließlichen Verwendung als Kraftstoff auszuführen.

w) Haiti;

(4) Das Angebot muß bei der zuständigen Dienststelle der2) darf nur als Kraftstoff in einem Drittland verwendet
Kommission spätestens um 12 Uhr Brüsseler Zeit des inwerden.
der Ausschreibungsbekanntmachung genannten Tages für die
Abgabe der Angebote eingehen.

Artikel 87

(5) Ein Angebot ist nur gültig, wenn vor Ablauf der
Bekanntmachung der Ausschreibung Angebotsfrist der Nachweis erbracht worden ist, daß die

Teilnahmesicherheit zugunsten der jeweiligen Interven-
tionsstelle geleistet worden ist.(1) Die Bekanntmachung der Ausschreibung wird im

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.
Die betreffende Teilnahmesicherheit beläuft sich auf 4 EUR je

Diese Bekanntmachung betrifft: Hektoliter Alkohol von 100 % vol und muß für die gesamte
zum Verkauf stehende Menge geleistet werden.

a) die Formalitäten für die Einreichung des Angebots;

b) die für den Alkohol vorgesehene Verwendung und/oder (6) Zur Anwendung von Absatz 5
endgültige Zweckbestimmung;

a) bescheinigen die betreffenden Interventionsstellen den
c) den Mindestpreis, zu dem Angebote eingereicht werden Bietern unverzüglich die Leistung der Teilnahmesicherheit

können; für die Mengen, mit denen die jeweilige Interventionsstelle
befaßt ist;d) die Anschrift der Kommissionsdienststelle, bei der die

Angebote einzureichen sind; b) übermitteln die betreffenden Interventionsstellen der
Kommission innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Ab-e) die Übernahmefrist gemäß Artikel 91 Absatz 10 dieser
lauf der Angebotsfrist das Verzeichnis der überprüftenVerordnung;
und angenommenen Teilnahmesicherheiten.

f) die Formalitäten für den Erhalt einer Probe;

(7) Für die Teilnahmesicherheit sind die Aufrechterhaltungg) die Zahlungsbedingungen;
des Angebotes nach Ablauf der Angebotsfrist und die Leistung
der Sicherheit zur Gewährleistung der Ausfuhr und/oderh) Angaben darüber, ob der Alkohol denaturiert werden
der Sicherheit für die ordnungsgemäße Durchführung diemuß.
Hauptpflichten im Sinne von Artikel 20 der Verordnung
(EWG) Nr. 2220/85 der Kommission.(2) Jede Bekanntmachung bezieht sich auf eine einzelne

Partie, wobei der Alkohol dieser Partie in mehreren Mitglied-
staaten gelagert sein kann. Artikel 89

(3) In der Ausschreibungsbekanntmachung können gewisse
Annahme oder Ablehnung der Angeboteder in Artikel 86 Nummer 1 aufgeführten Bestimmungsländer

ausgeschlossen werden.
(1) Die Kommission beschließt nach dem Verfahren des
Artikels 75 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 innerhalbArtikel 88
kürzester Zeit nach Maßgabe der eingereichten Angebote,
diese Angebote anzunehmen oder abzulehnen.Angebote

(2) Bei Annahme der Angebote erteilt die Kommission(1) Jeder Bieter darf je Ausschreibung gemäß diesem Unter-
dem günstigsten Angebot den Zuschlag; bei preisgleichenabschnitt II nur ein Angebot einreichen. Reicht er mehrere
Angeboten erfolgt der Zuschlag durch Losentscheid.Angebote ein, so sind alle Angebote ungültig.

(2) Um berücksichtigt zu werden, muß das Angebot die (3) Die Kommission
Angabe des Ortes für die Endverwendung des zugeschlagenen
Alkohols und die Verpflichtung des Bieters enthalten, diese a) unterrichtet die Bieter, deren Angebote nicht berücksich-

tigt wurden, durch Einschreiben mit Rückschein;Bestimmung einzuhalten.
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b) unterrichtet die Mitgliedstaaten, die über Alkohol ver- Zeigt das endgültige Analyseergebnis dieser Stichprobe einen
Unterschied zwischen dem Alkoholgehalt des zu übernehmen-fügen, sowie den Zuschlagsempfänger über ihren

Beschluß; den Alkohols und dem Alkoholgehalt des in der Ausschrei-
bungsbekanntmachung genannten Alkohols, so gelten nach-
stehende Bestimmungen:c) veröffentlicht die Ergebnisse der Ausschreibung in verein-

fachter Form im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften.
a) Die Interventionsstelle setzt die Dienststellen der Kom-

mission sowie den Lagerhalter und den Zuschlagsempfän-
ger noch am selben Tag davon in Kenntnis;(4) Die in Artikel 88 Absatz 5 dieser Verordnung genannte

Teilnahmesicherheit wird freigegeben, wenn das Angebot
b) der Zuschlagsempfänger kann:nicht berücksichtigt wurde oder der Zuschlagsempfänger die

gesamte Sicherheit zur Gewährleistung der Ausfuhr und die i) entweder die Partie mit den festgestellten Merkmalen
gesamte Sicherheit für die ordnungsgemäße Durchführung für vorbehaltlich der Zustimmung der Kommission
die betreffende Ausschreibung geleistet hat. übernehmen

ii) oder die Übernahme der betreffenden Partie ableh-
nen.Artikel 90

In beiden Fällen setzt der Zuschlagsempfänger die Interven-
Zuschlagserklärung tionsstelle und die Kommission gemäß Anhang V dieser

Verordnung noch am selben Tag davon in Kenntnis.

Die Interventionsstelle hält für jeden Zuschlagsempfänger eine
Sobald diese Verpflichtung erfüllt ist, wird der Zuschlag-Zuschlagserklärung bereit, die bescheinigt, daß sein Angebot
sempfänger bei Ablehnung der Übernahme der betreffendenberücksichtigt wurde.
Partie unverzüglich von allen mit der betreffenden Partie
zusammenhängenden Verpflichtungen befreit.

Diese Erklärung ist innerhalb von 20 Tagen nach Erhalt der
Benachrichtigung gemäß Artikel 89 Absatz 3 dieser Verord- (6) Im Falle der in Absatz 5 erwähnten Ablehnung dernung zu erteilen. Ware durch den Zuschlagsempfänger stellt ihm die betreffende

Interventionsstelle innerhalb von höchstens acht Tagen eine
andere Menge Alkohol der vorgesehenen Qualität ohne zusätz-

Artikel 91 liche Kosten bereit.

(7) Die Übernahme des Alkohols erfolgt gegen VorlageÜbernahme des Alkohols
eines Übernahmescheins, den die den Alkohol besitzende
Interventionsstelle nach Bezahlung der übernommenen Menge
ausstellt. Diese Menge ist auf 1 hl Alkohol von 100 % vol(1) Die Interventionsstelle, die über den Alkohol verfügt,
genau zu bestimmen.und der Zuschlagsempfänger erstellen einvernehmlich einen

vorläufigen Zeitplan für die gestaffelte Übernahme des Alko-
Der Übernahmeschein wird über eine Mindestmenge vonhols.
2 500 Hektolitern ausgestellt; ausgenommen hiervon ist die
jeweils letzte Übernahme in einem Mitgliedstaat.

(2) Vor jeglicher Übernahme des Alkohols und spätestens
am Tag der Erteilung des Übernahmescheins leistet der In dem Übernahmeschein ist der Termin angegeben, bis zu
Zuschlagsempfänger bei der Interventionsstelle eine Sicherheit dem die materielle Übernahme des Alkohols aus dem Lager
zur Gewährleistung der fristgerechten Ausfuhr sowie eine der betreffenden Interventionsstelle erfolgen muß. Dieser Ter-
Sicherheit für die ordnungsgemäße Durchführung. min ist spätestens der fünfte Tag.

(8) Das Eigentum an dem Alkohol, für den ein Übernahme-(3) Die Sicherheit für die ordnungsgemäße Durchführung schein ausgestellt wurde, geht zum Zeitpunkt der Ausstellungbeläuft sich auf 30 EUR je Hektoliter Alkohol von 100 % vol. des Übernahmescheins auf den Zuschlagsempfänger über,
wobei dieser Termin spätestens der fünfte Tag ist; die betreffen-
den Mengen gelten als zu diesem Zeitpunkt ausgelagert. Ab(4) Die Sicherheit zur Gewährleistung der fristgerechten diesem Zeitpunkt trägt der Käufer das Risiko des Diebstahls,Ausfuhr beläuft sich auf 3 EUR je Hektoliter Alkohol von Verlusts oder der Vernichtung sowie die Lagerkosten für den100 % vol; sie ist für jede einzelne Alkoholmenge zu leisten, nicht übernommenen Alkohol.die Gegenstand eines Übernahmescheins ist.

(9) Tritt gegenüber dem vom Zuschlagsempfänger an-
gekündigten Termin für die materielle Übernahme der Alko-(5) Vor der Übernahme des zugeschlagenen Alkohols ent-

nehmen die Interventionsstelle und der Zuschlagsempfänger holpartie eine Verzögerung von mehr als fünf Arbeitstagen
ein, die der Interventionsstelle anzulasten ist, so übernimmtjeweils eine Stichprobe des Alkohols, die auf ihren in Volu-

menprozent ausgedrückten Alkoholgehalt untersucht wird. der Mitgliedstaat die fällige Entschädigung.
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(10) Die materielle Übernahme des Alkohols aus dem — eine Kopie der Pläne der Anlagen für die Erzeugung von
Bioethanol für den Kraftstoffsektor mit Angabe derLager der betreffenden Interventionsstelle muß nach spätestens

6 Monaten abgeschlossen sein. Kapazität und der Art der Erzeugung;

— eine Kopie der von den einzelstaatlichen Behörden aus-
(11) Die Verwendung des Alkohols muß in den zwei Jahren gestellten Betriebsgenehmigungen für diese Anlagen;
nach dem Tag der ersten Übernahme abgeschlossen sein.

— die Bescheinigung der einzelstaatlichen Behörden, daß
in der Anlage Alkohol nur als Bioethanol und dieses(12) Die Sicherheit für die Gewährleistung der Ausfuhr des
Bioethanol nur im Kraftstoffsektor verwendet wird;Alkohols wird von der Interventionsstelle, in dessen Besitz

sich der Alkohol befindet, jeweils für die Alkoholmenge — der Verwaltungssitz der zum Vertrieb von Kraftstoff bisfreigegeben, für die der Nachweis geliefert wird, daß sie auf Verbraucherstufe zugelassenen Raffinerien, es seiinnerhalb der vorgesehenen Frist ausgeführt worden ist. In denn, das zugelassene Unternehmen nimmt den VertriebAbweichung von Artikel 23 der Verordnung (EWG) selbst vor.Nr. 2220/85 und abgesehen von Fällen höherer Gewalt verfällt
bei Überschreitung der Ausfuhrfrist die Sicherheit zur Gewähr-

Die Kommission bewertet die Frage, ob das Unternehmen inleistung der Ausfuhr in Höhe von 5 EUR je Hektoliter Alkohol
das Verzeichnis aufgenommen werden kann, anhand dervon 100 % vol
Unterlagen, und unterrichtet die Unternehmen, die einen
Antrag gestellt haben, über das Ergebnis dieser Bewertung.a) zu 15 % auf jeden Fall,

b) nach Abzug dieser 15 % zu 0,33 % des Restbetrags je Tag Artikel 93Überschreitung der betreffenden Ausfuhrfrist.

Öffentlicher Versteigerungen
(13) Die Sicherheit für die ordnungsgemäße Durchführung
wird gemäß Artikel 100 Absatz 3 Buchstabe b) dieser Verord-

(1) Die Bekanntmachung über die öffentliche Versteigerungnung freigegeben.
des Alkohols wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
veröffentlicht.

Unterabschnitt III — Absatz zur Verwendung als Bioethanol Diese Bekanntmachung betrifft:
in der Gemeinschaft

a) die zum Verkauf angebotene Alkoholmenge;

Artikel 92 b) die Behältnisse und ihren Lagerort;

c) den Verkaufspreis;Bedingungen für den Absatz nach diesem Unterabschnitt

d) die Höhe der Sicherheit für die ordnungsgemäße Durch-
führung; die Unternehmen können sich allerdings dafür(1) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti-
entscheiden, die für die einzelnen Ausschreibungen zukels 75 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 innerhalb von
leistende Sicherheit durch eine Dauersicherheit zu erset-drei Monaten nach dem Beschluß gemäß Artikel 89 dieser
zen;Verordnung öffentliche Versteigerungen zum Absatz des Alko-

hols eröffnen.
e) die Formalitäten für den Erhalt einer Probe;

(2) Der Alkohol wird Unternehmen zugeschlagen, die in f) die Zahlungsbedingungen.
der Europäischen Gemeinschaft niedergelassen sind, und er
muß als Kraftstoff verwendet werden. (2) Die zu verkaufende Alkoholmenge besteht aus Partien

gleicher Qualität. Die Partien werden von der Kommission
(3) Zu diesem Zweck wird ein Verzeichnis zugelassener zusammengestellt. Falls die Kommission nach dem Verfahren
Unternehmen aufgestellt. Dieses Verzeichnis wird in der Reihe des Artikels 75 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 nicht
C des Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht anders entscheidet, gibt es so viele Partien, wie Unternehmen
und regelmäßig auf den neuesten Stand gebracht. im Verzeichnis der zugelassenen Unternehmen stehen; die

Partien werden allen im Verzeichnis aufgeführten zugelassenen
Unternehmen zugewiesen. Akzeptiert ein Unternehmen denDie Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Nahmen der
zum Verkauf angebotenen Alkohol nicht, so muß es dies derUnternehmen mit, die ihrer Meinung nach in Betracht kommen
Kommission und der betreffenden Interventionsstelle inner-und die einen Antrag gestellt haben, dem folgende Unterlagen
halb von 30 Tagen nach der Veröffentlichung der Bekanntma-und Angaben beigefügt waren:
chung über die öffentliche Versteigerung des Alkohols mittei-
len. Der nicht akzeptierte Alkohol kann nach dem Datum der— eine Erklärung des Unternehmens, daß es fähig ist, jährlich
Mitteilung der Nichtannahme von dem Verbot der materiellenmindestens 50 000 Hektoliter Alkohol zu verwenden;
Verbringung gemäß Artikel 95 Absatz 2 dieser Verordnung
befreit werden und kann bei einer der folgenden öffentlichen— Sitz des Unternehmens und Standort der Anlagen, in

denen der Alkohol verarbeitet wird; Versteigerungen verkauft werden.
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(3) Der Verkaufspreis des Alkohols entspricht dem (2) Nach der Mitteilung der Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1
Unterabsatz 2 darf der in den betreffenden Behältnissenhöchsten Preis, zu dem der Zuschlag bei der letzten Ausschrei-

bung gemäß Unterabschnitt II des Kapitels III des Titels III befindliche Alkohol nicht mehr bewegt werden, bis für ihn ein
Übernahmeschein ausgestellt worden ist.dieser Verordnung erfolgte, erhöht um einen Betrag je Hektoli-

ter, der nach dem Verfahren des Artikels 75 der Verordnung
(EG) Nr. 1493/1999 festgesetzt wird. Dieses Verbot gilt nicht für Alkohol in Behältnissen, die in den

betreffenden Ausschreibungsbekanntmachungen, Bekanntma-
chungen über die öffentliche Versteigerung des Alkohols oder(4) Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten, in
in dem Beschluß der Kommission gemäß den Artikeln 83 bisderen Besitz sich der Alkohol befindet, und die betreffenden
89 dieser Verordnung nicht genannt sind.Unternehmen über den Zuschlag des Alkohols.

Der Alkohol in den Behältnissen, die in der Mitteilung der(5) Außer in den Fällen, in denen die den Zuschlag erhalten- Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1 dieses Artikels aufgeführtden Unternehmen eine Dauersicherheit geleistet haben, erbrin- sind, kann von den Interventionsstellen, in deren Besitz er sichgen sie innerhalb von 30 Tagen nach dem Datum der befindet, nach Absprache mit der Kommission durch einenMitteilung gemäß Absatz 3 den Nachweis, daß sie zugunsten Alkohol gleichen Typs ersetzt werden oder insbesondere ausder betreffenden Interventionsstelle die Sicherheit über die logistischen Gründen bis zur Ausstellung eines ihn betreffen-ordnungsgemäße Durchführung mit dem Ziel der Gewähr- den Übernahmescheins mit anderem der Interventionsstelleleistung der Verwendung des betreffenden Alkohols als Bioe- geliefertem Alkohol gemischt werden.thanol im Kraftstoffsektor geleistet haben.

(3) Die Alkohol besitzenden Mitgliedstaaten, die von einer(6) Die Übernahme des Alkohols muß drei Monate nach Ausschreibung oder öffentlichen Versteigerung betroffen sind,der Mitteilung der Zuschlagserteilung durch die Kommission unterrichten die Kommission monatlich über den Stand derabgeschlossen sein. materiellen Übernahme des Alkohols, der Gegenstand der
eröffneten Ausschreibung ist.

Artikel 94

Artikel 96
Übernahme des Alkohols

Bedingungen für die PartienFür die öffentlichen Versteigerungen gilt Artikel 91 Absätze 1,
7, 8 und 11 dieser Verordnung entsprechend.

(1) Der Alkohol wird partieweise abgegeben.

Unterabschnitt IV — Allgemeine und Kontrollbestimmun- (2) Eine Partie besteht aus einer Alkoholmenge ausreichend
gen homogener Qualität, die auf mehrere Behältnisse, mehrere

Orte und mehrere Mitgliedstaaten aufgeteilt sein kann.

Artikel 95
(3) Jede Partie trägt eine Nummer. Bei der Numerierung der
Partien werden den Ziffern die Buchstaben „EG“ vorangestellt.Bedingungen für den Alkohol

(4) Jede Partie enthält eine Beschreibung. Diese enthält(1) Für die Erstellung der Ausschreibungsbekanntmachun-
mindestens folgende Angaben:gen bzw. der Bekanntmachungen über die öffentliche Verstei-

gerung des Alkohols übermittelt die Kommission den Mitglied- a) den Lagerort der Partie, einschließlich der Bezugsnum-
staaten ein Auskunftsersuchen, in dem folgendes angegeben mern zur Identifizierung des Behältnisses, in dem sich der
ist: Alkohol befindet, und der in jedem Behältnis enthaltenen

Alkoholmenge;a) die in Hektolitern Alkohol von 100 % vol ausgedrückte
Alkoholmenge, deren Ausschreibung möglich ist; b) die Gesamtmenge, ausgedrückt in Hektoliter Alkohol von

100 % vol. Diese Menge ist auf etwa 1 % genau zub) die betreffende Alkoholart;
bestimmen;

c) die Qualität der Partie unter Festsetzung einer Mindest-
c) für jedes Behältnis den Mindestalkoholgehalt in Volu-und einer Höchstgrenze für die in Artikel 96 Absatz 4

menprozent undBuchstabe d) Ziffern i) und ii) dieser Verordnung genann-
ten Eigenschaften. d) wenn möglich, die Qualität der Partie, wobei für folgende

Parameter eine Mindest- und eine Höchstgrenze angege-
Die betreffenden Mitgliedstaaten teilen der Kommission inner- ben wird:
halb von zwölf Tagen nach Eingang dieses Ersuchens die
Standorte und die genauen Bezugsnummern der verschiedenen i) den Säuregehalt, ausgedrückt in Gramm Essigsäure
Behältnisse des Alkohols mit, der die vorgeschriebenen qualita- je Hektoliter Alkohol von 100 % vol,
tiven Eigenschaften für eine Gesamtmenge aufweist, die min-
destens der in Unterabsatz 1 Buchstabe a) dieses Artikels ii) den Methanolgehalt, ausgedrückt in Gramm je Hek-

toliter Alkohol von 100 % vol,genannten Alkoholmenge entspricht.
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e) die Angabe, welche Interventionsmaßnahme der Alko- Dabei darf die jedem Interessenten gelieferte Menge 5 Liter
je Behältnis nicht überschreiten. Für den Absatz gemäßholerzeugung zugrunde liegt sowie der einschlägige Arti-

kel der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999. Unterabschnitt III kann die Probe gegen Zahlung desselben
Betrags innerhalb von dreißig Tagen nach der Bekanntma-
chung des Absatzes erhalten werden.(5) Besteht eine Ausschreibung aus mehreren Partien, so

wird nur die erste Partie bzw. werden nur die beiden ersten
Partien bis zu einer Höchstmenge von 1 Million Hektoliter

(2) Nach Ablauf der Angebotsfristreinem Alkohol von 100 % vol gemäß Absatz 4 beschrieben.

a) kann der Bieter oder das in Artikel 92 genannte zugelasse-
Artikel 97 ne Unternehmen Proben von dem zugeschlagenen Alko-

hol erhalten,

Allgemeine Bedingungen für die Angebote
b) kann der Bieter oder das in Artikel 92 genannte zugelasse-

ne Unternehmen, dem gemäß Artikel 83 Absatz 3 dieser
(1) Ein Angebot ist nur gültig, wenn es schriftlich einge- Verordnung ein Ersatz vorgeschlagen wurde, Proben von
reicht wird und neben den Angaben gemäß den Unterabschnit- dem ersatzweise zugeschlagenen Alkohol erhalten.
ten I oder II folgende Angaben enthält:

a) die Bezugsnummer der Ausschreibungsbekanntmachung; Diese Proben können bei der Interventionsstelle gegen Zahlung
von 10 EUR/l erhalten werden. Die Menge ist auf 5 Liter je

b) Name und Anschrift des Bieters; Behältnis begrenzt.

c) den vorgeschlagenen Preis, ausgedrückt in EUR je Hektoli-
ter reinen Alkohol von 100 % vol; (3) Die Interventionsstelle des Mitgliedstaats, auf dessen

Hoheitsgebiet der Alkohol gelagert ist, trifft die erforderlichend) die Verpflichtung des Bieters, alle Vorschriften der betref-
Vorkehrungen, um den Interessenten die ordnungsgemäßefenden Ausschreibung einzuhalten;
Wahrnehmung des Rechtes gemäß Absatz 2 zu ermöglichen.

e) eine Erklärung des Bieters, wonach er

(4) Stellt der Zuschlagsempfänger oder das in Artikel 92i) auf Beanstandungen der Qualität und der Eigen-
genannte zugelassene Unternehmen innerhalb der in Arti-schaften des gegebenenfalls zugeschlagenen Erzeug-
kel 85, 91 oder 94 dieser Verordnung vorgesehenennisses verzichtet,
Höchstfrist für die Übernahme der betreffenden Alkoholpartie

ii) mit allen Kontrollen betreffend die Zweckbestim- fest, daß eine zugeschlagene Alkoholmenge für die vorgesehe-
mung und Verwendung des Alkohols einverstanden nen Verwendungszwecke untauglich ist aufgrund verdeckter
ist, Mängel, die als solche nicht durch eine Kontrolle vor der

Zuteilung des Alkohols entdeckt werden konnten, und wird
iii) bereit ist, den Nachweis der Verwendung des Alko- diese Feststellung von der betreffenden Interventionsstelle

hols gemäß den in der Bekanntmachung festgelegten bestätigt, so kann die Kommission beschließen, dem Zuschlag-
Bedingungen zu erbringen. sempfänger ein Ersatzalkoholmenge vorzuschlagen. Im Einver-

nehmen mit der betreffenden Interventionsstelle wird das
Behältnis bezeichnet, in dem die Ersatzmenge gelagert ist.(2) Ein Angebot ist nur gültig, wenn
Erhebt der Zuschlagsempfänger binnen zehn Arbeitstagen
nach der Notifizierung des einschlägigen Kommissions-a) der Bieter in der Gemeinschaft ansässig ist;
beschlusses über die Ersatzalkoholmenge schriftlich keinen
Einspruch gegen diese Ersetzung, so wird davon ausgegangen,b) es die gesamte Partie betrifft.
daß er damit einverstanden ist.

(3) Ein gültiges Angebot kann nicht zurückgezogen werden.

Artikel 99(4) Ein Angebot kann abgelehnt werden, wenn der Bieter
nicht die Gewähr für die ordnungsgemäße Erfüllung seiner
Verpflichtungen bietet.

Anforderungen bezüglich der Denaturierung und/oder
der Kennzeichnung

Artikel 98

(1) Ist die Denaturierung des Alkohols vorgesehen, so mußProben die Menge denaturiert werden, die der Menge entspricht, die
zwischen dem Zeitpunkt der Erteilung des Übernahmescheins
und der materiellen Übernahme dieses Alkohols unter der(1) Nach der Veröffentlichung der Ausschreibungsbekannt-

machung und bis zum Ablauf der dort genannten Ange- Kontrolle der betreffenden Mitgliedstaaten übernommen wur-
de. Die diesbezüglichen Kosten gehen zu Lasten des Zuschlags-botsfrist kann jeder Interessent gegen Zahlung von 2 EUR/l

Proben des zum Verkauf angebotenen Alkohols erhalten. empfängers.
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(2) Die Denaturierung erfolgt durch Zusatz von jeweils 1 % iv) 2 % der ausgelagerten Alkoholmengen im Fall
von Alkoholverlusten aufgrund der Beförde-Benzin zu der Menge Alkohol von 100 % vol.
rungen auf dem Land- oder Seeweg, die im
Rahmen einer Ausschreibung für die Ausfuhr(3) Die Denaturierung kann in einem für diesen Zweck
von Alkohol nach einem der in Artikel 86vorgesehenen Behältnis erfolgen.
dieser Verordnung aufgeführten Drittländer er-
forderlich sind;

Artikel 100 v) 0,9 % der rektifizierten Alkoholmengen im Fall
eines Alkoholverlustes aufgrund einer Rektifi-

Anforderungen bezüglich der Sicherheiten zierung in der Gemeinschaft;

vi) 0,9 % der Alkoholmengen, denen Wasser ent-Für die Zwecke dieser Verordnung gilt folgendes:
zogen wurde, im Fall eines Alkoholverlustes
aufgrund eines Wasserentzugs in der Gemein-1) a) Für die Teilnahmesicherheit sind die Aufrechterhal-
schaft;tung des Angebots nach Ablauf der Angebotsfrist

und die Leistung der Sicherheit für die ordnungs- vii) 1,2 % der rektifizierten Alkoholmengen im Fall
gemäße Durchführung die Hauptpflichten im Sinne eines Alkoholverlustes aufgrund einer Rektifi-
von Artikel 20 der Verordnung (EWG) Nr. 2220/85; zierung in einem der in Artikel 86 dieser

Verordnung aufgeführten Drittländer;b) für die Sicherheit über die ordnungsgemäße Durch-
führung sind die tatsächliche Verwendung des über- viii) 1,2 % der Alkoholmengen, denen Wasser ent-
nommenen Alkohols zu den in der betreffenden zogen wurde, im Fall eines Alkoholverlustes
Ausschreibung vorgesehenen Zwecken und die aufgrund eines Wasserentzugs in einem der
vollständige materielle Übernahme des Alkohols aus in Artikel 86 dieser Verordnung aufgeführten
den Lagern jeder betreffenden Interventionsstelle vor Drittländer.
Ablauf der Frist die Hauptpflichten im Sinne von

Der in Ziffer iv) und/oder v) genannte ProzentsatzArtikel 20 der Verordnung (EWG) Nr. 2220/85.
kann mit den in den Ziffern i) und ii) genannten

2) a) Der zugeschlagene Alkohol muß ohne Berücksichti- Prozentsätzen kumuliert werden.
gung etwaiger Alkoholverluste während der Beförde-

Der in Ziffer vi) und/oder vii) genannte Prozentsatzrung und der für die Endverwendung des Alkohols
kann mit dem in Ziffer iii) genannten Prozentsatznotwendigen Verarbeitungsvorgänge vollständig zu
kumuliert werden.den in der betreffenden Ausschreibung vorgesehe-

nen Zwecken verwendet werden. Für die Anwendung der vorgenannten Prozentsätze
werden die Alkoholmengen anhand der von denJeder etwaige Alkoholverlust ist nur zulässig, wenn zuständigen Kontrollbehörden erteilten Meßbriefeer am Ort der Endverwendung bzw. bei zur Ausfuhr oder entsprechenden Unterlagen bestimmt.bestimmtem Alkohol an dem Ort, an dem der

Alkohol das Zollgebiet der Gemeinschaft verlassen c) Bei Alkohol, der für eine neue industrielle Verwen-
hat, überprüft und von der zuständigen Kontroll- dung zugeschlagen wurde und vor der vorgesehenen
behörde und/oder, wenn eine internationale Über- Endverwendung rektifiziert werden muß, gilt die
wachungsgesellschaft gemäß Artikel 102 dieser Ver- zweckentsprechende Verwendung des übernomme-
ordnung bestimmt worden ist; von dieser Gesell- nen Alkohols als vollständig, wenn mindestens 90 %
schaft bescheinigt wurde; sofern der Verlust die der im Rahmen einer bestimmten Ausschreibung
Grenzwerte von Buchstabe b) nicht überschreitet. übernommenen Gesamtalkoholmengen zu diesen

Zwecken verwendet werden; der Zuschlagsempfän-
b) Außer im Falle höherer Gewalt wird ein Betrag von ger unterrichtet die Kommission über die Menge,

96 EUR/hl der Sicherheit für die ordnungsgemäße die Bestimmung und die Verwendung der bei der
Durchführung einbehalten, wenn die bei den nach- Rektifizierung erhaltenen Erzeugnisse. Die Verluste
stehend genannten Vorgängen aufgetretenen Alko- dürfen die unter Buchstabe b) aufgeführten Grenz-
holverluste die folgenden Grenzwerte überschreiten: werte jedoch nicht übersteigen.

i) 0,05 % der gelagerten Alkoholmengen je Lager- 3) a) Die Teilnahmesicherheit wird unverzüglich freigege-
monat im Fall eines Alkoholverlustes durch ben, wenn das Angebot nicht angenommen wurde
Verdunstung; oder wenn der Zuschlagsempfänger die Vorausset-

zungen gemäß Absatz 1 Buchstabe a) erfüllt hat.
ii) 0,4 % der ausgelagerten Alkoholmengen im

b) Die Sicherheit für die ordnungsgemäße Durchfüh-Fall eines Alkoholverlustes aufgrund einer oder
rung wird von jeder beteiligten Interventionsstellemehrerer Beförderungen auf dem Landweg;
unverzüglich freigegeben, wenn der Zuschlag-
sempfänger der jeweiligen Interventionsstelle für dieiii) 1 % der ausgelagerten Alkoholmengen im Fall

von Alkoholverlusten aufgrund einer oder ihn betreffende übernommene Menge die nach
den Nummern 2 und 3 sowie nach Titel V dermehrerer Beförderungen auf dem Landweg

zusammen mit einer oder mehreren Beförde- Verordnung (EWG) Nr. 2220/85 erforderlichen
Nachweise erbringt.rungen auf dem See- oder Flußweg;
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c) In Abweichung von Artikel 27 der Verordnung Artikel 102
(EWG) Nr. 2220/85 wird ein Betrag in Höhe von
10 % der Sicherheit für die ordnungsgemäße Durch-

Heranziehung einer internationalen Überwachungsgesell-führung erst dann freigegeben, wenn der Zuschlags-
schaftempfänger bei jeder betreffenden Interventionsstelle

für die sie betreffende übernommene Alkoholmenge
die Nachweise über die Verwendung des Alkohols In der Ausschreibungsbekanntmachung kann die Heranzie-
erbringt, aus denen alle gegebenenfalls im Rahmen hung einer internationalen Gesellschaft zur Überwachung
der betreffenden Ausschreibung aufgetretenen Alko- der ordnungsgemäßen Durchführung der Ausschreibung und
holverluste hervorgehen. Werden diese Nachweise insbesondere der endgültigen Bestimmung und/oder Endver-
nicht innerhalb einer Frist von 12 Monaten ab dem wendung des Alkohols vorgeschrieben werden. Die dabei
vorgesehenen Termin für die Endverwendung des anfallenden Kosten sowie die Kosten für die gemäß Artikel 99
Alkohols erbracht, so verfällt ein Betrag von dieser Verordnung durchgeführten Kontrollen und Analysen
96 EUR/hl für die Alkoholverluste, die die in Num- gehen zu Lasten des Zuschlagsempfängers.
mer 2 festgesetzten Grenzwerte überschreiten.

TITEL IV
Artikel 101

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Kontrollmaßnahmen
Artikel 103

(1) Die betreffenden Mitgliedstaaten ergreifen die erforderli-
Mitteilungen an die Kommissionchen Maßnahmen, um die in diesem Kapitel vorgesehenen

Vorgänge zu unterstützen und die Einhaltung der geltenden
Gemeinschaftsvorschriften zu gewährleisten. Sie bezeichnen

1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission folgendes mit:eine oder mehrere Stellen, die sie mit der Kontrolle der
Einhaltung dieser Vorschriften beauftragen.

a) jeden Monat bei den Destillationen gemäß Artikel 29 der
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999:

Die Kontrolle beinhaltet Nachprüfungen, die mindestens denje-
i) die destillierten Weinmengen;nigen entsprechen, die bei der Überwachung von heimischem

Alkohol angewendet werden, in jedem Fall aber mindestens
ii) die Alkoholmengen, die Gegenstand der sekundären

Beihilfe sind;
a) eine materielle Überprüfung der transportierten Alkohol-

menge; b) alle zwei Monate: für die Destillationen gemäß den
Artikeln 27, 28, und 30 der Verordnung (EG)

b) eine Überwachung der Verwendung des Alkohols durch Nr. 1493/1999:
unangemeldete und häufige, mindestens einmal monat-
lich stattfindende Nachprüfungen; i) die destillierten Mengen Wein, Weintrub und Brenn-

wein;
c) eine Kontrolle der Buchführung, der Register, der Verwen-

ii) gegebenenfalls mit Unterscheidung zwischendungsverfahren und der Lagerbestände.
neutralem Alkohol, Rohalkohol und Branntwein:

— die im Vorzeitraum erzeugten Mengen;Bei denaturiertem Alkohol finden die Nachprüfungen mindes-
tens alle zwei Monate statt. — die von den Interventionsstellen im Vorzeit-

raum aufgrund gemeinschaftlicher oder ein-
zelstaatlicher Vorschriften übernommenen
Mengen;(2) Die Mitgliedstaaten legen die Unterlagen, Register und

sonstigen Belege bzw. Angaben fest, die vom Zuschlag-
— die von denselben Interventionsstellen im Vor-sempfänger beizubringen sind. Sie setzen die Kommission von

zeitraum abgesetzten Mengen;den zur Anwendung von Absatz 1 vorgesehenen Kontrollmaß-
nahmen in Kenntnis. Die Kommission teilt dem betreffenden — die am Ende des Vorzeitraums im Besitz dersel-
Mitgliedstaat gegebenenfalls die zur Gewährleistung der wirk- ben Interventionsstellen befindlichen Mengen.
samen Kontrolle notwendigen Informationen mit.

Für die von diesen Interventionsstellen abgesetzten Men-
gen teilen sie ebenfalls die Verkaufspreise mit und melden
die Erzeugnisse, die innerhalb der Gemeinschaft befördert(3) Die von den Mitgliedstaaten getroffenen Vorkehrungen

werden der Kommission vor Beginn der Kontrolle mitgeteilt. oder ausgeführt wurden;
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c) zehn Tage vor Ablauf eines jeden Quartals: die Entschei- f) spätestens am 30. April für das vorhergehende Wirt-
schaftsjahr:dungen bei Anträgen auf Berücksichtigung von Fällen

höherer Gewalt und die diesbezüglich von den zuständi-
gen Stellen getroffenen Maßnahmen in den Fällen gemäß i) bezüglich der Beihilfen gemäß Artikel 35 Absatz 1den folgenden Artikeln dieser Verordnung: Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999

und Titel I Kapitel I dieser Verordnung:
i) Artikel 9,

— die Grundstoffmengen, für die eine Beihilfe
ii) Artikel 10, beantragt worden ist, wobei diese nach ihrer

Art und nach der Weinbauzone, aus der sie
stammen, aufzuschlüsseln sind;iii) Artikel 11 Absatz 3,

— die Grundstoffmengen, für die eine Beihilfeiv) Artikel 15,
gewährt worden ist, wobei diese nach ihrer
Art und nach der Weinbauzone, aus der sie

v) Artikel 16, stammen, aufzuschlüsseln sind;

vi) Artikel 20 Absätze 4, 5 und 6,
ii) bezüglich der Beihilfen gemäß Artikel 35 Absatz 1

Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
vii) Artikel 36, und Titel I Kapitel II dieser Verordnung:

viii) Artikel 37, — die Mengen von Traubenmost und konzentrier-
tem Traubenmost, für die eine Beihilfe bean-
tragt wurde, aufgeschlüsselt nach Weinbauzo-ix) Artikel 72,
nen, aus denen sie stammen,

x) Artikel 75 Absatz 1,
— die Mengen von Traubenmost und konzentrier-

tem Traubenmost, für die eine Beihilfe gewährt
xi) Artikel 100 Absatz 2 Buchstabe b); wurde, aufgeschlüsselt nach Weinbauzonen,

aus denen sie stammen,
d) spätestens am 31. Dezember des laufenden Wirtschafts-

jahres: bezüglich der Beihilfen für die private Lagerhaltung — die von den Verarbeitern und Marktteilneh-
gemäß Titel III Kapitel I der Verordnung (EG) mern gezahlten Preise für Traubenmost und
Nr. 1493/1999 und Titel II dieser Verordnung: konzentrierten Traubenmost;

— die während der Laufzeit des Vertrages zu kon- iii) die Fälle, in denen Brenner oder Brennweinhersteller
zentriertem Traubenmost oder rektifiziertem Trau- ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen sind
benmostkonzentrat verarbeiteten Traubenmost- sowie die daraufhin ergriffenen Maßnahmen.
mengen sowie die gewonnenen Mengen;

e) spätestens am 5. März des laufenden Wirtschaftsjahres:
Artikel 104

— bezüglich der Beihilfen für die private Lagerhaltung
gemäß Titel III Kapitel I der Verordnung (EG)

Fristen und DatenNr. 1493/1999 und Titel II dieser Verordnung:

— die Erzeugnismengen, die am 16. Februar unter Die in dieser Verordnung genannten Fristen, Daten und
Vertrag eingelagert sind; Termine werden gemäß der Verordnung (EWG, Euratom)

Nr. 1182/71 festgesetzt. Artikel 3 Absatz 4 der genannten
— bezüglich der Beihilfen gemäß Artikel 34 der Ver- Verordnung gilt jedoch nicht für die Festsetzung der Lagerzeit

ordnung (EG) Nr. 1493/1999 und Titel I Kapitel II gemäß Titel II dieser Verordnung.
dieser Verordnung:

— die Anzahl der Erzeuger, die die Beihilfe erhal-
ten haben, Artikel 105

— die Weinmengen, die einer Anreicherung un-
terzogen wurden, Aufhebung

— die Mengen des hierfür verwendeten kon-
zentrierten Traubenmostes und rektifizierten Die Verordnungen (EWG) Nr. 2682/77, 1059/83, 3461/85,

441/88, 2598/88, 2640/88, 2641/88, 2721/88, 2728/88,Traubenmostkonzentrats, ausgedrückt in %
vol potentieller Alkoholgehalt und Hektoliter; 3105/88, 1238/92, 377/93 et 2192/93 werden aufgehoben.
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Artikel 106 — Verordnung (EWG) Nr. 1059/83,

Inkrafttreten — Verordnung (EWG) Nr. 2640/88,

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf-
— Verordnung (EWG) Nr. 2641/88,fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in

Kraft.
— Verordnung (EWG) Nr. 2728/88,

Sie gilt ab 1. August 2000.

— Verordnung (EWG) Nr. 2721/88,Die nachstehend aufgeführten Verordnungen bleiben jedoch
für die Erzeugnisse des Wirtschaftsjahres 1999/2000 bis zum
31. August 2000 gültig: — Verordnung (EWG) Nr. 3105/88.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Brüssel, den 25. Juli 2000.

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Umrechnungstabelle für den potentiellen Alkoholgehalt und den bei 20 °C durch die Refraktometer-Methode
gemäß Anhang XVIII der Verordnung (EG) Nr. 1622/2000 zur Einführung eines Gemeinschaftskodex der

önologischen Verfahren und Behandlungen ermittelten Zahlenwert

(Artikel 13 dieser Verordnung)

Potentieller Alkoholgehalt Potentieller Alkoholgehalt
(% vol)(% vol)Refraktometer-Wert Refraktometer-Wert

% (p/p)% (p/p)
Most Konsentrierter Most Most Konsentrierter Most

54,8 37,94 41,8650,9 34,62

54,9 38,02 41,9551,0 34,69

55,0 38,09 42,0451,1 34,76

55,1 38,16 42,1451,2 34,82

55,2 38,26 42,2351,3 34,89

55,3 38,36 42,3351,4 34,96

55,4 38,46 42,4451,5 35,06

55,5 38,56 42,5451,6 35,16

55,6 38,66 42,6451,7 35,25

55,7 38,76 42,7451,8 35,35

55,8 38,86 42,8351,9 35,45 39,07

55,9 38,95 42.9352,0 35,55 39,17

56,0 39,06 43.0452,1 35,63 39,26

56,1 39,12 43.1352,2 35,70 39,35

56,2 39,19 43.2352,3 35,77 39,45

56,3 39,26 43.3252,4 35,85 39,54

56,4 39,32 43.4252,5 35,95 39,63

56,5 39,42 43.5252,6 36,05 39,73

56,6 39,52 43.6252,7 36,14 39,83

56,7 39,62 43.7252,8 36,23 39,93

56,8 39,72 43.8152,9 36,32 40,02

56,9 39,82 43.9253,0 36,41 40,12

57,0 39,92 44.0253,1 36,49 40,22

57,1 39,99 44.1253,2 36,56 40,30

57,2 40,07 44.2253,3 36,63 40,40

57,3 40,14 44.3153,4 36,71 40,50

57,4 40,21 44.4153,5 36,81 40,59

57,5 40,31 44.5153,6 36,91 40,69

57,6 40,41 44.6153,7 37,01 40,79

57,7 40,51 44.7153,8 37,11 40,89

57,8 40,60 44.8153,9 37,20 40,99

57,9 40,69 44.9154,0 37,30 41,09

58,0 40,78 45.0154,1 37,38 41,18

58,1 40,85 45.1154,2 37,45 41,28

58,2 40,93 45.2154,3 37,53 41,37

58,3 40,99 45.3054,4 37,60 41,47

58,4 41,08 45.4054,5 37,69 41,56

58,5 41,17 45.5054,6 37,78 41,66

58,6 41,27 45.6154,7 37,87 41,76
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Potentieller Alkoholgehalt Potentieller Alkoholgehalt
(% vol)(% vol)Refraktometer-Wert Refraktometer-Wert

% (p/p)% (p/p)
Most Konsentrierter Most Most Konsentrierter Most

63,4 45,64 50,5658,7 41,37 45.71

63,5 45,74 50,6758,8 41,47 45.80

63,6 45,84 50,7758,9 41,57 45.91

63,7 45,94 50,8859,0 41,67 46,01

63,8 46,03 50,9959,1 41,77 46.11

63,9 46,11 51,0859,2 41,87 46.22

64,0 46,18 51,1859,3 41,97 46.32

64,1 46,26 51,2959,4 42,06 46,43

64,2 46,33 51,3959,5 42,14 46.53

64,3 46,42 51,4959,6 42,23 46.64

64,4 46,51 51,6059,7 42,31 46.74

64,5 46,60 51,7159,8 42,38 46.83

64,6 46,70 51,8159,9 42,46 46.93

64,7 46,80 51,9260,0 42,53 47.03

64,8 46,90 52,0360,1 42,63 47.12

64,9 46,99 52,1460,2 42,73 47.23

65,0 47,09 52,2560,3 42,83 47.34

65,1 47,21 52,3660,4 42,93 47.44

65,2 47,31 52,4660,5 43,03 47.55

65,3 47,41 52,5760,6 43,12 47.65

65,4 47,51 52,6860,7 43,20 47.75

65,5 47,61 52,7960,8 43,27 47.85

65,6 47,71 52,9060,9 43,35 47,94

65,7 47,82 53,0161,0 43,42 48,04

65,8 47,92 53,1261,1 43,51 48,14

65,9 48,02 53,2261,2 43,60 48,25

66,0 48,12 53,3461,3 43,69 48,36

66,1 48,21 53,4461,4 43,79 48,46

66,2 48,30 53,5461,5 43,89 48,57

66,3 48,40 53,6461,6 43,99 48,67

66,4 48,49 53,7561,7 44,08 48,79

66,5 48,58 53,8661,8 44,18 48,89

66,6 48,67 53,9661,9 44,28 48,99

66,7 48,76 54,0862,0 44,38 49,10

66,8 48,86 54,1862,1 44,48 49,20

66,9 48,95 54,2962,2 44,58 49,30

67,0 49,04 54,4062,3 44,65 49,40

67,1 49,14 54,5162,4 44,73 49,50

67,2 49,23 54,6262,5 44,80 49,60

67,3 49,33 54,7362,6 44,88 49,71

67,4 49,42 54,8362,7 44,97 49,81

67,5 49,52 54,9562,8 45,05 49,91

67,6 49,61 55,0662,9 45,14 50,02

67,7 49,71 55,1763,0 45,24 50,12

67,8 49,81 55,2863,1 45,34 50,23

67,9 49,90 55,4063,2 45,44 50,34

68,0 50,00 55,5063,3 45,54 50,45
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Potentieller Alkoholgehalt Potentieller Alkoholgehalt
(% vol)(% vol)Refraktometer-Wert Refraktometer-Wert

% (p/p)% (p/p)
Most Konsentrierter Most Most Konsentrierter Most

72,8 54,70 60.9168,1 50,10 55,61

72,9 54,80 61.0268,2 50,20 55,72

73,0 54,90 61.1468,3 50,30 55,83

73,1 55,00 61.2568,4 50,40 55,94

73,2 55,10 61.3768,5 50,50 56,06

73,3 55,20 61.4868,6 50,60 56,16

73,4 55,30 61.6068,7 50,70 56,28

73,5 55,40 61.7268,8 50,80 56,38

73,6 55,50 61.8368,9 50,90 56,50

73,7 55,60 61.9469,0 50,99 56,61

73,8 55,70 62.0669,1 51,09 56,72

73,9 55,80 62.1869,2 51,19 56,83

74,0 55,90 62.2869,3 51,28 56,94

74,1 56,00 62.4169,4 51,38 57,06

74,2 56,09 62.5269,5 51,47 57,17

74,3 56,19 62.6469,6 51,57 57,28

74,4 56,29 62.7669,7 51,66 57,39

74,5 56,39 62.8769,8 51,76 57,51

74,6 56,49 62,9969,9 51,86 57,62

74,7 56,59 63.1070,0 51,95 57,72

74,8 56,69 63,2370,1 52,05 57,84

74,9 56,79 63.3370,2 52,14 57,95

75,0 56,89 63.4670,3 52,24 58,07

75,1 63.5870,4 52,33 58,18

75,2 63.6970,5 52,43 58,29

75,3 63.8170,6 52,53 58,41

75,4 63.9370,7 52,62 58,52

75,5 64.0570,8 52,72 58,63

75,6 64.1670,9 52,81 58,74

75,7 64.2871,0 57,91 58,86

75,8 64.4171,1 53,01 58,97

75,9 64.5471,2 53,11 59,09

76,0 64.6671,3 53,21 59,20

76,1 64.7871,4 53,31 59,31

76,2 64.8971,5 53,41 59,42

76,3 65,0271,6 53,51 59,53

76,4 65,1371,7 53,61 59,65

76,5 65,2571,8 53,71 59,76

76,6 65,3771,9 53,81 59,88

76,7 65,4972,0 53,91 59,99

76,8 65,6172,1 54,00 60,11

76,9 65,7472,2 54,10 60,22

77,0 65,8772,3 54,20 60,33

77,1 65,9972,4 54,30 60,45

77,2 66,0972,5 54,40 60.56

77,3 66,2172,6 54,50 60.68

77,4 66,3172,7 54,60 60.79
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Potentieller Alkoholgehalt Potentieller Alkoholgehalt
(% vol)(% vol)Refraktometer-Wert Refraktometer-Wert

% (p/p)% (p/p)
Most Konsentrierter Most Most Konsentrierter Most

78,7 67,8977,5 66,45
78,8 68,0277,6 66,58
78,9 68,1477,7 66,71
79,0 68,26

77,8 66,82
79,1 68,38

77,9 66,94 79,2 68,51
78,0 67,06 79,3 68,62
78,1 67,19 79,4 68,75

79,5 68,8778,2 67,29
79,6 69,0078,3 67,41
79,7 69,1278,4 67,52
79,8 69,24

78,5 67,65
79,9 69,35

78,6 67,77
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ANHANG II

Qualitative Mindestanforderungen an Tafelweine gemäß Artikel 27 Buchstabe b) Ziffer i) dieser Verordnung

I. Weißweine

a) Vorhandener Mindestalkoholgehalt: 10,5% vol

b) Höchstgehalt an flüchtiger Säure: 9 Milliäquivalent je Liter

c) Schwefeldioxidhöchstgehalt: 155 je Liter

II. Rotweine

a) Vorhandener Mindestalkoholgehalt: 10,5 % vol

b) Höchstgehalt an flüchtiger Säure: 11 Milliäquivalent je Liter

c) Schwefeldioxidhöchstgehalt: 115 mg je Liter

Roséweine müssen den vorstehenden Anforderungen für Rotweine entsprechen, abgesehen vom Schwefeldioxidgehalt; der
Schwefeldioxidhöchstgehalt ist der für Weißweine geltende Höchstgehalt.

Die Bedingungen gemäß den Buchstaben a) und c) gelten jedoch nicht für rote Tafelweine, die aus Rebsorten der Art Portugieser
gewonnen wurden, und weiße Tafelweine, die aus Rebsorten der Arten Sylvaner, Müller-Thurgau oder Riesling gewonnen wurden.
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ANHANG III

Definition des in Artikel 43 dieser Verordnung genannten neutralen Alkohols

1. Organoleptische Eigenschaften Kein festzustellender Fremd
geschmack im Grundstoff

2. Vorhandener Mindestalkoholgehalt: 96 % vol

3. Höchstwerte für Rückstände

— Gesamtsäuregehalt
ausgedrückt in Essigsäure g/hl Alkohol von 100 % vol 1,5

— Ester
ausgedrückt in Etylazetat g/hl Alkohol von 100 % vol 1,3

— Aldehyde
ausgedrückt in Azetaldehyd g/hl Alkohol von 100 % vol 0,5

— Höhere Alkohole
ausgedrückt in Methyl-2-propanol-1 g/hl Alkohol von 100 % vol 0,5

— Methanol
g/hl Alkohol von 100 % vol 50

— Trockenextrakt
g/hl Alkohol von 100 % vol 1,5

— Flüchtige Stickstoffbasen
ausgedrückt in g Stickstoff/hl Alkohol von 100 % vol 0,1

— Furfural Nicht zu ermitteln
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ANHANG IV

Gemeinschaftliche Analysemethode für neutralen Alkohol

Im Sinne dieses Anhangs sind:

a) Wiederholgrenze: derjenige Wert, unterhalb dessen man die absolute Differenz zwischen zwei einzelnen
Prüfergebnissen, die unter denselben Bedingungen (derselbe Prüfer, dasselbe Gerät, dasselbe Labor, kurze
Zeitspanne) erzielt werden, mit einer vorgegebenen Wahrscheinlichkeit erwarten darf;

b) Vergleichgrenze: derjenige Wert, unterhalb dessen man die absolute Differenz zwischen zwei einzelnen
Prüfergebnissen, die unter verschiedenen Bedingungen (verschiedene Prüfer, verschiedene Geräte und/oder
verschiedene Labors und/oder verschiedene Zeiträume) erzielt werden, mit einer vorgegebenen Wahrscheinlich-
keit erwarten darf.

Unter einem „einzelnen Prüfergebnis“ versteht man denjenigen Wert, den man erhalten hat, indem man ein genormtes
Prüfverfahren zur Gänze auf eine einzelne Probe angewandt hat. Wenn nichts anderes angegeben ist, so ist die
Wahrscheinlichkeit 95 %.
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ANHANG V

Mitteilung über Ablehnung oder Annahme von Partien im Rahmen einer Ausschreibung für die Ausfuhr
von Weinalkohol

— Name des Bieters, dem der Zuschlag erteilt wurde:

— Datum der Ausschreibung:

— Datum der Ablehnung oder Annahme der Partie durch den Zuschlagsempfänger:

Begründung der Ablehnung
Nummer der Partie Menge in Hektolitern Lagerort des Alkohols oder der Annahme

der Übernahme
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